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Einleitung | Hinweise 
 
Diese Zusammenstellung soll als Arbeitshilfe für die Mitgliedsorganisationen des Deutschen Bundesjugendrings und ihre Un-
tergliederungen vor und nach der Wahl zum 17. Deutschen Bundestag am 27. September 2009 dienen. 
 
Die Auswahl beschränkt sich auf die Parteien, die bereits im 16. Deutschen Bundestag vertreten sind. Sie sind in alphabetischer 
Reihenfolge aufgeführt. 
 
Die Auswahl der Themenfelder erfolgte nach den wichtigsten Beschlusslagen und Arbeitsfeldern des Deutschen Bundesjugend-
rings. Aussagen zu anderen Themenfeldern wurden nicht berücksichtigt. 
 
Die Zuordnung zu den Zwischenüberschriften erfolgte unabhängig von der Gliederung der einzelnen Parteiprogramme und nach 
Einschätzung der Autoren. Wenn bei einzelnen Zwischenüberschriften keine Aussagen einzelner Parteien angegeben sind, heißt 
das lediglich, dass die Autoren keine expliziten Aussagen dazu im Programm der Partei gefunden haben, nicht, dass die Partei 
dazu keine Aussagen getroffen hat. 
 
Einen Anspruch auf Vollständigkeit erhebt diese Zusammenstellung nicht. Insbesondere konnten nicht alle Aussagen zu allen 
Politikfeldern aufgenommen werden. 
 
 
Berlin im Juli 2009 
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Quellen 
 
Die Aussagen der Parteien wurden entnommen: 
 
 
Bündnis90/Grüne: „Bundestagswahlprogramm 2009“ 
 
 
CDU/CSU: „Wir haben die Kraft – Gemeinsam für unser Land.“ Regierungsprogramm 2009-2013 
 
 
DIE LINKE: „Konsequent sozial. Für Demokratie und Frieden.“ Bundestagswahlprogramm DIE LINKE 
 
 
FDP: „Die Mitte stärken.“ Deutschlandprogramm der Freien Demokratischen Partei 
 
 
SPD: „Sozial und Demokratisch. Anpacken für Deutschland.“ Das Regierungsprogramm der SPD 
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Bündnis 90/Die Grünen CDU/CSU Die Linke FDP SPD 
 

Arbeitsmarktpolitik 
Mindestlohn / Tarifverträge 

„Mit einem allgemeinen gesetzlichen 
Mindestlohn in Höhe von wenigstens 
7,50 € je Stunde wollen wir sicherstel-
len, dass man von seiner Arbeit auch 
leben kann. Höhere Mindestlöhne in 
einzelnen Branchen bleiben hiervon 
unberührt.“ 
 
„Wir wollen [...] in Branchen mit gerin-
ger Tarifbindung Tarifverträge für 
allgemeinverbindlich erklären.“  

„…Das für ein menschenwürdiges 
Leben notwendige Einkommen sichert 
nicht ein einheitlicher, gesetzlicher 
Mindestlohn, sondern, wo dies erfor-
derlich ist, eine Kombination aus fairen 
Löhnen und ergänzenden staatlichen 
Leistungen.“ 
 
„…Verbot sittenwidriger Löhne gesetz-
lich klarstellen.“ 
 

„In allen Branchen muss ein flächende-
ckender gesetzlicher Mindestlohn von 
zehn Euro eingeführt werden.“ 
 
 
 
 
 
„…höhere tarifliche Mindestlöhne in 
diesen Branchen für allgemeinverbind-
lich erklären;…“  

„Die FDP ist gegen die Einführung von 
gesetzlichen Mindestlöhnen.“ 
 
 „Die Tarifautonomie muss vor staatli-
chen Lohndiktaten geschützt werden. 
Statt Mindestlöhnen brauchen gerade 
Mittelständler flexiblere Regelungen.“ 
 
„Wenn die Belegschaften und Arbeit-
geber vom Tarifvertrag abweichende 
Regelungen wollen, muss Ihnen eine 
entsprechende Vereinbarung auf be-
trieblicher Ebene ermöglicht werden 
und zwar ohne, dass eine Zustimmung 
der Gewerkschaften und der Arbeitge-
berverbände erforderlich ist. Allge-
meinverbindliche Tarifverträge verhin-
dern dem gegenüber betriebliche 
Bündnisse.“ 

„…Garantie sozialer Bürgerrechte 
durch […] einen Mindestlohn für Ar-
beit.“ 
„Unser Ziel ist ein allgemeiner gesetz-
licher Mindestlohn.“ 
„Alle sollen Arbeit haben, gerecht 
entlohnt.“ 
 
 „Wir werden die Tarifautonomie in 
Deutschland und Europa verteidigen.“  
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Bündnis 90/Die Grünen CDU/CSU Die Linke FDP SPD 
 

Gewerkschaften / Tarifpolitik (sonstiges) 
„Um ArbeitnehmerInnen gerade in 
unsicheren Arbeitsverhältnissen zu 
stärken, ist in der Arbeitswelt ein 
Verbandsklagerecht für Gewerkschaf-
ten überfällig. Sie können damit zum 
Beispiel für die Durchsetzung von 
Mindestlöhnen sorgen.“ 
 
„Wir brauchen durchsetzungsfähige 
Arbeitnehmerorganisationen. Eine 
Schwächung der Tarifautonomie ist mit 
uns nicht zu machen. Die Verlagerung 
von Lohnverhandlungen auf die einzel-
betriebliche Ebene lehnen wir ent-
schieden ab.“ 

 „…Lohnfindung nicht verstaatlicht…, 
sondern Aufgabe der Tarifpartner … 
Wer Vollzeit arbeitet, soll in der Regel 
von seinem Einkommen leben können.“ 
 
„…Tarifautonomie…stärken.“ 
 
„Die Mini-Jobs sollen erhalten blei-
ben.“ 

 „…gleicher Lohn für gleiche Arbeit für 
Frauen im Verhältnis zu Männern, für 
Beschäftigte im Osten im Verhältnis zu 
Beschäftigten im Westen;…“ 
 
 

„Wir wollen die Einkommensgrenze für 
Minijobs ohne Abgaben für Arbeitneh-
mer von bisher 400 auf 600 EURO 
erhöhen.“ 
 

„Leiharbeit: ... Stärkung des Prinzips 
„Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“. 
 
„Gerechte Löhne.... Wir werden dafür 
sorgen, dass sich die Lücke zwischen 
den Löhnen von Männern und Frauen … 
schließt.“ 

Bekämpfung von Arbeitslosigkeit 
„Mit unserem grünen New Deal wollen 
wir in den nächsten vier Jahren eine 
Million neuer Jobs schaffen, indem wir 
Zukunftsinvestitionen vorziehen und 
die ökologischen und sozialen Schwä-
chen unserer Wirtschaftsordnung 
beseitigen. Dabei setzen wir auf einen 
Mix aus klarer Ordnungspolitik[...], 
neuen Finanzierungsinstrumenten[...], 
veränderten Rahmenbedingungen für 
den Arbeitsmarkt[...] sowie vorgezoge-
nen staatlichen Investitionen[...].“ 
 
„Wir wollen, dass es für Langzeitar-
beitslose auch öffentlich geförderte 
Beschäftigung gibt.“ 
 

„Mit dem Mindesteinkommen gelingt 
es, Arbeitsplätze zu sichern und zu 
schaffen – mit dem Mindestlohn wer-
den Arbeitsplätze zerstört.“ 
 
„…effektive und effiziente Arbeits-
marktpolitik,…“ 
 
„…marktgerechte Arbeitsplätze fördern 
statt Arbeitslosigkeit 
zu finanzieren.“ 
 
„Nur Maßnahmen, die Arbeitslose 
wirksam in Beschäftigung mit Perspek-
tive bringen, sollen fortbestehen.“ 
 

„…mit einem Zukunftsfonds Arbeits-
plätze sichern und mit einem öffentli-
chen Investitionsprogramm neue Ar-
beitsplätze schaffen,…“ 
 
„…öffentlich geförderter Beschäftigung 
für Erwerbslose…“ 
 
„Ein-Euro-Jobs sind in tariflich bezahlte 
Stellen umzuwandeln.“ 
 
„…Verbot von Massenentlassungen bei 
allen Unternehmen, die nicht insol-
venzgefährdet sind…“ 
 
„…eine Million dieser Arbeitsplätze im 
öffentlichen Dienst schaffen sowie 
500.000 Arbeitsplätze in einem öffent-
lich geförderten, gemeinnützigen 

 „Die Verlängerung des Kurzarbeiter-
geldes hat hunderttausende Arbeits-
plätze in Deutschland gesichert. Wir 
fordern die Qualifizierung der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer.“ 
 
„Wir werden die Angebote für Weiter-
bildung massiv ausbauen.“ 
 
„..... bleibt Vollbeschäftigung ein Ziel.“ 
 
„...ein zentrales Ziel sozialdemokrati-
scher Politik bleibt, dass alle Men-
schen ihren eigenen Lebensunterhalt 
durch gerecht bezahlte Arbeit verdie-
nen können. Neue Arbeitsplätze ent-
stehen vor allem in den Feldern des 
veränderten gesellschaftlichen Be-
darfs.“ 
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Bündnis 90/Die Grünen CDU/CSU Die Linke FDP SPD 
Beschäftigungssektor;“ 
 
„…Schutz durch die Arbeitslosenversi-
cherung verbessern…“ 
„ […] die Weiterbildung stärken, einen 
öffentlich geförderten Beschäftigungs-
sektor mit sozialversicherungspflichti-
gen Arbeitsverhältnissen schaffen und 
die Ansprüche auf Förderung als eine 
Versicherungsleistung verankern...“ 

 
„.. bundesweit für jede Arbeitnehmerin 
und jeden Arbeitnehmer einen Rechts-
anspruch auf eine kostenlose Überprü-
fung des individuellen Qualifizierungs-
bedarfs einrichten.“ 
 

Kündigungsschutz 
  „…Kündigungsschutz ausweiten…“ „...Kündigungsschutzgesetz muss 

beschäftigungsfreundlicher werden. 
Der Kündigungsschutz sollte erst für 
Betriebe mit mehr als 20 Beschäftigten 
und nach einer Beschäftigungsdauer 
von zwei Jahren gelten. Der Kündi-
gungsschutz gegen willkürliche Kündi-
gungen bleibt uneingeschränkt für alle 
Arbeitnehmer bestehen.“ 

„Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
haben soziale Rechte..... Der Schutz 
vor Kündigung […] sind für die SPD 
unverzichtbare Rechte von Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern.“ 
 

Arbeitszeit / Arbeitsgesetze 
  „…gesetzliche Höchstarbeitszeit sen-

ken auf regelmäßig 40 Stunden pro 
Woche…“ 
 

 „Wir halten ein Arbeitsvertragsgesetz-
buch für begrüßenswert, wenn es von 
den Sozialpartnern im Konsens erar-
beitet wird und vollständig und ver-
ständlich die bestehenden Regelungen 
ohne einen Abbau von Arbeitnehmer-
rechten bündelt.“ 
 
„Flexibilisierung von Arbeitszeit kann 
und soll ein Vorteil für Arbeitnehmer 
sein... Zeitsouveränität für Familien, 
aber auch für ehrenamtliches Engage-
ment.“  
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Bündnis 90/Die Grünen CDU/CSU Die Linke FDP SPD 
 

Arbeitsvermittlung 
„Dazu gehört auch ein Wunsch- und 
Wahlrecht bei der Berufswahl, bei der 
Auswahl der Qualifikations- und Fort-
bildungsangebote oder einer dauerhaf-
ten Beschäftigung, sowie eine bessere 
Anerkennung von bürgerschaftlichem 
Engagement.“ 
 
„Dazu wollen wir eine zügige Neuorga-
nisation der Jobcenter auf dem Weg 
einer verfassungsrechtlichen Absiche-
rung der Arbeitsgemeinschaften und 
der zugelassenen kommunalen Träger 
erreichen.“ 
 
„Wir wollen die Zumutbarkeitsregeln 
beim Arbeitslosengeld II entschärfen. 

„Wir brauchen eine gut arbeitende 
Bundesagentur für Arbeit (BA).“ 
 
„Dennoch ist der Weg der Verbesse-
rung auch in der BA nicht abgeschlos-
sen.“ 
 
„…Betreuung von Menschen, die lang-
zeitarbeitslos sind, in enger Kooperati-
on zwischen den Kommunen und der 
BA erfolgt. Die Leistungen sollen dabei 
aus einer Hand erfolgen.“ 
 
„…Bekenntnis zu Optionskommu-
nen...“ 
 
„Schwerpunkt der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende muss das Bemühen um 
Qualifizierung und Vermittlung sein. 
[…] Die Grundsicherung für Arbeitsu-
chende soll den Prinzipien des För-
derns und Forderns entsprechen.“ 

„...die Zumutbarkeit von Arbeit an neue 
Bedingungen knüpfen: Existenz si-
cherndes Einkommen schaffen, die 
berufliche Qualifikation in Wert stellen, 
am vorherigen Verdienst orientieren, 
die Ansprüche an Flexibilität und Pen-
delzeiten senken, die politische und 
religiöse Gewissensfreiheit achten, 
freiwillige Teilnahme an arbeitsmarkt-
politischen Förderprogrammen.“ 
 

„Bei Ablehnung einer zumutbaren 
angebotenen Arbeit wird das Bürger-
geld gekürzt.“ 
 
„Die FDP spricht sich seit Jahren für 
eine Übertragung der Aufgaben der 
örtlichen Arbeitsagenturen und ARGEn 
auf die Kommunen aus.“ 
 
„Die FDP will die Bundesagentur [...] 
auflösen, um ihre Aufgaben in einem 
Drei Drei-Säulen Säulen-Modell neu zu 
ordnen: In einer Versicherungsagentur, 
die das Arbeitslosengeld auszahlt und 
Wahlfreiheit bei den Tarifen einräumt. 
In einer kleinen Arbeitsmarktagentur 
für überregionale und internationale 
Aufgaben [...] in viele kommunale 
Jobcenter.“ 
 
„Um die Vermittlungsgutscheine für 
Kurzzeitarbeitslose sollen kommunale 
Jobcenter und private 
Anbieter konkurrieren..“ 
 
„Eine vollständige Privatisierung der 
Arbeitsvermittlung ist nicht vorgese-
hen.“ 
 
„Bei der Arbeitslosenversicherung ist 
das Versicherungsprinzip wieder zu 
stärken.“ 

„Wir brauchen […] mehr Vermittler bei 
den Arbeitsagenturen und Jobcentern – 
und bessere Vermittlung.“ 
 
„… werden wir sicherstellen, dass die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
in Transfergesellschaften eine intensi-
ve Unterstützung und Qualifizierung 
erhalten. Ihnen müssen alle Förderin-
strumente der Arbeitsmarktpolitik 
offen stehen.“ 
 
„... die Zahl der Arbeitsvermittlerinnen 
und –vermittler in Zeiten der wirt-
schaftlichen Krise aufstocken.“ 
 
„...verfassungskonforme Nachfolgere-
gelung für die Arbeitsgemeinschaften 
von Bundesagentur für Arbeit und 
Kommunen schaffen. Die Zusammen-
arbeit von Vermittlungssachverstand 
und örtlichem Wissen hat sich be-
wahrt.“ 
 
„...insbesondere die Existenzgründung 
aus der Arbeitslosigkeit heraus besser 
fordern.“ 
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Bündnis 90/Die Grünen CDU/CSU Die Linke FDP SPD 
 

Berufsausbildung: Duales System 
„Mit dem System "Dual Plus" wollen 
wir ein triales Ausbildungssystem 
einführen [...] Das bestehende "Duale 
System" soll um eine dritte Säule, die 
überbetrieblichen Zentren, erweitert 
werden.“ 
 
„Wir wollen außerdem die Berufsaus-
bildung durch Modularisierung und 
verbindliche Anerkennung von Teilqua-
lifikationen flexibler für Betriebe und 
Auszubildende gestalteten.“ 

„…kontinuierliche Fortentwicklung der 
Ausbildungsberufe…“ 
 

 „Das duale Ausbildungssystem hat 
sich in Deutschland seit Jahrzehnten 
bewährt.“ 
 
„Die berufliche Bildung stellt ein zent-
rales Element der Innovationsfähigkeit 
eines Staates dar.“ 
„Am Ende jeder Ausbildung muss eine 
anerkannte Abschlussprüfung stehen.“
 
„Ausbildungsgänge müssen flexibler 
und modular aufgebaut werden.“ 

„Wir werden das duale System stärken 
und die Ausbildungsberufe moderni-
sieren. Wir wollen mehr Ausbildungs-
angebote, die eine betriebliche Ausbil-
dung mit einem akademischen Studi-
um verbinden.“ 

Berufsausbildung: Ausbildungsumlage/ Ausbildungspakt 
 „In den Branchen, in denen unterpro-
portional ausgebildet wird, sollen die 
Ausbildungskosten durch regionale 
oder branchenspezifische verpflich-
tende Umlagesysteme besser zwischen 
ausbildenden und nicht ausbildenden 
Betrieben verteilt werden.“ 

„Neue Ausbildungsplätze bleiben auch 
in schwierigen wirtschaftlichen Zeiten 
unser vorrangiges Ziel. Wir wollen den 
erfolgreichen Ausbildungspakt mit der 
Wirtschaft über 2010 hinaus fortfüh-
ren.“ 

„Ausbildungsplatzumlage einführen: 
die Unternehmen an der Finanzierung 
der Berufsausbildung solidarisch 
beteiligen.“ 
 

 „.... Ausbildungspakt weiterentwickeln 
und streben an, die Ausbildungsplatz-
Verpflichtungen der Wirtschaft weiter 
zu erhöhen.“ 
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Bündnis 90/Die Grünen CDU/CSU Die Linke FDP SPD 
 

Berufsausbildung: allgemein 
„Eine Ausbildung ist das A und O für 
den Start in das Berufsleben. […] Damit 
alle Jugendlichen einen Ausbildungs-
platz bekommen, wollen wir neue und 
flexible Wege zu einer anerkannten 
Berufsausbildung eröffnen und den 
unsinnigen Warteschleifen ein Ende 
machen.“ 
 
 „Die arbeitsmarktpolitischen Angebote 
für junge Erwerbslose müssen gebün-
delt und vorrangig in Richtung Schul-
abschluss und Ausbildung führen.“ 
 

„Eine gute Ausbildung ist die beste 
Vorsorge gegen Arbeitslosigkeit.“ 
 

„...gute und umfassende Berufsausbil-
dung sichern: Schmalspurausbildun-
gen und Warteschleifen abschaffen, 
Betriebe in die Verantwortung nehmen, 
Berufsausbildung reformieren und 
Qualität in den Mittelpunkt stellen; 
Mitbestimmungsrechte für außerbe-
triebliche Auszubildende stärken;“ 
 
„…Ausbildungsentgelte grundsätzlich 
tariflich vereinbaren, außer- und über-
betriebliche Ausbildungen mit betrieb-
lichen gleichstellen…“ 
 
„…Jugendarbeitsschutz ausbauen…“ 

 „Wir wollen eine Berufsausbildungsga-
rantie für alle, die älter als 20 Jahre 
sind und weder Berufsabschluss noch 
Abitur haben.“  
 

Übergang Schule - Beruf 
„Dafür muss bereits in der Schule die 
Berufsorientierung einen größeren 
Stellenwert bekommen und ge-
schlechtssensibel ausgestaltet wer-
den. Produktionsklassen sollen Schul-
abschlüsse und Übergänge in eine 
betriebliche Ausbildung fördern.“ 

   „... die Arbeits- und Berufsorientierung 
.... soll gemeinsam mit einer umfang-
reichen Beratung und Berufswahlvor-
bereitung Pflichtangebot in allen all-
gemeinbildenden Schulen sein.“ 
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Betriebliche Mitbestimmung 
„Wir wollen die Mitbestimmung von 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
in den Unternehmen stärken. Die Bil-
dung von Betriebsräten und gewerk-
schaftliche Organisation sind dafür 
wichtige Voraussetzungen.“ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
„Für alle Unternehmen ab 1.000 Be-
schäftigte soll künftig die paritätische 
Mitbestimmung gelten.“ 

 „Beteiligung von abhängig Beschäftig-
ten und ihren Gewerkschaften an 
wesentlichen Entscheidungen der 
Unternehmen stärken; paritätische 
Mitbestimmung der abhängig Beschäf-
tigten auf alle privaten, öffentlichen 
und gemeinwirtschaftlichen Unterneh-
men ausweiten, die mehr als 100 Be-
schäftigte haben; die Mitbestimmung 
bei wirtschaftlichen Entscheidungen 
auch in kleineren Betrieben im Be-
triebsverfassungsgesetz verankern;“ 
 
„…erzwingbares Initiativrecht für 
Betriebsräte schaffen, um Einstellun-
gen zu erreichen…“ 
 
„… Jugendvertretung stärken…“ 
 
„…paritätische Mitbestimmung in allen 
Betrieben ab 100 Beschäftigten;“ 

„Die Kosten der betrieblichen Mitbe-
stimmung müssen begrenzt, die ge-
setzlich vorgegebene Zahl der Be-
triebsratsmitglieder deutlich reduziert 
werden. Ein Betriebsrat sollte erst in 
Unternehmen ab 20 Beschäftigten 
gebildet werden und ein Wahlquorum 
von 50 Prozent erfordern.“ 
 
 
 
 
 
 
 
„Das Gewerkschaftsprivileg im Auf-
sichtsrat entspricht nicht mehr der 
betrieblichen Realität..“ 
 
 
„Die Drittelparität [...] muss die paritä-
tische Mitbestimmung ersetzen.“ 

„Heute zeigt sich, dass die Mitbestim-
mung in Betrieben und Unternehmen 
ein unverzichtbarer stabiler Erfolgsfak-
tor ist.“ 
 
„Erhalt und Stärkung des deutschen 
Mitbestimmungsmodells [...] Auswei-
tung der mitbestimmungspflichtigen 
Geschäfte [...] Mitbestimmungsfreie 
Zonen reduzieren.“ 
 
 „Mitbestimmung auch generell bei 
Fragen der Ausbildung und Weiterbil-
dung im Betrieb ausbauen.... Rechte 
der Betriebsräte bei der Frauenförde-
rung in den Betrieben stärken.... Kam-
pagne zur Gründung von Betriebsräten 
starten.“ 
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Praktika 
„Wer ein Praktikum macht, darf nicht 
ausgenutzt werden, sondern soll die 
Praxis kennen lernen. Ein Praktikum ist 
ein Ausbildungs- und kein Arbeitsver-
hältnis. Wir fordern gesetzliche Min-
deststandards wie einen Praktikums-
vertrag, Bezahlung von mindestens 
300 € monatlich, Anspruch auf Urlaub, 
eine zeitliche Begrenzung und ein 
Gütesiegel “Faires Praktikum”.“ 

 „…klare gesetzliche Abgrenzung von 
Arbeits- und Lernverhältnissen: Be-
rufseinstieg über reguläre Arbeitsver-
träge sichern; Praktika mit mindestens 
300 Euro im Monat vergüten… 
 

 „Praktika dürfen nicht zur Sackgasse 
werden. Deshalb wollen wir eine recht-
lich bessere Absicherung von Prakti-
kantinnen und Praktikanten gegen die 
Ausnutzung als billige oder gar kosten-
lose Arbeitskräfte.“ 
 

Sonstige Aussagen aus diesem Politikfeld 
 „Wir stehen weiter ein für unser Ziel 

„Arbeit für Alle“. Um dies zu erreichen, 
[…] Bildungs- und Qualifizierungsof-
fensive starten.“ 
 

„…keine sachgrundlose Befristung von 
Arbeitsverträgen; Sozialversiche-
rungspflicht für jede geleistete Arbeits-
stunde;…“ 
 

„...bereits bei Vertragsschluss statt 
des gesetzlichen Kündigungsschutzes 
eine Abfindung beziehungsweise den 
Anspruch auf eine vom Arbeitgeber zu 
finanzierende Weiterbildung vereinba-
ren können. Das generelle Vorbeschäf-
tigungsverbot für sachgrundlos befris-
tete Einstellungen muss abgeschafft 
werden.“ 

„Zahlreiche Übergriffe der letzten Jahre 
haben deutlich gemacht, dass wir ein 
eigenes Arbeitnehmerdatenschutzge-
setz benötigen...“ 
 
„Durch Gesetz muss klargestellt wer-
den, dass in der Insolvenz der Lohn für 
bereits geleistete Arbeit nicht miss-
bräuchlich entzogen werden darf.“ 
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Soziale Sicherungssystemen/ Steuerpolitik 
Grundsicherung etc. / Umbau Sozialversicherungssystem 

„Die Zahlung einer sozialen Grundsi-
cherung soll weiterhin an die Bereit-
schaft geknüpft werden, der Gesell-
schaft etwas zurückzugeben.“ 
 
„Mit unserem grünen Progressivmodell 
wollen wir die Sozialversicherungsbei-
träge sozial staffeln und damit Gering-
verdiener von hohen Abgaben entlas-
ten. Mini- und Midi-Jobs fallen dafür 
weg. Für alle Einkommen bis 2.000 
Euro sollen die Beitragssätze erst 
langsam und stufenlos ansteigen.“ 
 
„Die komplizierte Familienförderung 
wollen wir in eine einheitliche Kinder-
grundsicherung weiter entwickeln.“ 
 
„Wir schlagen eine eigenständige und 
bedingungslose Kindergrundsicherung 
für alle Kinder vor. Sie soll das sozio-
kulturelle Existenzminimum und Frei-
beträge für Erziehung und Betreuung 
umfassen, sofern diese Leistungen 
nicht öffentlich kostenfrei bereitge-
stellt werden. Die Eltern müssen diese 
Kindergrundsicherung versteuern.“ 

„…Mindesteinkommen für Alle…“ 
 
„Das für ein menschenwürdiges Leben 
notwendige Einkommen sichert nicht 
ein einheitlicher, gesetzlicher Mindest-
lohn, sondern, wo dies erforderlich ist, 
eine Kombination aus fairen Löhnen 
und ergänzenden staatlichen Leistun-
gen.“ 

„Hartz IV durch eine bedarfsdeckende 
und sanktionsfreie Mindestsicherung 
ersetzen, die Armut tatsächlich verhin-
dert und die 7 Bürgerrechte der Betrof-
fenen achtet…“ 
 
„…eigenständigen Mindestsicherungs-
anspruch für Kinder unter Berücksich-
tigung von eigenem Einkommen und 
Unterhaltsansprüchen einführen;“ 
 
„den bedarfsorientierten Kinderzu-
schlag und das Kindergeld sofort auf je 
200 Euro erhöhen; beide Leistungen zu 
einer bedarfsorientierten Kindergrund-
sicherung zusammenführen und aus-
bauen;“ 

„Sozialleistungen, die sich aus Steuern 
finanzieren, sollen möglichst vollstän-
dig in einer einzigen Transferleistung – 
dem Bürgergeld – zusammengefasst 
werden.“ 
 
„Im Bürgergeld werden das Arbeitslo-
sengeld II einschließlich der Leistun-
gen für Wohnen und Heizung, das 
Sozialgeld, die Grundsicherung im 
Alter, die Sozialhilfe (ohne Sozialhilfe 
in besonderen Lebenslagen), der Kin-
derzuschlag und das Wohngeld zu-
sammengefasst. Die Leistungen wer-
den beim Bürgergeld grundsätzlich 
pauschaliert gewährt und von einer 
einzigen Behörde, dem Finanzamt, 
verwaltet.“ 
 
„Bei der Berechnung des Bürgergeld-
anspruches werden alle Erwachsenen 
und Kinder einer so genannten Be-
darfsgemeinschaft berücksichtigt [...] 
Kinder erhalten dabei einen eigenen 
Bürgergeldanspruch im Rahmen der 
Bedarfsgemeinschaft.“ 
 
„Der Bürgergeldanspruch für einen 
Alleinstehenden ohne Kinder soll im 
Bundesdurchschnitt 662 Euro pro 
Monat betragen.“ 

„Der Umbau der sozialen Sicherung hin 
zu Bürgersozialversicherungen ist 
unser Leitprinzip...“ 
 
„Weiterentwicklung von Kinderzu-
schlag und Wohngeld helfen [...] Fami-
lien vor Armut zu schützen.“ 
 
„Wir wollen eigenständige, bedarfsge-
rechte Kinderregelsätze durch eine 
zielgenauere Bedarfsermittlung 
verbessern.“ 
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Arbeitslosengeld / Hartz IV 
„Auch wer ohne Erwerbsarbeit ist oder 
sich aus anderen Gründen in einer 
Notlage befindet, muss ein Leben in 
Würde und Selbstbestimmung führen 
und sich auf eine armutsfeste Existenz-
sicherung verlassen können.“ 
 
„Wir wollen die Regelsätze für Erwach-
sene sofort auf zunächst 420 Euro 
erhöhen.“ 
 
“Für Kinder und Jugendliche brauchen 
wir deshalb endlich Regelsätze, die 
den tatsächlichen Bedarf abdecken.“ 
 
„Die Regelsätze für Kinder und Jugend-
liche wollen wir auf eine neue Berech-
nungsgrundlage stellen, die ihre tat-
sächlichen Bedarfe berücksichtigt und 
sie ebenfalls sofort anheben.“ 

„Schwerpunkt der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende muss das Bemühen um 
Qualifizierung und Vermittlung sein. 
Wir wollen in der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende die Anreize zur Arbeit 
durch die Neuordnung der Hinzuver-
dienstregelungen sowie eine konse-
quente Missbrauchsbekämpfung ver-
stärken. Die Grundsicherung für Ar-
beitsuchende soll den Prinzipien des 
Förderns und Forderns entsprechen 

„Hartz IV-Empfängerinnen und  
-empfänger sollen monatlich einen 
Mindestsatz von 500 Euro erhalten ...“ 
 
„…höherer Regelsatz sofort für Kinder 
und Jugendliche, die Leistungen nach 
Hartz IV beziehen“ 
 
„…angemessene Wohnkosten in Höhe 
der tatsächlichen Aufwendungen erset-
zen (Maßstab: Kriterien sozialer Woh-
nungsbau plus zehn Prozent, Brutto-
warmmiete)…“ 
 
„…Bedarfsgemeinschaft abschaffen,…“ 
 
„die Vermögensfreigrenzen auf 20.000 
Euro pro Person heraufsetzen und das 
Schonvermögen für die Altersvorsorge 
auf 700 Euro pro Lebensjahr anheben;“ 

„Bei Ablehnung einer zumutbaren 
angebotenen Arbeit wird das Bürger-
geld gekürzt.“ 
 
„Dazu soll die Anrechnung eigenen 
Arbeitseinkommens auf das Bürgergeld 
neu ausgestaltet werden.“ 
 
 

„Es wird auch weiterhin eine regelmä-
ßige Überprüfung der Regelsätze des 
Arbeitslosengeldes II und gegebenen-
falls dessen bedarfsgerechte Erhöhung 
geben.“ 
 
 

Kinderarmut 
„„Wir werden nicht hinnehmen, dass 
Leben mit Kindern ein Armutsrisiko 
bedeutet und ein Viertel aller Kinder in 
Deutschland in Armut lebt.“ 
 
„Armut von Kindern hat viele Gesichter: 
Chancenarmut und Mangel an Entwick-
lungsmöglichkeiten, aber eben auch 
materielle Armut. Kinder kann man von 
211 Euro nicht gesund ernähren, aus-
reichend einkleiden, mit Schul- und 
Bildungsmaterialien versorgen und 
angemessen an gemeinsamen Aktivitä-
ten mit anderen teilhaben lassen. Für 

 „…eigenständigen Mindestsicherungs-
anspruch für Kinder unter Berücksich-
tigung von eigenem Einkommen und 
Unterhaltsansprüchen einführen;“ 
 
„Kinderarmut dauerhaft verhindern: 
den bedarfsorientierten Kinderzu-
schlag und das Kindergeld sofort auf je 
200 Euro erhöhen; beide Leistungen zu 
einer bedarfsorientierten Kindergrund-
sicherung zusammenführen und aus-
bauen; familienpolitische Leistungen 
für alle in Deutschland lebenden Kinder 
und Familien unabhängig von Staats-

 „Aktionsplan gegen Kinderarmut. Zur 
Bekämpfung der Armut von Kindern 
und Jugendlichen brauchen wir eine 
abgestimmte Politik zwischen Bund, 
Ländern und Kommunen. Die Hauptur-
sachen von Armut sind Arbeitslosigkeit 
oder ein unzureichendes Erwerbsein-
kommen der Eltern. Neben der mate-
riellen Armut gefährden ungleiche 
Bildungschancen, gesundheitliche 
Beeinträchtigungen und soziale Aus-
grenzung die Entwicklung von Kindern 
und Jugendlichen. Deshalb werden wir 
einen abgestimmten Aktionsplan 
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Kinder und Jugendliche brauchen wir 
deshalb endlich Regelsätze, die dem 
entwicklungs- und bildungsbedingten 
Bedarf von Kindern und Jugendlichen 
gerecht wird. Wir setzen uns für eine 
Kindergrundsicherung ein, die jedes 
Kind, entsprechend seiner individuel-
len Bedürfnisse fördert – damit jedes 
Kind, egal welcher Herkunft, eine 
Zukunft, bekommt.“ 
 
„Um solche Armutskarrieren zu durch-
brechen, muss vieles ineinandergrei-
fen: Es braucht gute Kindertages-
betreuung und Schulen, wichtige 
Infrastruktur für Kinder wie Schwimm-
hallen und Bibliotheken dürfen nicht 
schließen, Eltern müssen in ihrer Kom-
petenz unterstützt werden und nicht 
zuletzt muss auch für ein bedarfsge-
rechtes Auskommen der Familien 
gesorgt sein. Kinder kann man mit 211 
EUR nicht gesund ernähren und ihnen 
eine kindgerechte Entwicklung ermög-
lichen.“ 

bürgerschaft und Aufenthaltsstatus 
auszahlen;“ 

gegen die Armut von Kindern und 
Jugendlichen umsetzen, in dem wir 
Maßnahmen aus allen Politikbereichen 
zu einer integrierten Strategie bün-
deln.“ 
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Umbau Steuersystem 
„Unser Ziel ist darüber hinaus eine 
sozial gerechte Reform der Einkom-
menssteuer. Wir wollen den Spit-
zensteuersatz auf 45% anheben. Die-
ser Spitzensteuersatz soll [...] aber erst 
bei einem höheren Einkommen als 
heute wirksam werden. 
 
„... deutliche Erhöhung des Gundfrei-
betrags von derzeit 8004 auf 8500 
Euro.“ 
 
„Bei den Regelungen zur Besteuerung 
der Einkommen aus der Kindergrundsi-
cherung müssen die Familiengröße 
ebenso berücksichtigt werden, wie 
Fragen des Unterhaltes.“ 

„Senkung des Eingangssteuersat-
zes:…Deshalb wollen wir den Ein-
gangssteuersatz in einem ersten 
Schritt von 14 Prozent auf 13 Prozent 
und in einem zweiten Schritt auf 12 
Prozent senken.“ 
 
„Der Höchststeuersatz,… soll künftig 
ab 55.000 Euro und später ab 60.000 
Euro zum Zuge kommen. Der Steuer-
satz bleibt dabei unverändert.“ 
 
„Wir werden in der nächsten Legisla-
turperiode das Besteuerungsverfahren 
deutlich vereinfachen und die Steuer-
verwaltung nachhaltig entlasten.“ 
 

„…Steuern auf hohe Einkommen, hohe 
Erbschaften und Konzern-Gewinne 
erhöhen.“ 
 
„…die Steuerbelastung bis zum Spit-
zensteuersatz von 53% linear anstei-
gen lassen, der ab einem zu versteu-
ernden Einkommen von 65.000 Euro 
erhoben werden soll. Das bedeutet, 
dass Steuerpflichtige von jedem Euro, 
den sie über 84.000 Euro pro Jahr 
verdienen, 53 Cent abführen müssen 
und 47 Cent behalten können;“ 
 
„…höhere Erbschaftssteuer realisie-
ren…“ 
 
„Die Vermögenssteuer als Millionärs-
steuer wieder einführen: Privatvermö-
gen von über einer Million Euro mit 
mindestens fünf Prozent besteuern;“ 

„Unser einfacher und verständlicher 
Stufentarif mit Grundfreibetrag (Steu-
ersatz 0 Prozent) und den drei weiteren 
Stufen von 10, 25 und 35 Prozent senkt 
die Steuerbelastung […]. Dazu erhält 
jeder Bürger – ob Erwachsener oder 
Kind – einen Grundfreibetrag von 
8.004 Euro. Für Einkommen, das den 
Grundfreibetrag übersteigt, gilt für die 
ersten 20.000 Euro zu versteuerndem 
Einkommen ein Steuersatz von 10 
Prozent, für Einkommensteile zwischen 
20.000 Euro und 50.000 Euro ein Steu-
ersatz von 25 Prozent, für Einkommens-
teile ab 50.000 Euro ein Steuersatz von 
35 Prozent.“ 
 
 

„Wir bieten allen 30 Millionen 
Lohnsteuerpflichtigen an, künftig per 
Postkarte an das Finanzamt auf die 
jährliche Einkommensteuererklärung 
verzichten zu können. Damit sich das 
für die Steuerzahler rechnet, erhalten 
Ehepaare einen Lohnsteuer-Bonus in 
Höhe von 600 Euro und Singles in Höhe 
von 300 Euro pro Jahr.... „ 
 
„…auf absehbare Zeit keinen Spiel-
raum für flächendeckende Steuersen-
kungen […] Wir wollen die Entlastungen 
daher auf die Bezieher niedriger und 
mittlerer Einkommen sowie die Famili-
en konzentrieren.“ 
 
„... Absenkung des Eingangssteuersat-
zes von bislang 14 % auf 10 %.... „ 
 
„...Zuschlag als „Bildungssoli“ bei der 
Besteuerung höchster Einkommen 
vor.“ 
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Steuern und Familie/ Zukunft Ehegattensplitting 
„Wir brauchen einen Umbau der Sozi-
alversicherungen und des Steuersys-
tems, bei dem perspektivisch die vom 
Partner abgeleiteten Ansprüche zu-
gunsten einer individuellen Absiche-
rung abgeschafft werden. […] Beste-
hende negative Erwerbsanreize wie das 
Ehegattensplitting, die Steuerklassen 3 
und 5, die Subventionierung von Mini-
jobs oder die kostenfreie Mitversiche-
rung von EhegattInnen sollen perspek-
tivisch wegfallen.“ 
 
„Das Ehegattensplitting – das die Ehe 
fördert und nicht das Leben mit Kin-
dern – wollen wir zur Individualbesteu-
erung weiter entwickeln. Damit wird 
das derzeitige Lohnsteuerklassensys-
tem weitgehend vereinfacht. Die Steu-
erklassen III, IV und V werden überflüs-
sig.“ 
 
„Die eingetragenen Lebenspartner-
schaften wollen wir im Steuerrecht der 
Ehe gleichstellen. Wir wollen nur noch 
eine Steuerklasse mit einem Tarif und 
die persönlichen Freibeträge entspre-
chend anpassen. Das Steuermehrauf-
kommen sollen die Länder für mehr 
Bildung und den Ausbau der Kinder-
betreuung einsetzen.“ 

 „Ehegattensplitting abschaffen: indivi-
duelle Besteuerung einführen; tatsäch-
liche Betreuungs- und Pflegeleistungen 
sowie das Zusammenleben mit Kindern 
steuerlich fördern;“ 
 
„Personen und Familien mit niedrigen 
und durchschnittlichen Einkommen 
entlasten und Steuerpflichtige mit 
hohen und sehr hohen Einkommen 
stärker heranziehen;“ 
 
“...den Grundfreibetrag auf 9.300 Euro 
erhöhen, so dass mehr als 12.000 Euro 
brutto im Jahr steuerfrei bleiben;“ 
 

Die Einführung eines Grundfreibetrags 
von 8.004 Euro für Erwachsene und 
Kinder bedeutet für viele Familien, dass 
sie keine Einkommensteuer mehr 
zahlen müssen.“ 
 

 „Wir wollen das Ehegattensplitting so 
verändern, dass für beide Partner 
Erwerbsanreize gegeben sind, die 
Steuerlast zwischen den Eheleuten 
gerecht verteilt wird und der Splitting-
vorteil bei hohen Einkommen gekappt 
wird.“ 
 
„Kinderfreibetrag .... ab dem 1. Januar 
2010 um weitere 200 Euro je Kind 
erhöhen und ... eine verfassungsge-
mäße Familienbesteuerung garantie-
ren.“ 
 
„... streben wir die Umgestaltung der 
Kinderfreibeträge in einen Kinder-
grundfreibetrag an, der alle Kinder 
gleich fördert.“ 
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Aussagen zur Familienpolitik 
Vereinbarkeit Familie und Beruf: Kinderbetreuung 

 „Wir wollen nicht, dass Eltern zu einem 
Lebensmodell gedrängt werden, das 
sie nicht wollen. Vielmehr sollen sie 
selbst entscheiden, wie sie ihre Kinder 
erziehen. Wir sorgen deshalb für mehr 
und bessere Betreuungsangebote. Für 
Kinder unter drei Jahren wird bis 2013 
mit Unterstützung des Bundes durch 
Länder, Kommunen und freie Träger ein 
bedarfsgerechtes Angebot geschaffen. 
Danach gilt ein Rechtsanspruch auf 
einen Betreuungsplatz ab dem ersten 
Lebensjahr.“ 
 
„Den Kindergartenbesuch wollen wir 
langfristig beitragsfrei ermöglichen. 
Voraussetzung ist eine solide und 
nachhaltige Finanzierung.“ 

„…Rechtsanspruch auf einen gebüh-
renfreien Ganztagsbetreuungsplatz für 
jedes Kind ab dem ersten Lebensjahr 
einführen; Öffnungszeiten der Betreu-
ungseinrichtungen flexibel gestalten;“ 
 

„Für die Erwerbstätigkeit von Müttern 
und Vätern sind ausreichend zeitlich 
flexible und qualitativ gute Kinder-
betreuungsangebote in Einrichtungen 
und bei Tagesmüttern und –vätern zu 
schaffen. Die FDP setzt sich auf Bun-
des-, Länder- und kommunaler Ebene 
für die schrittweise Abschaffung der 
Elternbeiträge für die Kinderbetreuung 
ein, um Familien zu entlasten und um 
die Bedeutung der vorschulischen 
Bildung zu unterstreichen.“ 
 
„Deshalb ist es sinnvoller, für jedes 
einzelne Kind Bildungs- und Betreu-
ungsgutscheine einzuführen und damit 
die Subjektförderung zu stärken, statt 
Einrichtungen zu unterstützen (Objekt-
förderung). Darüber hinaus setzt sich 
die FDP für einen Rechtsanspruch auf 
einen ganztätigen Kinderbetreuungs-
platz ab Vollendung des ersten Lebens-
jahres eines Kindes ab 2013 ein.“ 
 
„Die FDP fordert einen bedarfsgerech-
ten Ausbau qualitativ hochwertiger 
Betreuungsangebote für Kinder ab dem 
ersten Lebensjahr ...“ 
 

„Neben den familienpolitischen Initia-
tiven, wie dem Ausbau der Kinderta-
gesbetreuung und dem Rechtsan-
spruch auf einen Betreuungsplatz, die 
wir durchgesetzt haben, wollen wir 
auch den Ausbau von Betriebskinder-
garten weiter vorantreiben.“ 
 
„Wir haben durchgesetzt, dass es ab 
2013 für jedes Kind vom ersten Ge-
burtstag an einen Rechtsanspruch auf 
Betreuung gibt. Dieser Rechtsanspruch 
soll zu einem Anspruch auf Ganztags-
betreuung ausgeweitet werden. Wir 
wollen eine Verbesserung der Qualität 
der Kinderbetreuung.“ 
 
„Um in allen Fragen des Betreuungs-
ausbaus zügig voranzukommen, wollen 
wir eine Nationale Kinderkonferenz 
einrichten.“ 
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Vereinbarkeit Familie und Beruf: Betreuungsgeld 
„Außerdem darf das ab 2013 geplante 
Betreuungsgeld nicht eingeführt wer-
den.“ 

 „Wir werden die Zusage einlösen, dass 
Eltern ab 2013 ein Betreuungsgeld 
monatlich erhalten, wenn sie keinen 
Krippenplatz in Anspruch nehmen. Das 
Betreuungsgeld ist unbürokratisch 
auszugestalten. Wenn die Ausbauziele 
für die Kinderbetreuungseinrichtungen 
bereits vor 2013 erreicht werden, wol-
len wir auch das Betreuungsgeld vor-
zeitig einführen.“ 

 „Die Einführung eines Betreuungsgel-
des lehnt die FDP ab.“ 

 

Vereinbarkeit Familie und Beruf: Elternzeit, Arbeitswelt, Sonstiges 
„Junge Eltern müssen sicher sein, dass 
sie nach der Elterngeldzeit das Leben 
mit ihrem Kind und eine Berufstätigkeit 
miteinander verbinden können.“ 
 
„Ziel ist die paritätische Aufteilung der 
Elternzeit.“ 
 

„Wir werden die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf verbessern.“ 
  
„Wir werden einen umfassenden Be-
richt über Wiedereinsteigerprogramme 
für Berufsrückkehrer – vor allem Mütter 
und Väter nach einer Familienphase – 
ins Arbeitsleben vorlegen, gezielte 
Weiterbildungskonzepte entwickeln 
und anbieten und die Tarifpartner 
ermutigen, mit neuen flexiblen Arbeits-
zeitmodellen den Übergang ins Berufs-
leben zu erleichtern.“ 
 
„Wir wollen mehr Flexibilität zur Be-
rücksichtigung familiärer und betriebli-
cher Erfordernisse. Deshalb werden wir 
– ohne Ausweitung des Gesamtan-
spruchs – den Anspruch der Eltern auf 
Freistellung bei Krankheit der Kinder 
um einen Anspruch der Großeltern bei 
Krankheit ihrer Enkel ergänzen.“ 

„Arbeit familienfreundlich gestalten: 
Rechte von abhängig Beschäftigten mit 
Kindern stärken…“ 

„Eltern sollen die Wahlfreiheit haben, 
Familienleben und Erwerbstätigkeit in 
Einklang zu bringen.“ 
 
„Alleinerziehende benötigen besonde-
re Unterstützung bei der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf, damit sie ihre 
Existenz sichern können.“ 
 
„Die FDP fordert […] die Schaffung von 
flexiblen Arbeitszeitmodellen.“ 

„…muss ein Anspruch auf Teilzeitarbeit 
auch befristet mit einer Mindestdauer 
von zwei Jahren ermöglicht werden. Für 
unerwartet eintretende Pflegesituatio-
nen wollen wir bis zu zehn Tage bezahl-
te Freistellung einführen.“ 
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Finanzielle Förderung: Allgemein 
„Wir werden nicht hinnehmen, dass 
Leben mit Kindern ein Armutsrisiko 
bedeutet und ein Viertel aller Kinder in 
Deutschland in Armut lebt.“ 
 
„[...] wollen wir einen bedarfsgerechten 
Sockelbetrag für Geringverdienende 
und Studierende einführen.“ 
 
 

„Familien wollen wir zusätzlich entlas-
ten.“ 
 
 „Kinder zu haben, darf nicht zu Be-
nachteiligung führen. Gemeinsam mit 
der steuerlichen Besserstellung von 
Familien durch die Anhebung des 
Grundfreibetrages ist auch das Kinder-
geld anzuheben. Weil es Familien mit 
mehreren Kindern besonders schwer 
haben, wollen wir das Kindergeld für 
das dritte Kind und für jedes weitere 
Kind verbessern.“ 
 „Wir wollen die Bedingungen für den 
Kinderzuschlag weiter verbessern. Es 
darf nicht sein, dass erwerbstätige 
Eltern auf die Grundsicherung ange-
wiesen sind, nur weil sie Kinder ha-
ben.“ 

„staatliche Subvention des überholten 
Familienmodells beenden: dem Modell 
mit einem Mann als Ernährer und der 
Frau bestenfalls als Zuverdienerin die 
einseitige gesetzliche Förderung ent-
ziehen;“ 
 

„Das Kindergeld wird auf 200 Euro pro 
Kind und Monat für die Familien ange-
hoben.“ 
 
„Die Steuerklasse V, die die Aufnahme 
einer Erwerbstätigkeit besonders für 
Frauen nach einer Familienpause steu-
erlich häufig unattraktiv erscheinen 
lässt, wird abgeschafft.“ 
 
„Eltern, die sich für eine gemeinsame 
Teilzeitregelung entscheiden, dürfen 
nicht benachteiligt werden.“ 
 

„Wir wollen Zuschüsse zum Einkom-
men so gestalten, dass niemand, weil 
er oder sie Kinder hat, in die Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende abrutscht. 
Zu diesem Zweck wollen wir den Kin-
derzuschlag in Verbindung mit dem 
Wohngeld weiterentwickeln, um er-
werbstätige Eltern zu fordern. Wir 
wollen ein Wahlrecht zwischen Kinder-
zuschlag und Wohngeld auf der einen 
und Grundsicherung auf der anderen 
Seite schaffen.“ 
 
„   Voraussetzungen für den Unter-
haltsvorschuss flexibel gestalten.“ 

Finanzielle Förderung: Elterngeld 
„ „Wir wollen das Elterngeld weiter-
entwickeln.“ 
 

„Wir wollen das Elterngeld weiterent-
wickeln und Eltern sowie Betriebe 
durch die Einführung eines Teileltern-
geldes unterstützen: Eltern können 
wählen, ob sie einen vollen oder einen 
halben Elterngeldmonat nutzen. Teilel-
terngeld kann dann bis zu 28 Monate 
bezogen werden. Die Eltern arbeiten 
reduziert, erhalten für das ausfallende 
Einkommen Teilelterngeld […]“ 

„Elterngeld zu einem sozial ausgestal-
teten Elterngeldkonto weiterentwi-
ckeln: für Väter und Mütter einen nicht 
übertragbaren gleichen Anspruch auf 
jeweils zwölf, für Alleinerziehende 24 
Monate schaffen; Inanspruchnahme in 
Teilabschnitten von mindestens zwei 
Monaten bis zur Vollendung des sieb-
ten Lebensjahres des Kindes ermögli-
chen;“ 

„Die FDP fordert, das Elterngeld an das 
Brutto- und nicht an das Nettoer-
werbseinkommen zu knüpfen,...“ 

„Wir wollen, dass Mütter und Väter 
gleichzeitig Elterngeld und Elternzeit in 
Anspruch nehmen können. Dafür wol-
len wir die Zahl der Partnermonate von 
zwei auf vier („12+4-Modell“) erhöhen 
und den gleichzeitigen Anspruch auf 
Teilzeitbeschäftigung und Elterngeld 
von sieben auf sechzehn Monate erwei-
tern.“ 

Zusammenfassung der Wahlprogramme   Deutscher Bundesjugendring  2009       22 | 73 



Jugend wählt – Jugend zählt | Synopse 
 

Bündnis 90/Die Grünen CDU/CSU Die Linke FDP SPD 
 

Sonstige Aussagen zur Familienpolitik 
 „Es ist unsere Politik, Familien Wahl-

möglichkeiten zu schaffen und in 
unserer Gesellschaft insgesamt ein 
Klima zu fördern, das auf Respekt für 
unterschiedliche Lebensmodelle fußt.“ 
 
„CDU und CSU wollen eine familienge-
rechte und kinderfreundliche Gesell-
schaft in Deutschland.“ 
 
„Wir respektieren die Entscheidungen 
von Menschen, in vielfältigen Formen 
des Zusammenlebens ihren Lebens-
entwurf zu verwirklichen. Dies gilt für 
die Ehe und für nichteheliche Lebens-
gemeinschaften von Frauen und Män-
nern ebenso wie für gleichgeschlechtli-
che Partnerschaften. Eine vollständige 
rechtliche Gleichstellung solcher Le-
bensgemeinschaften mit der Ehe leh-
nen CDU und CSU ab.“ 
 
„Wir wollen die von den öffentlichen 
Händen für Familien und Kinder aufge-
wendeten Mittel pro Kind erhöhen. 
Sinkende Kinderzahlen sollen nicht zu 
Minderausgaben für Familienförde-
rung, Kinderbetreuung oder Bildung 
führen. Wir wollen die Zuständigkeiten 
für einzelne Maßnahmen der Familien-
förderung besser auf einander abstim-
men. Familienleistungen sollen den 
Eltern möglichst aus einer Hand ange-
boten werden.“ 
 

  „Wir wollen Familien stärken. Sie sind 
die wichtigste soziale Einheit in unse-
rer Gesellschaft. Wir wollen die Bedin-
gungen so gestalten, dass der Zusam-
menhalt zwischen den Generationen 
tragfähig ist. Familien brauchen ver-
lässliche Strukturen. Sie sollen sozial 
sicher sein, die Eltern sollen Beruf und 
Familie miteinander verbinden können. 
Die Kinder müssen geschützt sein. Die 
Lage der Alleinerziehenden wollen wir 
deutlich verbessern.“ 
 
„Gezielte Unterstützung für Alleiner-
ziehende [...] Hierzu gehört eine spezi-
alisierte Betreuung in den Arbeitsagen-
turen, die besser als bisher auch mit 
der Kinder- und Jugendhilfe und ande-
ren Hilfesystemen vernetzt ist.“ 
 
„...damit zukünftig der Vorschuss 
konsequent von den Unterhaltspflich-
tigen zurückgefordert wird.“ 
 
 

Zusammenfassung der Wahlprogramme   Deutscher Bundesjugendring  2009       23 | 73 



Jugend wählt – Jugend zählt | Synopse 
 

Bündnis 90/Die Grünen CDU/CSU Die Linke FDP SPD 
„CDU und CSU wollen den unterschied-
lichen Lebensumständen und Lebens-
entwürfen von Alleinerziehenden eben-
so gerecht werden wie jedem Kind. 
Alleinerziehende sind in der Mehrzahl 
nicht nur ebenso gut ausgebildet wie 
Eltern in einer Partnerschaft, sie wollen 
auf eigenen Beinen stehen und ihre 
Kinder fördern. Weil sie den Alltag mit 
ihren Kindern allein meistern müssen, 
brauchen sie Unterstützung.“ 
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Aussagen zu Migrations- und Ausländerpolitik 
Staatsbürgerschaft 

„Wir wollen Einbürgerung in Deutsch-
land erleichtern – auch durch die 
generelle Möglichkeit der doppelten 
Staatsangehörigkeit und durch Sen-
kung der Gebühren für die Einbürge-
rung. 
 
„Junge Deutsche, die auch noch den 
Pass eines anderen Staates haben, 
müssen die deutsche Staatsbürger-
schaft behalten dürfen, auch wenn sie 
nach ihrem 23. Geburtstag die andere 
Staatsangehörigkeit nicht aufgeben 
wollen. Der von der FDP durchgedrück-
te Optionszwang muss weg.“ 

„Der Wille zur Einbürgerung ist das 
aktive Bekenntnis zu unserem Land 
und das Bekenntnis zu den Werten 
unseres Grundgesetzes. Die Annahme 
unserer Staatsbürgerschaft ist – ver-
bunden mit der Aufgabe der bisherigen 
Staatsangehörigkeit – ein starkes 
Zeichen der Zugehörigkeit zu unserem 
Land und zur wechselseitigen Verant-
wortung seiner Bürger. Sie bringt die 
vollen staatsbürgerlichen Rechte und 
Pflichten. Sie kann Integration nicht 
ersetzen und ist kein Mittel, sondern 
stärkster Ausdruck einer erfolgreichen 
Integration.“ 

„Die Einbürgerung muss wieder er-
leichtert werden. Doppelte Staatsbür-
gerschaften sollten grundsätzlich 
möglich sein.“ 

„Die Integration kann jedoch auch 
durch doppelte Staatsbürgerschaft 
gefördert werden,...“ 

„Wir erleichtern den Erwerb der deut-
schen Staatsangehörigkeit für Men-
schen, die in unserem Land geboren 
sind oder seit langem mit uns zusam-
menleben. Doppelte Staatsbürger-
schaft akzeptieren wir – die Menschen 
sollen sich mit dem Land ihrer Herkunft 
und mit Deutschland identifizieren.“ 

Integration 
„Wir wollen […] Integration über gesell-
schaftliche Teilhabe und einer Politik 
der gleichen Rechte erreichen.“ 

„Deutschland ist Integrationsland. Die 
Integration der Menschen mit Migrati-
onshintergrund ist für Deutschland 
eine Schlüsselaufgabe.“ 
 
„Gute Deutschkenntnisse sind Grund-
voraussetzung für Bildung und Ausbil-
dung, für Integration in den Beruf, für 
Mitwirkung und sozialen Aufstieg. Die 
Integrationskurse haben sich zum 
wichtigsten Instrument der Sprachför-
derung entwickelt. Durch stärkeres 
Fördern und Fordern wollen wir die 
erfolgreiche Teilnahme weiter erhö-
hen.“ 
 
„Die Mitarbeit in Vereinen bietet be-

„soziale Ausgrenzung von Migrantin-
nen und Migranten beenden: Migrati-
onspolitik nach arbeitsmarktlichen 
Nützlichkeitskriterien beenden; Famili-
ennachzug für Kinder und gleichge-
schlechtliche Lebenspartnerinnen und 
-partner ermöglichen“ 
 

„Deutschland ist ein Einwanderungs-
land. Liberale sehen das Zusammenle-
ben verschiedener Kulturen als Chance 
und Bereicherung an. Die FDP plädiert 
für eine rationale Integrationspolitik, 
die Integrationsprobleme nicht ver-
schweigt. Deutschland hat Nachholbe-
darf in der Integrationspolitik. Die FDP 
will die individuelle, auch nachholende 
Integration. Die Steuerung der Zuwan-
derung durch die Einführung eines 
Punktesystems ist überfällig.“ 
 
„Unverzichtbare Voraussetzung sind 
vor allem das Beherrschen der deut-
schen Sprache, Kenntnis und Achtung 
unserer Verfassung und deren Grund-

„Integration ist eine zentrale Aufgabe 
für die Zukunftsfähigkeit unseres 
Landes. Ihr Gelingen entscheidet sich 
in den Städten und Gemeinden.“ 
 
„Wir wollen Einwanderer in ihrem Mut 
stärken, in Deutschland ihre Heimat zu 
finden, und sie in ihren Anstrengungen 
fördern, an der gemeinsamen Kultur in 
unserem Land teilzuhaben. Dazu ist der 
Spracherwerb die erste und wichtigste 
Voraussetzung. Das allein genügt aber 
nicht. Sondern dazu gehören auch die 
öffentliche Förderung der Migranten-
kulturen und ganz besonders der 
Bereich der interkulturellen Bildung.“ 
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sondere Chancen zur Integration. Das 
wollen wir nutzen und fördern. Das 
Engagement vermittelt die positive 
Erfahrung der gesellschaftlichen Aner-
kennung.“ 

werte sowie die Bereitschaft zur Integ-
ration auf beiden Seiten.“ 

Politische Teilhabe/ Wahlrecht 
„Wir setzen uns für die verstärkte 
politische Teilhabe von MigrantInnen 
ein. Dazu gehört ein kommunales 
Wahlrecht für Nicht-EU-BürgerInnen, 
entsprechend der für EU-Bürger gel-
tenden Fristen.“ 

„Ein generelles kommunales Wahlrecht 
für Ausländer lehnen wir ab…“ 

„… aktives und passives kommunales 
Wahlrecht gewähren…“ 

„Wir setzen uns daher für ein kommu-
nales Wahlrecht aller Migranten ein, 
die sich seit mindestens fünf Jahren 
rechtmäßig im Land aufhalten.“ 

„Für Nicht-EU-Bürgerinnen und -Bürger, 
die seit sechs Jahren in Deutschland 
leben, werden wir das kommunale 
Wahlrecht durchsetzen. 

Kinder und Jugendliche 
„Das Lernen und Lehren der deutschen 
Sprache ist deshalb ein zentraler 
Bildungsauftrag für Kindergärten und 
Grundschulen. Hinzu kommen muss 
die Förderung der Erstsprache. Wer 
seine Muttersprache nicht beherrscht, 
lernt auch nur mit Schwierigkeiten 
Deutsch.“ 
 
 
 

„Bis 2010 sollen alle Kinder, die einge-
schult werden, Deutsch sprechen 
können.“ 
 
„Wir wollen die Integrationskraft von 
Kindergärten und Schulen verstärken. 
Eine frühe Förderung hilft insbesondere 
auch Zuwandererfamilien. Um dem 
Einzelnen und seinen Begabungen 
gerecht zu werden, brauchen Schulen 
mit vielen Schülerinnen und Schülern 
aus bildungsfernen Familien mehr 
Lehrerinnen und Lehrer, darunter auch 
solche mit Migrationserfahrung. […] 
Unser Ziel ist, die Zahl der Schul-
abbrecher bis 2012 zu halbieren und 
das Bildungsniveau der Migrantenkin-
der an das Bildungsniveau der einhei-
mischen Kinder anzugleichen.“ 

  „Besonders die Kinder und Jugendli-
chen wollen und müssen wir erreichen. 
Sie brauchen besondere Forderung, 
damit Chancengleichheit in Kindergar-
ten, Schule und Beruf möglich wird.„ 
 
„Die Benachteiligung von Einwander-
kindern beenden.“ 
 
„Dazu brauchen wir eine bessere För-
derung und gleiche Chancen vor allem 
im Bildungssystem. Wir wollen mit 
besonderen Förderprogrammen und 
Modellprojekten dazu beitragen, dass 
die Position von Migrantinnen und 
Migranten im Erwerbsleben besser 
wird.“ 
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Migration und Arbeitsmarkt 
„Um die Potentiale die junge Migran-
tinnen haben sichtbar zu machen, 
setzen wir uns für die Stärkung von 
Migrantinnennetzwerken, eine Erhö-
hung des Migrantinnenanteils im 
öffentlichen Dienst und erleichterte 
Anerkennung von Berufsabschlüssen, 
die nicht in Deutschland erworben 
wurden ein.“  
„Bei der Ausbildungs-, Studienplatz- 
und Berufswahl wollen wir junge Frau-
en und junge Männer darin unterstüt-
zen, verstärkt neue Wege auszuprobie-
ren. Dann würden auch weniger Fach-
kräfte fehlen.“ 

„Wir wollen die Anerkennung der im 
Ausland erworbenen beruflichen Quali-
fikationen verbessern und dafür eine 
zentrale Anlaufstelle einrichten.“ 
 
„Wir wollen die Erwerbsquote der 
Frauen mit Migrationshintergrund 
erhöhen.“ 

„Kompetenzen von Migrantinnen und 
Migranten wertschätzen: die im Her-
kunftsland erworbenen Hochschul- und 
Berufsabschlüsse, Qualifikationen, 
Kompetenzen und beruflichen Erfah-
rungen anerkennen.“ 
 

„Das Auswahlverfahren zielt in erster 
Linie auf hoch qualifizierte Arbeitneh-
mer verschiedenster Berufe, von denen 
ein Beitrag zur wirtschaftlichen Fort-
entwicklung unseres Landes zu erwar-
ten ist.“ 
 

„Wir wollen qualifizierte Einwanderung 
besser ermöglichen und steuern. 
Gleichzeitig wollen wir die Menschen, 
die bereits im Lande sind, in den Ar-
beitsmarkt integrieren.“ 
 
„...planen wir eine bessere Anerken-
nung von Qualifikationen aus Her-
kunftsländern.“ 
 
„Einen weiteren Schwerpunkt werden 
wir auf die Integration von Einwande-
rinnen und Einwanderern legen, die 
noch besser bei der Einbeziehung in 
den Arbeitsmarkt unterstützt werden 
müssen.“ 

Flüchtlingspolitik/ Asyl/ Bleiberecht 
„Wir wollen eine gestaltete Einwande-
rungspolitik und eine menschen-
rechtsorientierte Asyl- und Flüchtlings-
politik. […]. Deshalb lehnen wir eine 
Abschottung der Außengrenzen der EU 
ab  
 
„Wir stehen für eine Flüchtlingspolitik, 
die auf der Genfer Flüchtlingskonventi-
on und der Europäischen Menschen-
rechtskonvention beruht.“ 
 
„Diese Residenzpflicht verstößt gegen 
das Recht auf Freizügigkeit. Sie gehört 
abgeschafft, ebenso wie “Ausreise-
zentren” genannte menschenunwürdi-
ge Sammelunterkünfte und das Flugha-
fenverfahren…“ 

„Die Bestrebungen der EU, das Asyl-
recht EU-weit weitestgehend einheit-
lich zu regeln, würden zu einer Aufwei-
chung des deutschen Asylkompromis-
ses führen. Wir lehnen sie deshalb ab.“ 

„Das Asylrecht im Grundgesetzsub-
stantiell wiederherstellen; die Genfer 
Flüchtlingskonvention und die Europäi-
sche Menschenrechtskonvention 
uneingeschränkt gelten lassen und die 
UN-Kinderrechtskonvention vollständig 
umsetzen; geschlechtsspezifische 
Fluchtursachen als Asylgrund umfas-
send anerkennen…“ 
 
„Flucht vor bürgerkriegsähnlichen, 
nichtstaatlichen Auseinandersetzun-
gen, vor Milizen und Warlords als 
Grund für bleibendes Asyl anerken-
nen;“ 
 
„Asylgewährung nicht widerrufen: 
anerkannte Flüchtlinge als gleichbe-

Die FDP steht für eine humanitäre 
Zuwanderungspolitik auf Grundlage 
des internationalen Flüchtlingsrechts. 
Die Zusammenarbeit im Einwande-
rungs- und Asylbereich auf EU-Ebene 
darf nicht zu einem Absenken auf das 
niedrigste Niveau führen.“ 

„Für die Menschen, die aus ihrer Hei-
mat nach Deutschland geflüchtet sind, 
muss gelten, dass wir die humanitären 
Spielräume konsequent nutzen. Au-
ßerdem müssen Flüchtlinge angemes-
senen Zugang zu sozialen Leistungen 
erhalten. Für Opfer von Zwangsheirat 
wollen wir ein erweitertes Wiederkehr-
recht einführen. 
 
„Wir setzen uns für die Abschaffung 
der Kettenduldungen ein – kann der 
Aufenthalt aus humanitären Gründen 
nicht beendet werden, soll ein Aufent-
haltstitel erteilt werden.“ 
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„Wir treten ein für die umfassende 
Umsetzung der Kinderrechtskonventi-
on in unserem Land und die Rücknah-
me der deutschen Vorbehalte, die vor 
allem negative Auswirkungen auf 
Flüchtlingskinder haben.“ 
 
„Wir wollen eine großzügige Bleibe-
rechtsregelung für langjährig hier 
lebende Menschen, die bislang nur 
geduldet wurden.“ 
 
„Die Drittstaatenregelung ist inhuman. 
Wir setzen uns für ein Recht auf Asyl im 
Grundgesetz ein, das seinen Namen 
auch verdient.“ 
 
„Das Asylbewerberleistungsgesetz […] 
muss weg.“ 
 
“Wir setzen uns dafür ein, dass Men-
schen ohne Aufenthaltsrecht Zugang 
zu medizinischer Grund- und Notfall-
versorgung erhalten und dass ihre 
Kinder ungehindert Kindergärten und 
Schulen besuchen können.“ 

rechtigte Bürgerinnen und Bürger 
behandeln;“ 
 
„Kettenduldungen beenden; Asylbe-
werberleistungsgesetz und Residenz-
pflicht abschaffen; für Hunderttausen-
de „Illegale“ elementare Menschen-
rechte wie die Behandlung von Erkran-
kungen sichern.“ 
 
„Perspektiven eines legalen Aufent-
halts schaffen; länger hier lebenden 
Menschen – unabhängig von ihrem 
ausländerrechtlichen Status – ein 
gesichertes Bleiberecht gewähren;“ 
 
„...die UN-Kinderrechtskonvention 
umsetzen: für minderjährige Flüchtlin-
ge das Ausländer- und Asylrecht ent-
sprechend anpassen.“ 
 
„Abschiebehaft mit ihren unmenschli-
chen Bedingungen beenden;“ 
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Sonstige Aussagen aus diesem Politikfeld 
„Auch in Deutschland sind viele Mäd-
chen, die durch Flucht oder Migration 
hierher kommen, von Genitalverstüm-
melung betroffen. Wir wollen die aus-
drückliche Aufnahme dieser Menschen-
rechtsverletzung ins Strafgesetzbuch 
und eine umfassende Informations-
kampagne.“ 
 

   „Alle Formen der Diskriminierung, ob 
wegen ethnischer Herkunft, Ge-
schlecht, Religion und Weltanschau-
ung, Behinderung, Alter oder sexueller 
Identität, bekämpfen wir. Deutschland 
ist ein Einwanderungsland. Einwande-
rer haben mitgeholfen, unser Land 
erfolgreich zu machen. Jetzt ist es an 
der Zeit, mit deren Kindern und Enkeln 
ein modernes, gemeinsames Deutsch-
land zu schaffen.“ 
 
 „Wir wollen den Zuzug von ausländi-
schen Ehegatten zu Deutschen und 
Ausländern erleichtern.“ 
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Aussagen zur Bildungspolitik 
Frühkindliche Bildung 

„Dafür brauchen wir endlich einen 
Rechtsanspruch auf eine qualitativ 
hochwertige und vor allem ganztägige 
frühkindliche Betreuung und Bildung 
für alle Kinder ab dem ersten Lebens-
jahr und ein flächendeckendes, hoch-
wertiges Angebot an Kitas, Kindergär-
ten und echten Ganztagsschulen.“ 
 
„Wir GRÜNE wollen, dass Bund, Länder, 
Kommunen und Träger von Kinderta-
gesstätten sich auf bundesweit gültige 
Betreuungsstandards verständigen 
und diese gemeinsam anstreben.“ 
 
„Wir brauchen eine Qualitätsoffensive 
für unsere Kindertageseinrichtungen.“ 
 
 
 
„Perspektivisch sollen alle Erzieherin-
nen auf Hochschulniveau ausgebildet 
werden.“ 
 
 
„Die Qualifizierung und Weiterbildung 
von Tagesmüttern wollen wir bundes-
einheitlich sichern.“ 
 

„Wir wollen den Beruf der Erzieherin-
nen und Erzieher attraktiver gestalten 
und einen Schwerpunkt auf Weiterbil-
dung setzen. Der Ausbau der Betreu-
ungs- und Bildungsangebote für Kinder 
wird neue Berufschancen eröffnen.“ 
 
„Die deutsche Sprache ist der Schlüs-
sel für Bildung und Ausbildung. Wir 
unterstützen die gezielte Sprachförde-
rung vor der Schule, verbindliche 
Sprachstands-Tests für alle Kinder im 
Alter ab vier Jahren und eine intensive 
Förderung bei erkannten Defiziten 
sowie unterrichtsbegleitende Sprach-
programme“ 
 
 
 
 
 
„Wir wollen die Qualität in der Aus-, 
Fort- und Weiterbildung der pädagogi-
schen Kräfte, in der pädagogischen 
Konzeption und auch in der Zusam-
menarbeit mit den Eltern fördern.“ 
 

„...die „Ausstattungsvorsprünge“ 
Ostdeutschlands bei der frühkindli-
chen Betreuung, Bildung und Erzie-
hung und der vielgegliederten kulturel-
len Landschaft erhalten, zum Maßstab 
machen, auf den Westen übertragen 
und qualitativ ausbauen;“ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
„Bildungsberufe aufwerten: Ausbil-
dung der Erzieherinnen und Erzieher 
auf Hochschulniveau und den Master- 
Abschluss für alle Lehrerinnen und 
Lehrer einführen; gute Arbeitsbedin-
gungen und eine gerechte Entlohnung 
herstellen;“ 

„Mit den Gutscheinen können die 
Eltern Bildungsangebote für ihre Kinder 
nutzen, wie zum Beispiel Krippen, 
Musikschulen oder Sportvereine. Im 
vierten Lebensjahr müssen Kinder 
verpflichtend auf ihren sprachlichen 
Entwicklungsstand geprüft werden. 
Kinder mit Schwächen sollten dann 
intensiv und – im Vorgriff auf die 
Schulpflicht – verbindlich gefördert 
werden, zum Beispiel im Rahmen der 
Start-Klasse. Ab dem fünften Lebens-
jahr wollen wir eine verbindliche 
Schulvorbereitung, in der Begabungen 
gefördert und Schwächen systematisch 
behoben werden.“ 
 
 
 
 
 
„Um die Qualität in der frühkindlichen 
Bildung zu sichern, ist eine Fortbil-
dungsoffensive für Erzieherinnen und 
Erzieher unverzichtbar.“ 
 
„Bundesweit vergleichbare Qualitäts-
standards im Bereich der vorschuli-
schen Bildung helfen, die Arbeit in den 
Einrichtungen[...] zu verbessern.“ 

„Die Verbesserung der Qualität in der 
frühkindlichen Bildung steht für uns an 
erster Stelle aller Anstrengungen, denn 
es geht um das einzelne Kind. Wir 
brauchen einen besseren Personal-
schlüssel 
in Krippen, Kindertagesstätten und in 
der Tagespflege, der bundeseinheitlich 
im SGB VIII geregelt wird.“ 
 
„Verbindliche Zusammenarbeit von 
Kita und Schule. Wir wollen, dass alle 
Kinder mit guten Startchancen in die 
Schule kommen. Deshalb wollen wir 
die Schulvorbereitung in der Kita stär-
ken. Die verbindliche Sprachförderung 
muss Schwerpunkt der vorschulischen 
Bildung sein, damit alle Kinder gut 
vorbereitet in die erste Klasse kom-
men.“ 
 
„Erziehungsarbeit aufwerten. Erziehe-
rinnen und Erzieher leisten wichtige 
Arbeit, sie tragen große Verantwortung. 
Die SPD wird daher für eine bessere 
Aus- und Weiterbildung für Erzieherin-
nen und Erzieher sorgen und damit die 
Voraussetzungen für eine angemesse-
nere Bezahlung verbessern.“ 
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Schule 
„Aber auch in anderen Institutionen 
wollen wir die Rechte der Beteiligten 
stärken. In Schulen etwa, in denen wir 
Schülern und Eltern mehr Mitbestim-
mungsrechte geben wollen.“ 
 
„Wir wollen, dass alle Kinder mindes-
tens bis zur 9. Klasse gemeinsam 
lernen.“ 
 
„Wir fordern eine Reform[...] achtjähri-
gen Gymnasiums.“ 
 
„Fächerübergreifender Unterricht, 
Teams aus Lehrerinnen, Erziehern und 
Sozialpädagogen, die gemeinsam für 
die Schüler zuständig sind und außer-
schulischer Unterricht gehören zu einer 
guten Schule einfach dazu.“ 
 
„Für SchülerInnen aus einkommens-
schwachen Familien müssen die Kos-
ten für Mittagessen, Schulbücher, aber 
auch Zirkel und Taschenrechner, die 
Fahrt zur Schule und Klassenreisen 
übernommen werden. Perspektivisch 
soll das für alle Kinder gelten.“ 

„Gute Bildung für alle braucht viele 
Wege, klare Ziele und hochwertige 
Angebote, die durch das gegliederte 
Schulsystem geschaffen werden. Zu 
jedem Abschluss gehört ein Anschluss. 
Jede Familie muss sich darauf verlas-
sen können, dass ihre Kinder bestmög-
lich gefördert werden. Wir wollen für 
die Bildungseinrichtungen und Bil-
dungsabschlüsse bundesweite Leis-
tungsmaßstäbe entwickeln und durch-
setzen. Wir brauchen einen transparen-
ten und ehrlichen Leistungsvergleich 
zwischen den Schulen in Deutschland.“
 
„CDU und CSU treten dafür ein, dass 
konfessioneller Religionsunterricht in 
allen Ländern zum Kanon der Pflichtfä-
cher zählt.“ 
 

„Mitbestimmungsrechte in Bildungs-
einrichtungen stärken: bundesweite 
Vertretungen von Schülerinnen und 
Schülern, Eltern und Studierenden mit 
allgemeinpolitischem Mandat aner-
kennen;“ 
 
„…einen nationalen Bildungspakt 
auflegen“ 
 
„…sozialpädagogische Unterstützung 
an jeder Schule; Bund-Länder-
Programme für die Ausbildung von 
mehr Lehrerinnen und Lehrern […] 
einrichten;“ 
 
„ Master- Abschluss für alle Lehrerin-
nen und Lehrer einführen; gute Ar-
beitsbedingungen und eine gerechte 
Entlohnung herstellen;“ 
 
„Bundesweit auf längeres gemeinsa-
mes Lernen orientieren: individuelle 
Förderung verankern statt auf private 
Nachhilfe setzen; die Kinder und Ju-
gendliche mit Behinderungen integrie-
ren; Migrantinnen und Migranten 
Chancengleichheit sichern und Aus-
grenzung beenden;“ 

„Dafür fordert die FDP die Abschaffung 
der Schuleinzugsbereiche.“ 
 
„Bildungsstandards, definiert von 
unabhängigen Sachverständigen, 
ermöglichen gleiche Bildungschancen 
über Ländergrenzen hinweg. Die jewei-
ligen Ergebnisse der Bildungseinrich-
tungen in freier und öffentlicher Trä-
gerschaft werden der Öffentlichkeit 
präsentiert. Die externe Evaluation 
erfolgt durch zertifizierte Institutionen, 
die von den Schulen frei gewählt wer-
den können.“ 
 
„Nur ein durchlässiges Bildungssystem 
sichert faire Aufstiegschancen. Schul-
empfehlungen dürfen keinen unum-
kehrbaren Bildungsweg mehr zemen-
tieren. Auch zwischen den einzelnen 
Bildungsstationen muss die Durchläs-
sigkeit erhöht werden. Übergänge 
sollen besser koordiniert werden. 
Schulen und Kitas, aber auch die ein-
zelnen Schulen untereinander, sollten 
in einem Netzwerk miteinander koope-
rieren. Dies kann in autonomer Regie 
der Bildungseinrichtungen vor Ort 
geschehen.“ 

„... die Zahl der Schulabbrecher dras-
tisch zu reduzieren.... Über klare Ziel-
vereinbarungen wollen wir erreichen, 
dass diese Zahl jährlich um mindes-
tens 10 Prozent gesenkt wird.“ 
 
„Jede Schule mit besonderem Bedarf 
soll mind. eine/n Schul-
Sozialarbeiter/in erhalten.“ 
 
„... dass möglichst alle Kinder mit 
Behinderungen gemeinsam mit Kin-
dern ohne Behinderungen zur Schule 
gehen.“ 
 
„Gemeinsam mit Ländern und Kommu-
nen setzen wir uns für integrative 
Schulformen […] ein.“ 
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Ganztagsschule  
„Dafür brauchen wir endlich […] ein 
flächendeckendes, hochwertiges 
Angebot an […] echten Ganztagsschu-
len.“ 
 

„Wir stehen zum bedarfsgerechten 
Ausbau von Ganztagsschulangeboten.“
 

„…Ausbau von Gemeinschafts- und 
Ganztagschulen,…“ 

 „Gemeinsam mit Ländern und Kommu-
nen setzen wir uns für […] den Ausbau 
von Ganztagsschulen ein.“ 
 
„Unser Ziel ist es, das Angebot an 
Ganztagsschulen flächendeckend 
auszubauen. Alle Kinder sollen sowohl 
in Ganztagschulen als auch in Kinder-
tagesstatten an einem gesunden Mit-
tagessen teilnehmen können. 

Hochschule  
„Wir wollen in den kommenden fünf 
Jahren mindestens 500.000 zusätzliche 
Studienplätze schaffen[...]“ 
 
„Zugleich wollen wir den Zugang für 
Nicht-AbiturientInnen und Berufstätige 
durch bundesweit einheitliche Zulas-
sungskriterien erleichtern.“ 
 
„Wir setzen uns ein für die demokra-
tisch verfasste Hochschule und die 
Mitbestimmung durch Studierende, 
MitarbeiterInnen und ProfessorInnen.“ 

„Wir werden den Hochschulpakt kon-
sequent umsetzen, und damit unseren 
Beitrag zur Schaffung notwendiger 
zusätzlicher Studienplätze leisten.“ 
 
„Wir wollen den Wettbewerb zwischen 
den Hochschulen fördern, auf geringe-
re Studienabbrecherquoten hinwirken 
und die internationale Attraktivität der 
deutschen Hochschulen ausbauen. Die 
Reform der Studienstrukturen nach 
dem „Bologna-Prozess“ muss unvor-
eingenommen überprüft und darf nicht 
schematisch auf alle Studiengänge 
erstreckt werden. Wir wollen endlich 
das Hochschulrahmengesetz abschaf-
fen.“ 

„...offenen Studienzugang mit einem 
Hochschulzulassungsgesetz bundes-
weit ermöglichen: individuelle Aus-
wahlverfahren abschaffen,…“ 
 

„Auch die Fortbildung von beruflich 
Qualifizierten ohne Abitur an Hoch-
schulen muss verstärkt werden.“ 
 
„Bei dem „Hochschulpakt 2020“ muss 
der zusätzliche Kapazitätsaufbau 
ausreichend finanziert werden, wobei 
die Grundpauschale um 25 Prozent 
angehoben werden soll.“ 
 
„Die Fachhochschulkapazitäten sollen 
in Zusammenarbeit mit der Wirtschaft 
deutlich ausgebaut werden.“ 
 
„... Abschaffung des Hochschulrah-
mengesetzes und die Verankerung der 
Autonomie der Hochschulen im Grund-
gesetz.“ 
 
„Die Hochschulen brauchen weitge-
hende Personalhoheit,...“ 
 
„Die ZVS wird abgeschafft. Die Siche-
rung der Qualität des Studienangebo-

„...Möglichkeit für Berufsschülerinnen 
und –schüler schaffen, auch eine 
Fachhochschulreife zu erwerben.“ 
 
„... anderen Berufstätigen mit Ausbil-
dung gezielt den Zugang zu den Hoch-
schulen und Universitäten öffnen.“ 
 
„... Zahl der Studienplätze erhöhen.“ 
 
„Wir wollen, dass mehr Fachkräfte 
ohne Abitur studieren können... Eine 
qualifizierte Berufsausbildung ist für 
uns gleichrangig mit einem allgemein-
bildenden Abschluss. 
 
„Wir werden die Hochschulzulassung 
bundeseinheitlich regeln.“ 
 
„Wir stehen zur Hochschulautonomie 
und zur universitären Selbstverwal-
tung... Alle Statusgruppen müssen fair 
in Entscheidungen und Gremien einge-
bunden sein.“ 
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tes soll durch anerkannte Akkreditie-
rungsagenturen erfolgen.“ 
 
„Hochschulen brauchen finanzielle 
Planungssicherheit. Die FDP fordert 
daher ein Drei-Säulen-Modell aus 
staatlicher Grundfinanzierung, Stu-
dienbeiträgen und Eigenvermögens-
aufbau. 

 

Zuständigkeiten / Föderalismus 
 „Bildung bleibt Ländersache, wie es im 

Grundgesetz geregelt ist.“ 
 

 „Bildung ist und bleibt Ländersache.“ 
 
„Wer es mit der Chancengerechtigkeit 
im Bundesgebiet ernst meint, muss für 
bundesweite Bildungsstandards und 
vergleichbare Schulabschlüsse sorgen. 
Die Kultusministerkonferenz wird 
diesen Aufgaben im Bildungsbereich 
längst nicht mehr gerecht und muss 
daher abgeschafft und durch eine 
effektive, schlanke Bildungskonferenz 
ersetzt werden.“ 

 

Studienfinanzierung/ BAföG  
„Daher wollen wir die staatliche Stu-
dienfinanzierung stärken und zu einem 
Zwei-Säulen-Modell ausbauen. Dabei 
kombinieren wir einen einheitlichen 
Sockelbetrag, der allen Studierenden 
elternunabhängig zugutekommt, mit 
einem Zuschuss für Studierende aus 
einkommensarmen Elternhäusern als 
starke soziale Komponente. Beide 
Säulen sind als Vollzuschüsse gestal-
tet. Kindergeld und Kinderfreibeträge 
werden dabei so umgewandelt, dass 
sie nicht länger an die Eltern, sondern 

 „BAföG zur elternunabhängigen, be-
darfsdeckenden und repressionsfreien 
Grundsicherung ausbauen…“ 
 
„…Höchstdauer der Zahlung an die 
durchschnittliche Studienzeit anpas-
sen;“ 
 

„Jedem Studierenden soll die Möglich-
keit einer elternunabhängigen Finan-
zierung der Lebenshaltungskosten 
durch Darlehen eröffnet werden. BA-
föG-Bezieher erhalten wie bei der 
bisherigen Förderung die Kredite zu 
vergünstigten Konditionen. Dabei ist 
die BAföG-Förderung mit den weiteren 
Kreditprogrammen zur Finanzierung 
von Studienbeiträgen und Lebenshal-
tungskosten (z. B. Programme von KfW 
und Landesbanken) zusammenzufüh-
ren.“ 

„... Bezug von BAföG auch nach dem 
30. Lebensjahr möglich sein.“ 
 
„Schüler und Schülerinnen aus ein-
kommensschwachen Familien sollen 
auf dem Weg zum Abitur ab ihrem 
Eintritt in die gymnasiale Oberstufe 
finanziell unterstützt werden.“ 
 
„Wir werden das Studierenden-BAföG 
so ausweiten, dass Studieren auch in 
späteren Phasen der Erwerbsbiografie 
möglich wird.... Altersgrenze für den 
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direkt an die Studierenden fließen.“ 
 
„Zentrale Voraussetzung dafür ist die 
Einführung eines Erwachsenen-BAFög, 
das keine Altersgrenzen und Berufsbe-
schränkungen kennt.“ 
 

 
„Die FDP will – ergänzend zu den be-
stehenden Möglichkeiten der Bildungs-
finanzierung (BAföG, Darlehen, Stipen-
dien) – den Aufbau von privatem Bil-
dungskapital stärken. Analog zur 
Bausparförderung sollen Bildungs-
sparkonten gefördert werden, die für 
Aus- und Weiterbildung, Hochschulbil-
dung oder sonstige Formen der Er-
wachsenenbildung verwendet werden 
dürfen.“ 

BAföG-Bezug an(zu)heben.“ 

Gebührenfreiheit von Bildung 
„Daher bleibt es unser Ziel, sämtliche 
Studiengebühren abzuschaffen bezie-
hungsweise deren Einführung zu ver-
hindern.“ 
 
„Zum anderen müssen Elternbeiträge 
nach Einkommen gestaffelt und 
schrittweise abgebaut werden. Wir 
wollen die Beitragsfreiheit für die 
Kindertagesbetreuung. In einem ersten 
Schritt soll ein Betreuungsjahr für 
jedes Kind gebührenfrei sein.“ 
 

 „Kita- und Studiengebühren abschaf-
fen: die Lehr- und Lernmittelfreiheit 
sichern, Schul- bzw. Prüfungsgebühren 
in der beruflichen Bildung abschaffen;“ 
 

„Zur Steigerung der Qualität der Lehre 
soll im Wettbewerb um Studierende 
jede Hochschule selbst entscheiden, 
ob, in welcher Höhe und für welche 
Studiengänge sie Studienbeiträge 
erhebt. Diese Mittel müssen direkt und 
uneingeschränkt den Hochschulen 
zweckbezogen zur Verbesserung der 
Studienbedingungen und der Lehre 
zufließen, ohne dass die staatliche 
Finanzierung reduziert wird.“ 
 
„Niemand darf aus finanziellen Grün-
den an einem Studium gehindert wer-
den. Deshalb muss jedem Studieren-
den gesetzlich ermöglicht werden, die 
Beiträge „nachlaufend“ zu bezahlen, 
das heißt, dass die effektive Zahlung 
erst nach dem Studium und nur bei 
Erzielung eines ausreichenden Ein-
kommens erfolgt.“ 

„Die Garantie sozialer Bürgerrechte 
durch solidarische Sozialversicherun-
gen, ein gebührenfreies Bildungssys-
tem und einen Mindestlohn für Arbeit.“ 
 
„Wir stehen zu einem gebührenfreien 
Erststudium bis einschl. zum Master.“ 
 
„Wir stehen für eine gebührenfreie 
Bildung von der Kita bis zur Hochschu-
le.“ 
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Besondere Förderung 
„SchülerInnen mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf dürfen nicht weiter 
von den allgemeinen Schulen ausge-
grenzt werden, denn damit wird ihnen 
die chancengerechte Teilhabe an Bil-
dung genommen. Vielmehr müssen die 
allgemeinen Schulen so gestaltet und 
verändert werden, dass sie allen Schü-
lerInnen, mit und ohne Behinderung, 
gerecht werden. Schülerinnen und 
Schüler mit Behinderungen haben 
dabei einen Anspruch auf eine sonder-
pädagogische Förderung einschließlich 
der individuellen Hilfen.“ 

 „…Kinder und Jugendliche mit Behinde-
rung integrieren…“ 

„...gilt für die FDP der Grundsatz „In-
tegration vor Sonderbeschulung.“ 

„Gemeinschaft und Zusammengehö-
rigkeitsgefühl entstehen durch ge-
meinsame Bildung und Erziehung. [...] 
Ausgrenzung ist keine Lösung – das 
gilt für Kinder mit Behinderung, für 
Lernschwache und für solche, die im 
Elternhaus unzureichende Hilfestellung 
erfahren.“ 

Finanzierung von Bildung 
„Zur weiteren Finanzierung des Aus-
baus der Bildungsinfrastruktur wollen 
wir auch freiwerdende Mittel des Soli-
daritätszuschlags im Sinne eines 
Bildungs-Solis nutzen […], denn für ein 
gerechtes Bildungssystem brauchen 
wir eine gesamtgesellschaftliche An-
strengung. Außerdem muss die Erb-
schaftssteuer so reformiert werden, 
dass dadurch ein zusätzlicher finan-
zieller Spielraum entsteht, den wir für 
höhere Bildungsausgaben nutzen 
können.“ 
 
 „Investitionen in Bildung sind zweiter 
zentraler Teil unseres grünen New 
Deal. Sie sind eine Voraussetzung für 
Chancengerechtigkeit und eine große 
Zahl neuer qualifizierter Arbeitsplät-
ze.“ 

„Deshalb setzen wir die Ziele und 
Maßnahmen des Bildungsgipfels 
konsequent um. Wir wollen bis 2015 
gesamtstaatlich zehn Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts in Bildung und 
Forschung investieren.“ 
 

„Von 2009 an wollen wir ein jährliches 
öffentliches Investitionsprogramm in 
Höhe von 100 Milliarden Euro, die für 
Bildung, Klimaschutz, Verkehr, Ge-
sundheit und eine Energiewende ver-
wendet werden.“ 
 

„Die FDP will möglichst schon bis 2010 
das Ziel erreichen, verbindlich über 
zehn Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts (BIP) in Bildung und Forschung 
zu investieren. Wenigstens 7 Prozent 
des BIP sollen für Bildung [...] investiert 
werden.“ 
 

„Unser Ziel: bis 2015 mindestens 7 
Prozent des BIP für Bildung und 3 
Prozent für Forschung und Entwick-
lung.“ 
 
„... Bildungszuschlag auf sehr hohe 
Einkommen einführen.“ 
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„185.000 Neue Jobs durch Bildungsin-
vestitionen als Zukunftsinvestitionen: 
Gegen die Bildungskrise und die Wirt-
schaftskrise wollen wir jetzt mit massi-
ven Investitionen Ungerechtigkeiten im 
Bildungswesen beseitigen, die Qualität 
erhöhen und das Bildungswesen der 
Zukunft bauen. Für ein verbindliches 
und qualitätsvolles Angebot an früh-
kindlicher Betreuung an alle Eltern, den 
Ausbau der Ganztagsschulen und mehr 
Personal an Hochschulen braucht es 
185.000 neue Erzieher, Fach- und 
Lehrkräfte, die wir in den nächsten vier 
Jahren einstellen wollen. Teilweise 
können diese Stellen über den von uns 
vorgeschlagenen Bildungssoli finan-
ziert werden.“ 

Chancengleichheit in der Bildung / Zugang zu Bildung 
„Investitionen in Bildung sind zweiter 
zentraler Teil unseres grünen New 
Deal. Sie sind eine 
Voraussetzung für Chancengerechtig-
keit und eine große Zahl neuer qualifi-
zierter Arbeitsplätze.“ 

„Bildung darf keine Frage des Einkom-
mens der Eltern sein. Wir wollen unser 
Bildungsangebot weiter ausbauen.“ 
 
„Bildung ist der Schlüssel für ein 
selbstbestimmtes, solidarisches und 
verantwortungsbewusstes Leben. 
Bildung ist die beste Vorsorge für die 
Zukunft.“ 

„...das Recht auf Bildung im Grundge-
setz verankern: berufliche Ausbildung 
und Gemeinschaftsaufgabe Bildung in 
dieses Recht einbeziehen;“ 
 

„Bildung ist Bürgerrecht. Wir brauchen 
ein gerechtes Bildungssystem, das 
jedem den bestmöglichen Abschluss 
nach Begabung und Leistung ermög-
licht, unabhängig von der sozialen 
Herkunft.“ 
 
„Faire Bildungschancen für alle sind 
der Schlüssel zur Freiheit, zur sozialen 
Teilhabe, zum persönlichen Glück und 
Wohlstand.  Durch Bildung können sich 
alle Menschen unabhängig von ihrer 
sozialen, ethnischen oder religiösen 
Herkunft eigene Wege zum Erfolg 
bahnen. Im Zeitalter der globalen 
Wissensgesellschaft hat sich die Bil-
dung zur eigentlichen sozialen Frage 

„Es ist originäre Aufgabe des Staates, 
über eine gute Bildung die Grundlage 
für individuelle Chancen und gesell-
schaftlichen Wohlstand zu schaffen.“ 
 
„Alle Jugendlichen sollen einen Schul- 
und Bildungsabschluss haben. Faire 
Bildungschancen für alle sind die 
Grundlage für soziale Gerechtigkeit 
überhaupt. Bildung ist Menschenrecht. 
Kein Kind darf von der Gesellschaft 
zurückgelassen werden.“ 
 
„Jeder Mensch hat das gleiche Recht 
auf eine gute Bildung – als Grundlage 
für ein erfülltes Leben und als Eintritts-
karte für gute, qualifizierte Arbeit. Das 
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für die Menschen entwickelt. Eine 
liberale Gesellschaft fragt nicht da-
nach, was die Eltern sind, sondern 
danach, was die Kinder können. Die 
fehlende Förderung im Elternhaus, die 
mangelnden Anregungen für Kinder 
und das unzureichende Bildungsum-
feld sorgen oft dafür, dass sich Bega-
bungen nicht entfalten können. Bega-
bungen von Kindern aus bildungsfer-
nen Schichten oder von Kindern mit 
Migrationshintergrund müssen besser 
als bisher gefördert werden.“ 

gilt unabhängig von der Herkunft, 
unabhängig vom Einkommen der El-
tern.“ 
 
„Die Benachteiligung von Einwander-
kindern beenden.“ 
 

Sonstige Aussagen zur Bildungspolitik 
„Jedes Kind hat darüber hinaus ein 
Anrecht auf kulturelle Bildung. Kinder 
und Jugendliche müssen die Chance 
erhalten, ihre kreativen Fähigkeiten zu 
spüren und zu nutzen und auf diese 
Weise Selbstachtung und Anerkennung 
zu gewinnen.“ 
 

„Unser Land soll Bildungsrepublik 
werden. Bildung darf keine Frage des 
Einkommens der Eltern sein. Wir wollen 
unser Bildungsangebot weiter ausbau-
en.“ 
 
„Die Achtung vor Demokratie und 
Rechtsstaat muss immer wieder neu 
geweckt werden. Politische Bildung ist 
daher unverzichtbar.“ 
 
„Wir setzen auf Aufstieg durch Bildung 
und lebenslanges Lernen…“ 

„...die Privatisierung öffentlicher 
Dienstleistungen beenden: die elemen-
tare Daseinsvorsorge wie Gesund-
heitsdienste, Wohnungen, Bildung, 
Jugendhilfe, Kultur, Energie, Wasser, 
Busse, Bahnen und Abfallentsorgung in 
öffentlicher Hand organisieren;“ 

„Wir vertreten einen umfassenden 
Bildungsbegriff, der den Menschen in 
seiner Vielfalt in den Mittelpunkt stellt. 
Ziel und Selbstverständnis einer libera-
len Bildungspolitik ist es, nicht nur 
Wissen sondern auch Werte zu vermit-
teln. Die eigenen Fähigkeiten zu ken-
nen und aus eigenem Antrieb ein ei-
genverantwortliches Leben zu führen, 
und sich kritisch mit seiner Umwelt 
auseinander zu setzen zu können sind 
Grundlage einer liberalen Bürgerge-
sellschaft, wie wir sie uns vorstellen. 
Bildung ist ein elementarer Beitrag zur 
Persönlichkeitsentwicklung.“ 

„...wollen wir das Recht für alle durch-
setzen, den Schulabschluss 
jederzeit gefordert nachholen zu kön-
nen.“ 
 
„Wir plädieren für eine enge Zusam-
menarbeit von Schulen mit Volkshoch-
schulen und anderen außerschulischen 
Bildungseinrichtungen...“ 
 
„Politische Bildung: Demokratie 
braucht politisch informierte Bürgerin-
nen und Bürger. Daher ist eine Intensi-
vierung der politischen Bildung, auch 
durch die Bundeszentrale für politische 
Bildung, erforderlich.“ 
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Aussagen zu Ehrenamt und bürgerschaftliches Engagement 
„Bürgerschaftliches Engagement muss 
integraler Bestandteil unserer Gesell-
schaft sein und ist kein Ersatz für 
staatliche Aufgaben. Wir sehen im 
Engagement sowohl die Notwendigkeit 
und Chance für die Gesellschaft wie für 
den Einzelnen. Engagement bedeutet 
soziale und kulturelle Teilhabe und 
persönliche Weiterentwicklung für jede 
und jeden von uns. Für die Zukunft 
unseres Gemeinwesens bedeutet 
Engagement Kreativität und Solidarität. 
Wir wollen dieses Engagement stärken 
und dafür sorgen, dass es die notwen-
dige Unterstützung bekommt. Men-
schen, die sich freiwillig und unentgelt-
lich engagieren, wollen wir fördern und 
denjenigen, die es nicht tun, den Zu-
gang erleichtern. Wir brauchen verläss-
liche Rahmenbedingungen, wenig 
Bürokratie, sich öffnende Institutionen, 
Anerkennung und kompetente Anlauf-
stellen vor Ort. Deshalb werden wir uns 
für die Sicherung von Infrastrukturein-
richtungen einsetzen. Eine lebendige 
Zivilgesellschaft braucht die Einmi-
schung, Kreativität und die Beteiligung 
vieler Menschen, ob jung oder alt, das 
zeichnet sie aus.“ 

„Zukunftsprojekt: Ehrenamt - Viele 
Menschen sind ehrenamtlich enga-
giert. Das wollen wir stärker fördern. In 
Zukunft werden in Deutschland mehr 
denn je Frauen und Männer gebraucht, 
die sich ehrenamtlich für das Gemein-
wohl einsetzen. Dafür benötigen wir 
eine neue gesellschaftliche Initiative. 
Sie führt diejenigen, die helfen und 
diejenigen, die Hilfe brauchen, zu-
sammen. Wir werden zukunftsweisend 
weitere Anreize schaffen, damit die 
vielen heute schon ehrenamtlich Täti-
gen auch morgen aktiv bleiben und wir 
neue für diese Aufgabe hinzugewinnen. 
Wir werden die Ehrenamtskultur in 
unserem Land stärken und hierzu 
ehrenamtliches Engagement gezielt 
von Bürokratie befreien. Für die öffent-
liche Würdigung setzen wir uns ebenso 
ein, wie für die Anerkennung von eh-
renamtlicher Arbeit und geleisteten 
Freiwilligenjahren in den Berufsbiogra-
fien. Zudem werden wir Ehrenamtsbör-
sen einrichten, Freiwilligenagenturen 
fördern und die Ehrenamtscard weiter-
entwickeln.“ 
 
„Das ehrenamtliche Engagement und 
der bürgerschaftliche Einsatz vieler 
Frauen und Männer bereichern unsere 
Gesellschaft.“ 
 
„Wir wollen ehrenamtliches Engage-
ment erleichtern, die Bürgerinnen und 

„Freiwilliges bürgerschaftliches Enga-
gement bereichert das gesellschaftli-
che Leben. Darin spiegeln sich die 
Fähigkeiten und der Mut der Bürgerin-
nen und Bürger, ihre Angelegenheiten 
selbst in die Hand zu nehmen. Eine 
demokratische Gesellschaft lebt von 
diesem Engagement. DIE LINKE tritt für 
eine umfassende Förderung des bür-
gerschaftlichen Engagements ein. 
Freiwillige ehrenamtliche Arbeit darf 
nicht als Lückenbüßer für einen Abbau 
des Sozialstaates missbraucht werden. 
Sie darf auch nicht nur eine Sache 
derer sein, die es sich leisten können. 
Für Erwerbslose und Geringverdienen-
de, ältere Menschen und Menschen mit 
Behinderungen müssen die gleichen 
Teilhabemöglichkeiten gesichert wer-
den. Freiwilligenarbeit, Selbsthilfe und 
Ehrenamt müssen in Staat und Gesell-
schaft einen höheren Stellenwert 
bekommen. Gerade weil Bürgerenga-
gement nicht auf materiellen Gewinn 
gerichtet ist, muss es durch eine wirk-
same Anerkennungskultur gewürdigt 
werden. Gute Rahmenbedingungen für 
das bürgerschaftliche Engagement 
schaffen die Grundlage für den Erhalt 
und den Ausbau von sozialer und 
demokratischer Teilhabe. Das Engage-
ment für Gesellschaft, Familie und 
Erwerbsleben sowie Zeit für sich selbst 
müssen besser miteinander vereinbar 
werden. Das bürgerschaftliche Enga-

„Die FDP will daher vorhandene Poten-
tiale für ehrenamtliches Engagement 
besser erschließen und zum Beispiel 
mehr Plätze bei den Jugendfreiwilli-
gendiensten (FSJ) schaffen, wo bereits 
heute die Nachfrage nach diesen Plät-
zen weit über dem verfügbaren Ange-
bot liegt.“ 

„Bürgerschaftliches Engagement ist für 
uns unverzichtbar, wenn es darum 
geht, Werte wie Freiheit, Gerechtigkeit, 
Solidarität, Eigenverantwortung und 
Teilhabe in unserer Gesellschaft zu 
aktivieren und zu pflegen. Wir setzen 
nach wie vor auf die Vielfalt des Enga-
gements in Vereinen, Wohlfahrtsver-
bänden, Kirchen, Selbsthilfegruppen, 
Stiftungen, Freiwilligendiensten, Netz-
werken und anderen Organisationen 
mit Ehrenämtern.“ 
 
„Ehrenamtliches Engagement in Verei-
nen und Initiativen ist die Grundlage 
einer solidarischen Bürgergesellschaft. 
Besonders die Wohlfahrtsverbände 
sind dafür unverzichtbare Träger. Aber 
das Ehrenamt darf nicht Luckenbüßer 
für fehlende staatliche Ressourcen sein 
und werden. Wir werden die Rahmen-
bedingungen und die finanzielle Unter-
stützung für Ehrenamtliche weiter 
verbessern.“ 
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Bürger zu ehrenamtlichem Engagement 
ermutigen und den ehrenamtlich Täti-
gen den Rücken stärken.“ 
 
„CDU und CSU unterstützen das große 
Engagement und den fruchtbaren 
Wettbewerb der Ideen und Initiativen in 
der Hilfe für Mitmenschen in unserem 
Land. Die Arbeit der Wohlfahrtsverbän-
de und privaten Organisationen sowie 
der vielfältigen Selbsthilfegruppen 
sind für eine menschliche Gesellschaft 
unverzichtbar.“ 
 
„Wir werden für mehr Anerkennung für 
das Ehrenamt sorgen und ehrenamtlich 
Engagierte von Bürokratie entlasten. 
Wir dringen auf die Anerkennung von 
ehrenamtlicher Arbeit und geleisteten 
Freiwilligen-Jahren in den Berufsbio-
grafien. Wir wollen die Einrichtung von 
Ehrenamtsbörsen und Freiwilligen-
agenturen anstoßen und fördern. Wir 
wollen die Ehrenamtscard als ein 
zentrales Element der Ehrenamtskultur 
weiterentwickeln.“ 
 
„Das bürgerschaftliche Engagement 
mit und von Zuwanderern zur Gestal-
tung des Zusammenlebens wirkt identi-
tätsstiftend.“ 

gement von Migrantinnen und Migran-
ten ist als besonderer Integrationsfak-
tor herauszustellen. Sie sind mit kon-
kreten Projekten zu unterstützen.“ 
 
„...rechtliche, finanzielle, versiche-
rungstechnische und infrastrukturelle 
Rahmenbedingungen für die ehrenamt-
liche Arbeit verbessern;“  
 
„...Aufwendungen für bürgerschaftli-
ches Engagement bzw. pauschale 
Aufwandsentschädigung als direkte 
Zuwendung erstatten und nicht auf 
staatliche Leistungen anrechnen;“  
 
„...Möglichkeiten zum Erproben und 
zur kostenlosen Fortbildung der Frei-
willigen in unterschiedlichen Engage-
mentfeldern fördern.“ 
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Innenpolitik: Datenschutz / Grundrechten / Kriminalitätsbekämpfung 
Datenschutz 

„Der Kernbereich privater Lebensges-
taltung geht niemanden etwas an. Er 
muss unantastbar bleiben. Daher 
sagen wir Nein zur staatlichen Bespit-
zelung via Videospionage in der Woh-
nung. Wir sagen Nein zur Speicherung 
der Telekommunikationsdaten aller 
BürgerInnen auf Vorrat und Nein zur 
Online-Durchsuchung, die die heimli-
che Ausforschung privater Computer 
ermöglicht.“ 
 
 
„Denn die Bedrohung durch Terror-
netzwerke kann nicht durch zentrali-
sierte und ungezielte Massenüberwa-
chung wirksam bekämpft werden.“ 
 
 
„Deshalb gehört der Datenschutz ins 
Grundgesetz, um ihn sichtbar und 
verbindlich für jede und jeden zu ma-
chen.“ 
 
 
 
 
 
 
„...zeigen den dringenden Bedarf nach 
einem umfassenden Arbeitnehmerda-
tenschutzgesetz und der Stärkung der 
betrieblichen Datenschutzbeauftrag-
ten.“ 

„CDU und CSU sind für Datenschutz mit 
Augenmaß.“ 
 
„Wir wollen einen umfassenden Daten-
schutz garantieren. Wir wollen keine 
unnötigen Datenmengen speichern und 
kämpfen gegen den „Gläsernen Bür-
ger“. Das Gebot der Verhältnismäßig-
keit muss stets gewahrt bleiben.“ 
 
 
 
 
„Dabei sind Datenschutzinteressen mit 
dem Interesse an einer wirksamen 
Kriminalitätsbekämpfung in Einklang 
zu bringen. Datenschutz darf aber nicht 
zum Täterschutz werden.“ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 „Wir wollen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter vor Bespitzelungen an 
ihrem Arbeitsplatz wirksam schützen. 
Soweit gesetzliche Regelungen not-
wendig sind, um den Schutz der Privat-

„...das Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung der informierten 
Bürgerinnen und Bürger verteidigen: 
die Vorratsdatenspeicherung beenden; 
auf Online-Durchsuchungen verzichten, 
verdeckte Ermittlungsmethoden wie 
Video-, Späh- und Lauschangriffe und 
Rasterfahndung abbauen;“ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 „…ein wirksames Arbeitnehmerdaten-
schutzgesetz schaffen;“ 
 
 
 

„Die FDP fordert die Wiederherstellung 
des Bankgeheimnisses durch die 
Abschaffung der Vorratsdatenspeiche-
rung sowie den Verzicht auf heimliche 
Online-Durchsuchungen privater Com-
puter.“  
 
„Auf Bundesebene strebt die FDP an, 
dem Bundesbeauftragten für den 
Datenschutz und Informationsfreiheit 
den Status einer obersten Bundesbe-
hörde zu verleihen.“ 
 
 
 
 
 
 
 
„Datenschutz gehört ins Grundgesetz. 
Das Grundrecht auf informationelle 
Selbstbestimmung muss im Grundge-
setz ausdrücklich verankert werden, 
ebenso das Grundrecht auf Gewährleis-
tung der Vertraulichkeit und Integrität 
informationstechnischer Systeme.“  
 
„Die FDP setzt sich für eine Verbesse-
rung des Arbeitnehmerdatenschutzes 
ein.“ 
 
„... soll die Stellung der betrieblichen 
Datenschutzbeauftragten institutionell 
gestärkt werden.“ 

„Datenschutz sichert persönliche 
Freiheit und Selbstbestimmung. Wir 
wollen keinen gläsernen Bürger, des-
halb müssen die Voraussetzungen für 
staatliche Datenerhebungen und die 
Nutzung der Daten gesetzlich klar 
geregelt und strikt begrenzt werden. 
Einen Präventionsstaat, der auf der 
Suche nach Gefahrenquellen auch die 
Daten Unbeteiligter vorbeugend sam-
melt und überwacht, lehnen wir ab.“ 
 
„Der Kampf gegen den Terrorismus ist 
wichtig. Trotzdem dürfen dabei Men-
schenwürde und Grundrechte nicht 
verletzt werden. Wir wollen kein Klima 
der Überwachung und der Unfreiheit.“ 
 
„Unsere Gesetze, die mit Grund-
rechtseingriffen im Kampf gegen den 
internationalen Terrorismus verbunden 
sind, werden wir regelmäßig auf Ver-
hältnismäßigkeit und Erforderlichkeit 
überprüfen.“ 
 
 
 
„Zahlreiche Übergriffe der letzten Jahre 
haben deutlich gemacht, dass wir ein 
eigenes Arbeitnehmerdatenschutzge-
setz benötigen […] Keine Arbeitnehme-
rin und kein Arbeitnehmer soll von 
seinem Arbeitgeber ausgespäht und 
bespitzelt werden. Die Datenskandale 
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sphäre der Mitarbeiter zu gewährleis-
ten, werden wir diese durchsetzen.“ 
 
„CDU und CSU halten eine nationale 
Visa-Einlader- und Warndatei für drin-
gend geboten, um Visummissbrauch 
effektiv zu bekämpfen.“ 

 
 
 
 
„Datenschutz und Datenschutzrecht 
modernisieren: Großprojekte, von 
Gesundheitskarte über biometrische 
Ausweise bis zu elektronischen Identi-
tätskarten und einheitlicher Steuer-
nummer, überprüfen und nach stren-
gen datenschutzrechtlichen Kriterien 
korrigieren; wirksamen Arbeitnehmer-
datenschutz schaffen;“ 
 

 
 
 
„... fordert die FDP die Errichtung einer 
„Stiftung Datenschutz“[...]Das Bun-
desdatenschutzgesetz soll konkreti-
siert werden.“ 

in vielen Unternehmen haben gezeigt, 
dass wir ein besonderes Arbeitneh-
merdatenschutzgesetz brauchen.“ 
 
„Wir haben die gesetzlichen Vorschrif-
ten über die Weitergabe von Kundenda-
ten verschärft und werden auf die 
strikte Einhaltung dieser Bestimmun-
gen achten.“ 
 
 
„Der Schutz der eigenen Daten und das 
Grundrecht auf informationelle Selbst-
bestimmung gewinnen in der digitalen 
Welt noch an Bedeutung. Der Daten-
schutz muss weiterentwickelt werden. 
Wir wollen überdies, dass der Einzelne 
sich in der digitalen Welt sicher bewe-
gen kann und lernt, welche Folgen die 
freiwillige Preisgabe persönlicher 
Daten haben kann.“ 

Einsatz der Bundeswehr innerhalb Deutschlands 
„Wir erteilen dieser Politik des perma-
nenten Ausnahmezustandes eine klare 
Absage. Einsätze der Bundeswehr im 
Inneren lehnen wir ab.“ 

„Die Unterschiede zwischen innerer 
und äußerer Sicherheit sind angesichts 
der heutigen Bedrohungen unscharf.“ 
 
„In besonderen Gefährdungslagen 
muss ein Einsatz der Bundeswehr im 
Innern mit ihren spezifischen Fähigkei-
ten im Katastrophenschutz sowie bei 
der Bewältigung terroristischer Gefah-
ren ergänzend zu Länder- und Bundes-
polizei im Rahmen festgelegter Gren-
zen möglich sein. Hierfür sind klare 
Rechtsgrundlagen zu schaffen. Die 
strikte Trennung von Polizei und Militär 
muss dabei gewahrt bleiben.“ 

„Einsatz der Bundeswehr als „Hilfspo-
lizei“ im Inneren verbieten.“ 

„Die FDP lehnt den Einsatz der Bun-
deswehr im Innern über bestehende 
Aufgaben hinaus strikt ab.“ 

„Wir haben in der Bundesrepublik 
Deutschland die gute Tradition, die 
Bundeswehr nicht im Inneren einzuset-
zen […]. An dieser Tradition wollen wir 
festhalten, weil sie die Freiheit der 
Bürgerinnen und Bürger schützt.“ 
 
„Den Einsatz der Bundeswehr zur 
Gefahrenabwehr lehnen wir ab.“ 
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Polizei und Geheimdienst (Trennungsgebot) 
„Die bewährte föderale und rechts-
staatliche Sicherheitsarchitektur wird 
vielmehr durch die zunehmende Ver-
schmelzung von Polizei und Geheim-
diensten gefährdet und geschwächt. 
Die bestehende Antiterrordatei mit 
ungezügeltem Zugriff ist wie ein ge-
meinsamer Aktenschrank von Polizei 
und Geheimdiensten, […] 

 „Die Trennung von Militär und Polizei, 
von geheimdienstlicher und polizeili-
cher Tätigkeit ist für uns unaufgebbare 
Grundregel eines demokratischen 
Staatsaufbaus. Diese Trennung ist 
ebenso eine Lehre aus unserer Ge-
schichte wie die Ablehnung einer 
zentralisierten Sicherheitsbehörde…“ 
 
„…Polizei und Geheimdienste wieder 
schärfer trennen: wachsende Geheim-
bereiche der Polizei und unkontrollier-
bare Kooperationsgremien einschrän-
ken und auflösen; Ausbau des Bundes-
kriminalamtes zu einer zentralisierten 
Polizei stoppen;“ 

„In einer föderalen Sicherheitsarchi-
tektur ist der Informationsaustausch 
zwischen den Behörden unerlässlich. 
Der Informationsaustausch darf nicht 
zur Aufweichung des Trennungsgefü-
ges führen. Die FDP fordert eine Zu-
sammenarbeit der Sicherheitsbehör-
den über Indexdateien statt über Voll-
textdateien zu realisieren und eine 
parlamentarische Aufsicht zu gewähr-
leisten.  
Den Umbau des Bundeskriminalamtes 
(BKA) zu einem deutschen FBI lehnt die 
FDP ab.“ 

„Wir haben in der Bundesrepublik 
Deutschland die gute Tradition, […] 
Polizeiarbeit nicht mit Geheimdienst-
arbeit zu vermischen. An dieser Tradi-
tion wollen wir festhalten, weil sie die 
Freiheit der Bürgerinnen und Bürger 
schützt.“ 
 
„Wir bleiben bei der klaren Trennung 
von Polizei und Geheimdiensten im 
Sinne des Trennungsgebotes.“ 

Jugendkriminalität 
„Bei Jugendlichen und Heranwachsen-
den beharren wir auf dem Vorrang der 
Erziehung vor der Bestrafung.“ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Kinder- und Jugendkriminalität kön-
nen nur dann wirkungsvoll bekämpft 
werden, wenn Prävention, Strafverfol-
gung, Strafvollstreckung und Opfer-
schutz frühzeitig und konzeptionell 
zusammenwirken. Der Rechtsstaat 
muss […] falls erforderlich gesetzlich 
nachjustieren und entschlossen mit 
jungen Straftätern umgehen. Dazu 
gehört auch, dass Sanktionen rasch 
spürbar sein müssen.“ 
 
 
„CDU und CSU setzen sich dafür ein, 
dass neben einer zur Bewährung aus-
gesetzten Jugendstrafe die Anordnung 
eines „Warnarrests" möglich ist.“ 
 

 „Das breite Instrumentarium des Ju-
gendstrafrechts muss dazu konsequent 
angewendet werden. Die Strafe muss 
auf dem Fuße folgen. Hierfür ist in 
erster Linie eine bessere Vernetzung 
von Polizei, Justiz, kommunaler Ju-
gendhilfe, Jugendgerichtshilfe und 
Schule vor Ort notwendig, wie sie 
beispielsweise durch so genannte 
Häuser des Jugendrechts in den Kom-
munen realisiert werden kann.„ 
 
„Die FDP ist auch für den Ausbau der 
pädagogischen Reaktionsmöglichkei-
ten auf Fehlverhalten Jugendlicher 
durch den Warnschussarrest. Der 
Warnschussarrest soll neben einer zur 
Bewährung ausgesetzten Jugendstrafe 

„Jugendkriminalität schnell bestrafen. 
Werden Jugendliche kriminell, muss die 
Sanktion der Tat „auf dem Fuß“ folgen. 
Jugendstrafverfahren müssen rasch 
eröffnet und eine verhängte Strafe 
muss umgehend vollstreckt werden. 
Nur dann wird den Jugendlichen der 
Zusammenhang zwischen Tat und 
Strafe klar und kann die erzieherische 
Wirkung des Jugendstrafrechts wirk-
sam werden.“ 
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„Wir wollen die Möglichkeiten des 
Jugendstrafrechts ausbauen und wen-
den uns gegen alle Versuche, straffällig 
gewordene Jugendliche und junge 
Menschen wie Erwachsene zu behan-
deln“ 

“Um die Verantwortung für das eigene 
Handeln bewusst zu machen, sind 
Jugendliche stärker zur Wiedergutma-
chung zu verpflichten.“ 
 
„Für Täter ab einem Alter von 18 Jahren 
wollen wir bis zur Vollendung des 21. 
Lebensjahres die Anwendung des 
Erwachsenenstrafrechts zum Regelfall, 
das Jugendstrafrecht zur Ausnahme 
machen.“ 
 
„Wir treten dafür ein, das Fahrverbot 
oder die Verhinderung des Erwerbs 
eines Führerscheins als eigenständige 
Sanktion im Jugendstrafrecht zu veran-
kern und den Anwendungsbereich auf 
alle Arten von Straftaten zu eröffnen.“ 
 
„Ausländer müssen bereits bei einer 
Gefängnisstrafe von mindestens einem 
Jahr ohne Bewährung ausgewiesen 
werden können. Dies soll auch bei 
ausländischen jugendlichen Intensivtä-
tern möglich sein.“ 

oder einer Aussetzung der Verhängung 
der Jugendstrafe angeordnet werden 
können und dem Jugendlichen so 
deutlich machen, dass sein schwerer 
Rechtsverstoß nicht ohne jede unmit-
telbare Folge bleibt.“ 
 
“Besonders wichtig ist der Ausbau der 
Prävention. Die FDP will die Ursachen 
für die Kinder- und Jugendkriminalität 
bekämpfen und beseitigen. Auch hier 
ist eine bessere Vernetzung aller Betei-
ligten auf Seiten der Polizei, Justiz, 
Jugendhilfe und Schule, aber auch die 
Einbeziehung von Eltern von Nöten.“ 

 
 
 
 
 
 
“Bloßes Wegsperren auf Basis des 
Erwachsenenstrafrechts lehnen wir 
ab.“ 
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Aussagen zur Jugend, Jugendpolitik und Jugendhilfe 
Jugend, Jugendpolitik, Partizipation und Freiräume 

„Junge Menschen sind wie niemand 
sonst auf Freiraum jenseits der eigenen 
Wohnung angewiesen. Aber junge 
Menschen sind im öffentlichen Raum 
unbeliebt: Sie machen Lärm, sie fallen 
auf. Wir meinen: Kinderlärm ist Zu-
kunftsmusik und junges Leben gehört 
in die Mitte der Gesellschaft, in die 
Mitte von Dorf und Stadt.“ 
 
„Deshalb setzen wir uns insbesondere 
für Räume und Projekte ein, die von 
Jugendlichen selbstbestimmt organi-
siert werden. Jugendverbände leisten 
dazu einen wichtigen Beitrag. Dort, wo 
Jugendlichen gehört und verstanden 
werden, ist Jugendbeteiligung ein 
Einstieg für eine weitere politische 
Betätigung, und das beste Fundament 
für unsere Demokratie.“ 
 
 „Wir wollen Jugendlichen Lust auf die 
Demokratie machen, und sie nicht mit 
Scheinpartizipation abschrecken. Wir 
wollen den Jugendlichen durch starke 
Jugendvertretungen auf allen politi-
schen Ebenen und durch das aktive 
Wahlrecht ab 16 Jahren eine Stimme 
geben.“ 
 
„Lernende brauchen “Zeit für sich” in 
Foren wie Klassenräten oder Schulkon-
ferenzen und partizipative, projektori-
entierte Lernformen.“ 

„Jugendpolitik für alle Jugendlichen in 
Deutschland ist gleichermaßen Famili-
enpolitik, Bildungspolitik, Integrati-
onspolitik und Sozialpolitik. Gerechte 
Chancen für alle Kinder und Jugendli-
chen in unserem Land sind die Grund-
lagen einer zukunftsorientierten Kin-
der- und Jugendpolitik. Keiner darf 
verloren gehen. Jeder hat eine faire 
Chance verdient.“ 

„...das Wahlalter auf 16 Jahre absen-
ken;“ 

 „Eine eigenständige Jugendpolitik. Die 
Jugend ist eine spezielle Phase der 
Orientierung und der Herausbildung 
der eigenen Persönlichkeit. Die Anfor-
derungen an die heutige junge Genera-
tion sind durch gesellschaftliche, 
ökonomische und demografische 
Veränderungen gestiegen. Mit einer 
starken Jugendpolitik wollen wir den 
besonderen Bedürfnissen von Jugend-
lichen Rechnung tragen.“ 
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Jugendverbände 
„Deshalb setzen wir uns insbesondere 
für Räume und Projekte ein, die von 
Jugendlichen selbstbestimmt organi-
siert werden. Jugendverbände leisten 
dazu einen wichtigen Beitrag. Dort, wo 
Jugendlichen gehört und verstanden 
werden, ist Jugendbeteiligung ein 
Einstieg für eine weitere politische 
Betätigung, und das beste Fundament 
für unsere Demokratie.“ 
 

„Und wir brauchen eine starke Jugend-
hilfe und engagierte Jugendverbände, 
die auch zukünftig vielfältige Angebote 
machen und benachteiligte Jugendliche 
gezielt unterstützen kann.“ 

„Wir werden die Förderung der ver-
bandlichen und offenen Jugendarbeit 
fortsetzen. Die vielfältige Jugendarbeit 
in den Jugendverbänden, Jugendringen 
der offenen Jugendarbeit, der kommu-
nalen Jugendarbeit und in den Jugend-
bildungsstätten ist ein Erfolgsmodell.“ 

   

Jugendhilfe 
„Und wir brauchen eine starke Jugend-
hilfe und engagierte Jugendverbände, 
die auch zukünftig vielfältige Angebote 
machen und benachteiligte Jugendliche 
gezielt unterstützen kann. Öffentliche 
und freie Träger der Jugendhilfe sind so 
auszustatten, dass sie ihre vielfältigen 
Aufgaben, insbesondere auch im Be-
reich des Kinderschutzes verantwort-
lich wahrnehmen können.“ 
 

„Wir geben keinen jungen Menschen 
verloren, nur weil er in der Schule oder 
Berufsausbildung schlecht gestartet 
ist. Alle Jugendlichen haben Stärken 
und Talente. Wir setzen mit einer Initia-
tive JUGEND STÄRKEN auf flexible 
Netzwerke, Allianzen und eine Bünde-
lung von Ressourcen. Kreative Lösun-
gen gelingen nur durch die intelligente 
Zusammenarbeit von bestehenden 
Einrichtungen, Diensten und Angebo-
ten vor Ort, insbesondere durch die 
Kooperation mit Trägern der Jugendso-
zialarbeit sowie durch Selbsthilfe der 
Betroffenen.“ 

„...die Privatisierung öffentlicher 
Dienstleistungen beenden: die elemen-
tare Daseinsvorsorge wie Gesund-
heitsdienste, Wohnungen, Bildung, 
Jugendhilfe, Kultur, Energie, Wasser, 
Busse, Bahnen und Abfallentsorgung in 
öffentlicher Hand organisieren;“ 
 

„Im Rahmen der Jugendministerkonfe-
renz sollten einheitliche Standards für 
die Kinder- und Jugendhilfe festgelegt 
werden. Die Qualität der Kinder- und 
Jugendhilfe sollte in regelmäßigen 
Abständen evaluiert und die Dienst- 
und Fachaufsicht gestärkt werden. Es 
ist zu prüfen, inwieweit im Bereich der 
Jugendhilfe eine Aufgabentrennung 
zwischen der Entscheidung über Maß-
nahmen und deren Vollzug möglich ist, 
um eine von finanziellen Erwägungen 
der Kommune unabhängige Entschei-
dung abzusichern.“ 
 

„Die FDP steht für eine Vielfalt von 
Trägern der freien Wohlfahrtspflege, 
Kirchen, Elterninitiativen, Kommunen 
und privat-gewerblichen Anbietern.“ 
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Freiwilligendienste 
„Jugendfreiwilligendienste sind wichti-
ge Einstiegsmöglichkeiten in eine 
engagierte Biographie, geben Orientie-
rung in einer wichtigen Lebensphase 
und vermitteln soziale, ökologische 
und kulturelle Fähigkeiten. Deshalb 
wollen wir das Angebot an Jugendfrei-
willigendienstplätzen mehr als verdop-
peln und es qualitativ weiter verbes-
sern.“ 

„Dienstleistungen zur organisatori-
schen Unterstützung von Jugendfreiwil-
ligendiensten, die für einzelne Vereine 
in deren Dachverbänden erbracht 
werden, sind bisher umsatzsteuer-
pflichtig. Das werden wir ändern und 
Ungleichbehandlungen der Sportverei-
ne im Kinder- und Jugendhilferecht 
beseitigen. Für ehrenamtlich geführte 
Vereine mit gelegentlichem Schankbe-
trieb sollen Form- und Meldevorschrif-
ten im Steuerrecht vereinfacht wer-
den.“ 
 
„Mit den Freiwilligendiensten aller 
Generationen soll das flexible, für alle 
Altersgruppen geöffnete Dienstangebot 
Schritt für Schritt bundesweit flächen-
deckend umgesetzt und mit den Struk-
turen vor Ort vernetzt werden.“ 

 „Damit sank die Zahl von verfügbaren 
Arbeitsstunden der Zivildienstleisten-
den bereits erheblich, so dass bereits 
heute Handlungsbedarf besteht. Die 
FDP will daher vorhandene Potentiale 
für ehrenamtliches Engagement besser 
erschließen und zum Beispiel mehr 
Plätze bei den Jugendfreiwilligendiens-
ten (FSJ) schaffen, wo bereits heute die 
Nachfrage nach diesen Plätzen weit 
über dem verfügbaren Angebot liegt.“ 
 
 

„Wir werden die Jugendfreiwilligen-
dienste stärken. Mittelfristig wollen wir 
allen Jugendlichen, die ein Freiwilliges 
Ökologisches Jahr oder ein Freiwilliges 
Soziales Jahr absolvieren wollen, einen 
Platz anbieten.“ 
 
„Unter Einbeziehung geregelter Freiwil-
ligendienste werden wir soziale Netz-
werke vor Ort – für Ältere, Alte, Behin-
derte – festigen und systematisieren. 
Jugendfreiwilligendienste wollen wir 
stärken und mittelfristig jedem Jugend-
lichen einen Platz anbieten können.“ 

Jugend und Medien 
„Besondere Verantwortung bei der 
Vermittlung von Medienkompetenz hat 
der Staat inne. Insbesondere bei Kin-
dern und Jugendlichen bedarf es eines 
ehrlichen Umgangs mit dem Medium 
Internet und neuen Medien von Anfang 
an: Gefahren müssen erklärt, über 
Datenschutz aufgeklärt und das sach-
dienliche Nutzen neuer und besonders 
auch freier Medien gelehrt werden.“ 

„Wir wollen die Medienkompetenz von 
Kindern und Jugendlichen stärken und 
auf einen pädagogisch sinnvollen 
Umgang mit den Neuen Medien hinwir-
ken. Die Präventionsarbeit, um Abhän-
gigkeiten gleich welcher Art zu vermei-
den, soll intensiviert werden. Wir wol-
len ebenso die Entwicklung hochwerti-
ger, kulturell und pädagogisch wertvol-
ler Unterhaltungsmedien fördern und 
dazu den deutschen Computerspiel-
preis aufwerten.“ 
 
„Der Staat hat die Verpflichtung, durch 

 „Kinder sollten bereits früh Medien-
kompetenz erwerben, um Medienan-
gebote ihrem Alter gemäß kritisch 
nutzen zu können. Die FDP setzt sich 
dafür ein, dass für den Jugendschutz im 
Online-Bereich verbindliche und prak-
tikable Standards und Zertifizierungen 
weiter entwickelt werden. Die beste-
henden Systeme müssen dringend auf 
ihre Praktikabilität und Effektivität 
überprüft werden.“ 

„Medienführerschein für Kinder und 
Jugendliche. Medienkompetenz ist 
nicht nur die Schlüsselqualifikation in 
der Informations- und Kommunikati-
onsgesellschaft, sondern auch ein zu 
förderndes Bildungsthema. Wir werden 
eine Stiftung Medienkompetenz ein-
richten und das Angebot eines Medien-
führerscheins für alle Kinder und Ju-
gendlichen einführen.“ 
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geeignete gesetzgeberische Maßnah-
men und einem konsequenten Vollzug 
dafür Sorge zu tragen, dass gewaltver-
herrlichende Computerspiele Kindern 
und Jugendlichen nicht zugänglich 
gemacht werden.“ 
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Aussagen zur Kinderpolitik 
Stellung der Kinder in der Gesellschaft / Kinderrechte und Grundgesetz 

„Damit daran kein Zweifel besteht, 
wollen wir eigenständige Kinderrechte 
in den Grundrechtekatalog unserer 
Verfassung aufnehmen – als starken 
Auftrag an die Politik, Prioritäten zu-
gunsten von Kindern zu setzen. Wir 
wollen, dass Kinder wissen, dass sie 
Rechte haben. Deshalb gehört das 
Thema „Kinderrechte“ verstärkt in 
Schulbücher und in die Öffentlichkeits-
arbeit der Bundesregierung.“ 

„Kinder haben ein eigenständiges 
Grundrecht auf Pflege und Erziehung, 
auf Förderung und auf Schutz vor 
Gefahren für ihre körperliche, geistige 
und seelische Entwicklung. Das hat das 
Bundesverfassungsgericht unmissver-
ständlich klargestellt.“ 
 
„Wir wollen im Immissionsschutz- und 
Bauplanungsrecht gesetzlich klarstel-
len: „Kinderlärm“ darf kein Grund für 
Nachbarschaftsklagen gegen Kinder-
gärten, Spielplätze und ähnliche Ein-
richtungen sein.“ 

 „Die FDP setzt sich für die Stärkung der 
Kinderrechte ein: Das Grundgesetz 
berechtigt und verpflichtet vorrangig 
Mütter und Väter für die Kinder zu 
sorgen, doch legt es zugleich dem 
Staat auf, über die Ausübung von 
Elternrecht und Elternpflicht zu wa-
chen. Denn Kinder haben ein Recht auf 
bestmögliche Bildung, Erziehung und 
Betreuung.“ 

„Um Kindern eine stärkere Stimme in 
unserer Gesellschaft zu geben, wollen 
wir die Kinderrechte ins Grundgesetz 
aufnehmen.“ 

UN-Kinderrechtskonvention 
„Wir treten ein für die umfassende 
Umsetzung der Kinderrechtskonventi-
on in unserem Land und die Rücknah-
me der deutschen Vorbehalte, die vor 
allem negative Auswirkungen auf 
Flüchtlingskinder haben.“ 

 „...die UN-Kinderrechtskonvention 
umsetzen: für minderjährige Flüchtlin-
ge das Ausländer- und Asylrecht ent-
sprechend anpassen;“ 

„Die FDP fordert, den Vorbehalt bei der 
bereits ratifizierten UN-
Kinderrechtskonvention aufzuheben.“ 

„Mehr Rechte für Kinder. Wir setzen 
uns für die Stärkung der Rechte von 
Kindern ein. In Deutschland selbst 
treten wir für die Rücknahme der Vor-
behaltserklärung zur UN-Kinderrechts-
konvention und für ein Individualbe-
schwerderecht ein.“ 
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Kinderschutz 
„Öffentliche und freie Träger der Ju-
gendhilfe sind so auszustatten, dass 
sie ihre vielfältigen Aufgaben, insbe-
sondere auch im Bereich des Kinder-
schutzes verantwortlich wahrnehmen 
können.“ 

„In Fällen von Misshandlung oder 
Verwahrlosung muss den Kindern 
gezielt geholfen werden. Wir wollen für 
diese Kinder ein wirksames Netz früher 
Hilfen knüpfen. Gleichzeitig wollen wir 
die Kooperation zwischen Gesund-
heitswesen mit Geburtshilfe, Kinder-
ärzten, Hebammen über die Kinder und 
Jugendhilfe bis zu den Kindergärten, 
Schulen, der Polizei und der Justiz 
darauf ausrichten.“ 
 
„Wir werden die Dreifachstrategie 
gegen Kinderpornografie im Internet 
weiter vorantreiben: Täter verfolgen, 
auch solche, die sich außerhalb des 
Internets, in geschlossenen Foren oder 
auf anderen Wegen bewegen, Quellen 
im In- und im Ausland schließen und 
den Zugang zu den Seiten sperren, so 
wie dies seit vielen Jahren erfolgreich 
in vielen Ländern erfolgt.“ 
 
„Für uns steht fest: Es darf nichts 
unversucht bleiben, insbesondere 
unsere Kinder mit allen rechtsstaatlich 
zulässigen Möglichkeiten zu schützen. 
Wir wollen Wertungswidersprüche im 
Sexualstrafrecht bereinigen und den 
Kindesmissbrauch grundsätzlich wie-
der als Verbrechen bestrafen.“ 

 „Bei Kindeswohlgefährdung müssen 
die Fachkräfte der Kinder- und Jugend-
hilfe angehalten werden, sich ein 
umfassendes Bild über den Lebensall-
tag von Kindern im Familienkontext zu 
bilden und frühzeitig präventive Hilfe 
anzubieten. Dies erfordert eine ange-
messene personelle Ausstattung der 
Jugendämter. Die Elternkompetenz in 
Familien sollte durch Modelle der 
Frühprävention gestärkt werden. Dies 
gilt auch für niedrigschwellige Angebo-
te durch Familienhebammen und Kin-
derschwestern auf kommunaler Ebe-
ne.“ 

„Sexueller Gewalt gegen Kinder und 
Kinderpornographie sagen wir den 
Kampf an – mit Hilfe des Strafrechts 
und auch im Internet. Wenn nötig, 
müssen Kinder auch vor ihren Eltern 
geschützt werden. Die Familiengerichte 
haben mehr gesetzliche Möglichkeiten 
bekommen, um schneller, effektiver 
und nachhaltiger einzugreifen, wenn 
Kinder gefährdet sind. Jetzt kommt es 
darauf an, diese Verbesserungen in der 
Praxis zu nutzen.“ 
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Gesundheitspolitik 
Krankenversicherungsmodell 

„Im Gesundheitssystem wollen wir mit 
der grünen Bürgerversicherung alle 
Menschen in die solidarische Finanzie-
rung einbeziehen[...]“ 
 
„Wir wollen eine Bürgerversicherung, 
in die alle gemäß ihrer tatsächlichen 
Leistungsfähigkeit einbezahlen und die 
allen unabhängig von ihrem Geldbeutel 
die notwendige und angemessene 
medizinische Versorgung garantiert.“ 
 
„Deshalb sollen auch andere Einkom-
mensarten wie Kapitaleinkommen und 
Einkommen aus gewerblicher Vermie-
tung und Verpachtung in die Finanzie-
rung einbezogen werden.“ 
 
„Praxisgebühr und Medikamentenzu-
zahlungen wollen wir daher abschaf-
fen[...]“ 

„…gesetzliche Krankenversicherung 
mittelfristig auch im Hinblick auf mehr 
Generationengerechtigkeit konsequent 
weiterzuentwickeln.“ 
 
„…Steuerfinanzierung versicherungs-
fremder Leistungen…“ 
 
„…mehr Transparenz und echte Wahl-
freiheit für Versicherte.“ 
 
„Wir bekennen uns zu leistungsfähigen 
privaten Krankenversicherungen,…“ 
 
„Eine staatliche Einheitsversicherung 
lehnen wir ab.“ 

„...die gesetzliche Krankenversiche-
rung und Pflegeversicherung reformie-
ren, alle Berufsgruppen und Einkom-
mensarten in die Finanzierung einbe-
ziehen, die Beitragsbemessungsgrenze 
aufheben und den Sonderbeitrag für 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 
Rentnerinnen und Rentner wieder 
abschaffen;“ 

„Der Wettbewerb im Gesundheitssek-
tor muss gestärkt werden.“ 
 
„Zu einem fairen Wettbewerb im Ge-
sundheitssektor gehört auch, den 
gesetzlichen Krankenkassen ihre 
Beitragsautonomie zu belassen...“ 
 
„Die FDP ist gegen ein staatliches und 
zentralistisches Gesundheitswesen...“ 
 
„In der Krankenversicherung muss der 
Weg wegführen von der Lohnbezogen-
heit der Beiträge und vom Umlagever-
fahren hin zu einem leistungsgerech-
ten Prämiensystem.“ 
 
„Die FDP spricht sich aus für eine 
Pflicht zur Versicherung der Risiken, 
die den Einzelnen im Krankheitsfall 
überfordern würden...“ 
 
„Der soziale Ausgleich zwischen Ein-
kommensstarken und Einkommens-
schwachen soll nicht mehr innerhalb 
der Krankenversicherung stattfin-
den,...“ 
 
„Die Praxisgebühr hingegen ist büro-
kratisch und hat keine dauerhafte 
Steuerungsfunktion.“ 

„Mit der Versicherungspflicht für alle, 
einem gerechten Ausgleich der unter-
schiedlich verteilten sozialen Risiken 
und der Krankheitsrisiken (Risikostruk-
turausgleich) sowie dem Einstieg in die 
Steuerfinanzierung haben wir wichtige 
Schritte zu einem solidarischen Ge-
sundheitswesen für alle Bürgerinnen 
und Bürger getan. Diesen Weg wollen 
wir fortsetzen.“ 
 
„Wir wollen alle Einkommen zur Finan-
zierung der Gesundheitsaufgaben 
heranziehen ... den Steueranteil für die 
gesetzliche Krankenversicherung 
erhöhen.“ 
 
„...Beitrag zur gesetzlichen Kranken-
versicherung – auch der bisherige 
Sonderbeitrag von 0,9 Beitragssatz-
punkten – wieder paritätisch von Ar-
beitnehmer und Arbeitgebern getragen 
wird.“ 
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Weitere Aussagen aus diesem Politikfeld 
„Und wir brauchen einen Richtungs-
wechsel in der Gesundheitspolitik: Weg 
vom Gesundheitswesen als bloßen 
Reparaturbetrieb, hin zu einem Ge-
sundheitswesen mit mehr Prävention 
und Gesundheitsförderung.“ 
 
„Prävention von Anfang an muss ein 
wichtiger Bestandteil in Kindertages-
stätten und Schulen, in den Familien, 
im Stadtteil, im Arbeitsleben und im 
Alter sein. Wir brauchen ein wirksames 
Präventionsgesetz[...]“ 

„…Stärkung von Prävention und Ge-
sundheitsförderung im deutschen 
Gesundheitswesen.“ 
 
„Ein wichtiger Schritt zur Stärkung von 
Eigenverantwortung, Prävention und 
Gesundheitsförderung ist die Weiter-
entwicklung von Bonus-Modellen, 
Wahl- und Selbstbehalttarifen.“ 
 

„…Krankenhäuser gehören in öffentli-
che Hand.“ 
 
„...den Leistungskatalog der Gesetzli-
chen Krankenversicherung wieder am 
medizinischen Bedarf ausrichten: 
unbeschränkter Zugang für alle, Ab-
schaffung aller Zuzahlungen, ein-
schließlich der Praxisgebühr;“ 

 „Wir setzen uns dafür ein, dass alle 
Kinder und Jugendlichen gesund auf-
wachsen können. Deshalb werden wir 
Gesundheitsförderung und Prävention 
zu einer eigenständigen Säule des 
Gesundheitswesens ausbauen. Mit 
einem Präventionsgesetz, das einen 
besonderen Fokus auf junge Menschen 
legt, werden wir die systematische 
Vernetzung des lokalen Gesundheits-
wesens mit der Kinder- und Jugendhilfe 
fordern.“ 
 
„...Rechte der Patienten und Patientin-
nen in einem Gesetz zusammenfüh-
ren.“ 
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Aussagen zu Umweltpolitik und Nachhaltigkeit 
Energiepolitik  

„Der Neue Gesellschaftsvertrag heißt 
für uns: Schritt für Schritt vollständig 
auf Erneuerbare Energien wie Wind, 
Wasser, Sonne, Biomasse und Geo-
thermie umzustellen und die Energieef-
fizienz deutlich zu steigern.“ 
 
“Bis 2020 setzen wir auf einen Anteil 
von mindestens 40% bei der Strom-
produktion und 30% bei der Wärme-
produktion. Die Kohlesubventionen 
wollen wir beenden und die Ausnah-
men bei der Ökosteuer streichen. 
Zugleich wollen wir die Stromsteuer auf 
Strom aus Erneuerbaren Energien 
abschaffen.“ 
 
„Wir wollen ein Wärmegesetz, das auch 
im Gebäudebestand die Nutzung er-
neuerbarer Energien vorgibt. […] Wir 
wollen eine Verpflichtung zur Nachrüs-
tung aller Gebäude auf mindestens 
20% erneuerbare Wärme bis 2020, […] 
Damit die Umstellung heute bereits 
bezahlbar wird, wollen wir ein umfas-
sendes Finanzprogramm für die ener-
getische Gebäudesanierung, das 
Hausbesitzern auch direkte Zuschüsse 
bietet.“ 
 
„Die Wende zu einer klimafreundlichen 
und schadstoffarmen Energiepolitik 
gelingt nicht mit dem Bau neuer Kohle-
kraftwerke.“ 

„Dafür müssen neue Energiequellen 
erschlossen werden. Unsere Energie-
strategie setzt auf Energiesicherheit, 
ökologische Verträglichkeit, bezahlba-
re und wettbewerbsfähige Energieprei-
se und Unabhängigkeit.“ 
 
„Wir setzen uns für einen breiten und 
klimafreundlichen Energiemix ein …“ 
 
„Die dezentrale Energieversorgung 
wollen wir stärken, etwa durch Anlagen 
mit Kraft-Wärme-Kopplung,…“ 
 
„…Ausbaus erneuerbarer Energien (20 
Prozent bis 2020)…“ 
 
„Die Energieeffizienz soll sich im Ver-
gleich zu 1990 verdoppeln.“ 
 

„…Im Strombereich soll der Anteil 
erneuerbare Energie mindestens die 
Hälfte, im Wärme- und Kältesektor ein 
Viertel betragen. Besonders wichtig ist 
dabei die dezentrale Energieversor-
gung in öffentlicher Hand.“ 
 
„…Energiekonzerne in öffentliches 
Eigentum überführen…“ 

„Die FDP fordert die Absenkung des 
Umsatzsteuersatzes auf Energie...“ 
 
„Die FDP befürwortet deshalb den Bau 
neuer hocheffizienter Kohlekraftwer-
ke.“ 
 
„Der Genehmigungsstau bei Kraftwer-
ken und Leitungsausbau muss daher 
schleunigst aufgelöst werden,...“ 

„Wir werden den Ausbau der erneuer-
baren Energien konsequent fortsetzen. 
Im Jahre 2020 wollen wir mindestens 
35 Prozent der Stromerzeugung auf 
erneuerbare Energien umgestellt ha-
ben, 2030 soll der Anteil schon bei 50 
Prozent liegen. Das international ver-
einbarte Ziel, die CO2-Emissionen in 
Industriestaaten bis 2050 gegenüber 
1990 um 80-95 Prozent zu reduzieren, 
ist nur erreichbar, wenn  
- wir jetzt in die Modernisierung unse-
rer Kohle- und Gaskraftwerke investie-
ren, um weniger CO2 zu emittieren; 
- wir die Emissionsbudgets im Rahmen 
der EU und der internationalen Verein-
barungen weiter absenken; 
- der Anteil erneuerbarer Energien über 
das Jahr 2030 hinaus weiter ansteigt 
und der jetzt bereits geltende Vorrang 
bei der Einspeisung ins Netz erhalten 
bleibt.“ 
 
„Wir brauchen eine Energiesparoffen-
sive. Wir werden ein Hocheffizienz-
Gesetz einfuhren, mit dem Ziel, bis 
2030 elf Prozent des jetzigen Strombe-
darfs einzusparen. Wir werden die 
Anforderungen der Energieeinsparver-
ordnung für Neubauten um 30 Prozent 
anheben, und wir werden den bedarfs-
orientierten Energiebedarfsausweis für 
alle Gebäude verpflichtend einführen.“ 
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„Wir lehnen den Bau neuer klimaschäd-
licher Kohlekraftwerke ab.“ 

„Wir werden angesichts vieler bislang 
ungenutzter Energiespar- oder Effi-
zienzmaßnahmen die Energieberatung 
für die Verbraucherinnen und Verbrau-
cher vorantreiben.“ 
 
„Der deutsche Steinkohlebergbau hat 
wesentlich zum Aufbau des Landes und 
zum Wohlstand beigetragen. Er ist 
inzwischen reduziert auf einen niedri-
gen, aber zukunftsfähigen Sockel. Wir 
wollen deshalb, dass die Revisions-
klausel für den deutschen Steinkohle-
bergbau schon rechtzeitig vor 2012 
wirksam gemacht und so das faktische 
Auslaufen des Steinkohlebergbaus 
verhindert wird.“ 

Kernenergie 
„Wir setzen den Atomausstieg ohne 
Wenn und Aber fort.“ 
 
„Alte, besonders riskante Meiler wollen 
wir vorzeitig vom Netz nehmen.“ 
 

„Die Kernenergie ist ein vorerst unver-
zichtbarer Teil in einem ausgewogenen 
Energiemix.“ 
 
„Daher streben wir eine Laufzeitverlän-
gerung der sicheren deutschen Anla-
gen an. Einen Neubau von Kernkraft-
werken lehnen wir ab.“ 

„…unverzügliche und unumkehrbare 
Stilllegung aller Atomanlagen sowie 
ein Verbot für den Export von Atom-
technik. Atommülltransporte müssen 
unterbleiben.“ 
 

„Wir brauchen die Kernenergie als 
Übergangstechnologie [...] Die Laufzei-
ten sicherer Kernkraftwerke müs-
sen[...]verlängert werden.“ 

„Der im Atomgesetz geregelte Ausstieg 
wird durchgesetzt. Wir steigen bis 2021 
komplett aus der Atomenergie aus. Bis 
zum Ausstieg gelten die höchstmögli-
chen Sicherheitsstandards in allen 
Anlagen mit der Pflicht zur ständigen 
Nachrüstung. Eine Verlängerung der 
Laufzeiten würde dringend nötige 
Investitionen in neue Technologien 
verzögern.“ 
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Verkehrspolitik: Bahn/ Schienenverkehr 
„Bei der Bahn wollen wir zusätzliche 
Kapazitäten […] schaffen. Die Binnen-
schifffahrt auf Flüssen und Kanälen 
wollen wir fördern, wenn sich die 
Schiffe den Flüssen anpassen.“ 
 
„Es ist unser Ziel, innerhalb von 10 
Jahren den Verkehrsanteil der Schiene 
zu verdoppeln.“ 
 
„Durch die Einführung des ermäßigten 
Mehrwertsteuersatzes im Fernverkehr 
und bessere Fahrgastrechte wollen wir 
Bahnfahren günstiger und verlässlicher 
machen.“ 
 
 
 
 
 
 
 
„Mit uns bleibt die Eisenbahninfra-
struktur dauerhaft in öffentlicher Hand, 
wird in eine unabhängige Gesellschaft 
überführt und stärker durch die Bun-
desnetzagentur reguliert. Der Fernver-
kehr findet zukünftig in öffentlicher 
Verantwortung statt.“ 

„Das Schienennetz muss für alle Anbie-
ter diskriminierungsfrei zugänglich 
sein. Durch Wettbewerb ergeben sich 
für Staat und Kunden enorme Optimie-
rungs- und Einsparpotenziale, die wir 
nützen wollen.“ 
 
„Wir brauchen eine kundenorientierte 
und leistungsfähige Bahn in Deutsch-
land. Wir werden die Schienenwege 
bedarfsgerecht und flächendeckend 
erhalten und ausbauen. Den Wettbe-
werb auf der Schiene werden wir stär-
ken und dazu die Kompetenzen der 
Bundesnetzagentur erweitern“ 
 
 
 
 
 
 
 
„CDU und CSU wollen die 1994 begon-
nene Bahnreform auf ihrem erfolgreich 
eingeschlagenen Weg weiterführen. Im 
Sinne einer Teilprivatisierung müssen 
Schienennetz und Bahnhöfe in der 
Hand des Bundes bleiben. Politische 
Infrastrukturverantwortung muss 
wieder stärker berücksichtigt wer-
den..“ 

„Das Streckennetz der Bahn und das 
Angebot des Nahverkehrs müssen 
wieder wachsen. Die Privatisierung der 
Bahn und von Nahverkehrsunterneh-
men lehnen wir ab…“ 
 
„…dauerhafte Aufstockung der Investi-
tionsmittel für die Schiene auf mindes-
tens 2,5 Mrd. Euro pro Jahr;…“ 
 
„…Mehrwertsteuer für den Schienen-
personenfernverkehr auf den ermäßig-
ten Satz von sieben Prozent senken;“ 
 
„…Sozial-Bahncard für einkommens-
schwache Haushalte;“ 
 
„Fahrradmitnahme in ICE-Zügen;“ 
 
 
 
„…Börsengang der Bahn endgültig 
stoppen;“ 
 
„Die Privatisierung der Bahn und von 
Nahverkehrsunternehmen lehnen wir 
ab…“ 

„Bei Eisenbahn-Neubaustrecken sollen 
durch Streichung des „Schienenbo-
nus“ die gleichen strengen Lärm-
schutzregeln wie im Straßenbau gel-
ten.“ 
 
„Fahrgastrechte müssen gestärkt 
werden. Im Bahnverkehr sollte jeder 
Fahrgast bereits ab 30 Minuten Verspä-
tung entschädigt werden. Denn Fahr-
gastrechte müssen so wirksam sein, 
dass sich Pünktlichkeit für die Bahn 
lohnt.“ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
„Die jetzt eingeleitete Privatisierung 
der DB-Transportsparten wollen wir mit 
der Zielrichtung einer Vollprivatisie-
rung fortsetzen.“ 

„Wir legen einen besonderen Fokus auf 
den Ausbau umweltfreundlicher Ver-
kehrsträger, insbesondere der Schie-
ne.“ 
 
„…die Bahn im grenzüberschreitenden 
Verkehr konkurrenzfähiger zu ma-
chen.“ 
 
„Für eine starke und bürgerfreundliche 
Bahn. Wir wollen mehr Verkehr von der 
Straße auf die Schiene verlagern. Um 
die Attraktivität des Schienenverkehrs 
weiter zu erhöhen, setzen wir auf ein 
leistungsfähiges Schienennetz, auf 
attraktive, barrierefreie Bahnhöfe, eine 
gute Vertaktung der unterschiedlichen 
Angebote und ein kundengerechtes, 
leicht verständliches Tarifsystem. Die 
Bahn muss stark, wettbewerbsfähig 
und kundenfreundlich sein.“ 
 
„Eine Zerschlagung der Deutschen 
Bahn AG lehnen wir ab. Die Bahn soll 
auch künftig als integrierter Konzern 
bestehen bleiben. Wir werden die 
ausreichende finanzielle Ausstattung 
der Bahn in der kommenden Legisla-
turperiode gewährleisten. Deshalb 
findet eine Kapitalprivatisierung nicht 
statt, auch nichtteilweise.“ 
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Verkehrspolitik: ÖPNV/ Regionalverkehr 
„Die Kürzungen des Bundes der ver-
gangenen Jahre für den Regionalver-
kehr auf der Schiene und den öffentli-
chen Verkehr wollen wir rückgängig 
machen. Für mehr und besseren Ver-
kehr mit Bahnen und Bussen wollen wir 
zusätzlich zwei Mrd. Euro einsetzen.“ 
 
„Den Nahverkehr mit Bussen und 
Bahnen wollen wir überall zu einer 
echten qualitätsvollen Alternative 
ausbauen. Auch in ländlichen Regionen 
muss Bewegungsfreiheit und Teilnah-
me am öffentlichen Leben ohne Abhän-
gigkeit vom eigenen Auto möglich sein. 
Der öffentliche Verkehr muss daher 
auch dort ein verlässliches Angebot 
bieten, kombiniert mit zusätzlichen 
Angeboten, wie Bürger- und Rufbus-
sen.“ 

„Unsere besondere Aufmerksamkeit 
gilt dem Ausbau des Öffentlichen 
Personennahverkehrs (ÖPNV). Er trägt 
zur Senkung der Feinstaubemissionen 
bei und sichert die Funktionsfähigkeit 
und Lebensqualität unserer Städte.“ 
 
„Wir wollen den Öffentlichen Perso-
nennahverkehr als Bestandteil der 
Daseinsvorsorge stärken. […] Auch im 
ländlichen Raum muss ein öffentliches 
Verkehrsangebot vorgehalten werden, 
weil viele Bürger gerade dort darauf 
angewiesen sind.“ 

„…Öffentlicher Verkehr muss massiv 
ausgebaut und erheblich preiswerter 
werden. Mobilität als eine Vorausset-
zung für Teilhabe von Menschen am 
gesellschaftlichen Leben darf nicht 
vom Geldbeutel abhängen. Langfristig 
streben wir einen kostenlosen Nahver-
kehr an. Das Streckennetz der Bahn 
und das Angebot des Nahverkehrs 
müssen wieder wachsen. Die Privatisie-
rung der Bahn und von Nahverkehrsun-
ternehmen lehnen wir ab…“ 

 „Kundengerechten und kostengünsti-
gen ÖPNV wollen wir durch mehr 
Transparenz bei der Finanzierung, 
fairen Wettbewerb unter den Anbietern 
und Freiraum für unternehmerische 
Initiative erreichen.“ 
 
„Deshalb wollen wir die Privatisierung 
öffentlicher Verkehrsunternehmen.“ 

„Öffentlichen Personennahverkehr, 
Radverkehr und Fußgänger werden wir 
in unseren Kommunen gleichberechtigt 
behandeln und so Mobilität für alle 
sicherer machen.“ 

Verkehrspolitik: Tempolimit 
„...wollen wir Tempo 30 als innerörtli-
che Regelgeschwindigkeit mit Aus-
nahmen für Hauptverkehrsstraßen 
einführen.“ 
 
„Wir wollen ein flächendeckendes 
Tempolimit von 120 km/h auf Autobah-
nen und 80 km/h auf Landstraßen 
einführen, auch um das Wettrüsten um 
die stärksten Motoren zu beenden.“ 
 
 

„Ein generelles Tempolimit auf Auto-
bahnen lehnen wir ab.“ 

„…Tempolimit von 120 Stundenkilome-
ter auf Autobahnen…“ 

  

Zusammenfassung der Wahlprogramme   Deutscher Bundesjugendring  2009       55 | 73 



Jugend wählt – Jugend zählt | Synopse 
 

Bündnis 90/Die Grünen CDU/CSU Die Linke FDP SPD 

Verkehrspolitik - Allgemein 
„Grüne Verkehrspolitik setzt auf Ver-
meidung unnötiger Transporte, Ver-
kehrsverlagerung auf umweltfreundli-
chere Verkehrsmittel und auf konse-
quent umwelt- und klimaschonende 
Verkehrstechnik.“ 
 
„Dazu muss die Lkw-Maut weiterentwi-
ckelt werden und zukünftig auch die 
externen Umweltkosten berücksichti-
gen sowie auf kleinere Lkw und das 
gesamte Straßennetz ausgedehnt 
werden.“ 

„Mobilität muss so umweltgerecht wie 
möglich gestaltet werden. Um umwelt-
freundliche Mobilität zu ermöglichen, 
werden wir verstärkte Anstrengungen 
zur Verlagerung von der Straße auf 
Schiene und Wasserstraßen unterneh-
men. Der Straßenverkehr kann und 
muss umweltfreundlicher gestaltet 
werden: Von der weiteren Reduzierung 
des Kraftstoffverbrauchs bis zu ge-
räuscharmen Fahrbahnbelägen.“ 
 
„Wir werden die Leistungsfähigkeit des 
deutschen Wasserstraßennetzes und 
der Binnenschifffahrt stärken. Fluss-
bauvorhaben müssen umweltverträg-
lich sein und den Hochwasserschutz 
berücksichtigen.“ 

 „Fahrgastrechte müssen gestärkt 
werden.“ 
 
„Die Straße ist und bleibt Hauptver-
kehrsträger...“ 
 
„Das Personenbeförderungsgesetz 
muss überarbeitet und dem europäi-
schen Recht angepasst werden. Dabei 
muss endlich auch Buslinien-
Fernverkehr in Deutschland allgemein 
zugelassen werden.“ 

„Deutschlands wirtschaftliche Stärke 
wird nicht zuletzt durch die Ingenieurs-
kunst im Automobilbau begründet. Das 
Auto der Zukunft wird der Tatsache 
knapper werdenden Öls Rechnung 
tragen müssen. Wir wollen, dass es in 
Deutschland entwickelt wird und flä-
chendeckend zum Einsatz kommt.“ 

Emissionsschutz / Klima 
„Alle Industriestaaten müssen dafür 
ihren Treibhausgasausstoß bis 2050 
um deutlich mehr als 80% reduzieren.“ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Wir setzen uns für ein verbindliches 
Kyoto-Plus-Abkommen ein und wollen 
die Weltklimakonferenz im Dezember 
2009 in Kopenhagen zum Erfolg brin-
gen. Wir wollen gemeinsam mit den 
USA verbindliche Klimaschutzziele 
vereinbaren und Entwicklungs- und 
Schwellenländer beim Klimaschutz 
mitziehen.“ 
 
 
 
 
 
 
 

„Vollständiger Umbau der Energiewirt-
schaft: erneuerbare Energien bis zur 
regenerativen Vollversorgung konse-
quent und schnell vorantreiben; das 
Erneuerbare-Energien-Gesetz noch 
wirksamer ausgestalten; Wärme aus 
erneuerbarer Energie und Kraft-Wärme-
Kopplung vorantreiben;“ 
 
„...energetische Sanierung des Gebäu-
debestandes und Klimaneutralität von 
Neubauten; bundesrechtliche Vorga-
ben für eine ökologische Bauleitpla-
nung;“ 
 
„Vergesellschaftung der Strom- und 

 „Die FDP setzt sich für verbindliche, 
ambitionierte und weltweite Klima-
schutzziele im Rahmen eines Post-
Kyoto-Abkommens ein – unter Ein-
schluss der USA, Chinas und Indiens. 
Vorrangiges Ziel ist ein globaler Koh-
lenstoffmarkt. Leitlinie für alle muss 
sein, Kohlenstoffdioxid (CO2) dort 
einzusparen, wo es am günstigsten 
ist.“ 
 
„Die FDP legt beim Klimaschutz ein 
hohes Gewicht auf den Emissionshan-
del.“ 
 
 

„Wir wollen die Klimaziele erreichen 
und die umfassende ökologische 
Modernisierung der Infrastruktur, der 
Gebäude, des Kapitalstocks in unserem 
Land voranbringen.“ 
 
 
 
 
 
„Der Emissionshandel ist das zentrale 
Instrument, um neue Investitionen in 
hochmoderne, effiziente fossile Kraft-
werke zu ermöglichen. [...] Wir beab-
sichtigen, die Technologie zur Ab-
scheidung von Kohlendioxyd in 
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„Bis 2020 wollen wir in Deutschland 
mindestens minus 40 Prozent im Ver-
hältnis zu 1990 erreichen. Mit einem 
Klimaschutzgesetz wollen wir dieses 
Ziel zur Minderung der Treibhausgas-
emissionen verbindlich festschreiben 
und das Erreichen des Zielpfades 
überwachen.“ 
 
 
„Bis 2040 wollen wir in Deutschland 
100% der Energie aus erneuerbaren 
Quellen bereitstellen, in der Stromer-
zeugung wollen wir dieses Ziel schon 
bis 2030 erreichen.“ 

 
 
 
 
 
„Bis 2020 soll der CO2-Ausstoß im 
Vergleich zu 1990 um 40 Prozent sin-
ken.“ 
 
 „Wir werden unseren Beitrag dazu 
leisten, dass Europa durch Erfüllung 
dieser ambitionierten Ziele seiner 
Vorreiterrolle im Klimaschutz gerecht 
wird.“ 
 
 
„Wir sehen im marktwirtschaftlich 
orientierten europäischen Emissions-
handelssystem einen zielführenden 
Weg zu einer ausgewogenen Balance 
zwischen Ökonomie und Ökologie.“ 

Gasnetze; Rekommunalisierung zentra-
ler Teile der Energieversorgung;“ 
 
„Im Kampf gegen den Klimawandel 
müssen die Treibhausgasemissionen in 
Deutschland bis zum Jahr 2020 gegen-
über 1990 halbiert und bis Mitte des 
Jahrhunderts um mindestens 90 Pro-
zent gesenkt werden.“ 

 
 
 
 
 
 
„Wir brauchen einen Entwicklungspfad 
für 2050 mit einer Reduzierung um 60 
bis 80 Prozent in den Industrielän-
dern.“ 
 
„Die FDP unterstützt aus Gründen des 
Klima- und Ressourcenschutzes und 
der Versorgungssicherheit das Ziel der 
Europäischen Union, den Anteil der 
Erneuerbaren Energien bis 2020 auf 20 
Prozent am Primärenergieverbrauch zu 
erhöhen.“ 

Deutschland weiterzuentwickeln.“ 
 
 
 
„Unser Ziel ist, die Treibhausgasemis-
sionen in Deutschland bis zum Jahr 
2020 gegenüber 1990 um mindestens 
40 Prozent zu senken.“ 
 
„Um die Feinstaubbelastung zu ver-
mindern, werden wir die Emissions-
grenzwerte für Stickoxide und Staub in 
Industrie und Gewerbe absenken. Die 
Grenzwerte für Staub werden wir für 
alle Kleinfeuerungsanlagen, die feste 
Brennstoffe einsetzen, verschärfen.“ 

Sonstige Aussagen zu Umweltschutz und Nachhaltigkeit 
„Von zentraler Bedeutung ist deshalb 
eine integrierte und transparente 
Umweltgesetzgebung in einem Um-
weltgesetzbuch, das das gesamte 
Instrumentarium für zukunftsfähigen 
und effektiven Umwelt-, Klima- und 
Biodiversitätsschutz enthält.“ 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
„Die effiziente Nutzung von Energie 
und Rohstoffen, erneuerbare Energien 
sowie eine nachhaltige Wasser- und 
Kreislaufwirtschaft vereinbaren Öko-

 „Ein unbürokratisches, einfaches und 
einheitliche einheitliches Umweltge-
setzbuch darf nicht länger parteitakti-
schen Spielen geopfert werden: Effi-
zientere Genehmigungen bei gleichen 
Umweltstandards sind wichtig für 
Unternehmer und Umwelt.“ 
 
 
 „Bildung für nachhaltige Entwicklung 
ist eine wichtige und zukunftsweisende 
Aufgabe aller Bildungsträger. Neben 
der Verankerung im Schulunterricht ist 
ihre Umsetzung in Zusammenarbeit mit 
außerschulischen Partnern wie Bil-

„Die mit CDU/CSU in der Bundesregie-
rung nicht mögliche Umsetzung eines 
Umweltgesetzbuchs und eines Wald-
gesetzes, das die nachhaltige Siche-
rung unserer Wälder garantiert, wird 
eine SPD-geführte Bundesregierung in 
den ersten Monaten auf den Weg brin-
gen.“ 
 
 „Eine Kultur der Langfristigkeit und 
Nachhaltigkeit. Die Soziale Marktwirt-
schaft steht einer dynamischen Wirt-
schaft und freiem Unternehmertum 
nicht entgegen. Doch eine ihrer we-
sentlichen Aufgaben besteht darin, 
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nomie mit Ökologie und bieten gewal-
tige Wachstumspotenziale.“ 
 
„Diese Entwicklung wollen wir durch 
marktwirtschaftlich orientierte Instru-
mente und kluge Anreize weiter unter-
stützen und die notwendigen Rahmen-
bedingungen setzen.“ 
 
„Wir werden die Voraussetzungen 
schaffen, dass bis zum Jahr 2020 auf 
deutschen Straßen mindestens eine 
Millionen Elektrofahrzeuge im Einsatz 
sind.“ 
 

dungseinrichtungen, wirtschaftlichen 
Institutionen und Verbänden von gro-
ßer Wichtigkeit. Die Vermittlung von 
Grundfertigkeiten und Faktenwissen 
über die wechselseitigen Zusammen-
hänge von Mensch, Natur und Technik 
sind unverzichtbare Voraussetzungen, 
um junge Menschen mit Handlungs-
kompetenzen auszustatten und damit 
zu gesellschaftlicher Teilhabe bei der 
Gestaltung einer dauerhaft tragfähigen 
Entwicklung zu befähigen.“ 
 
 
 

Rahmenbedingungen und Anreize für 
die Marktteilnehmer so zu setzen, dass 
wirtschaftlich, sozial und ökologisch 
nachhaltiges Verhalten sich mehr 
auszahlt als nicht nachhaltiges Verhal-
ten.“ 
 
„Nachhaltig leben und wirtschaften ist 
keine bloße Utopie, sondern die Vor-
aussetzung dafür, dass kommende 
Generationen auch in Zukunft gut leben 
können.“ 
 
„Arbeit und Umwelt. Wir müssen unse-
re Industriegesellschaft umbauen, 
wesentlich effizienter mit Ressourcen 
umgehen und auf erneuerbare Rohstof-
fe umstellen. Dafür wollen wir unsere 
Wirtschaft in einer sich verändernden 
internationalen Arbeitsteilung besser 
positionieren und wettbewerbsfähig 
halten: als globaler Anbieter von Um-
welttechnologien und -
dienstleistungen des 21. Jahrhun-
derts.“ 
 
„Wir wollen eine stärkere Berücksichti-
gung sozialer und umweltpolitischer 
Aspekte bei der Entfernungspauschale 
umsetzen...“ 
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Aussagen zur Zukunft der Bundeswehr und der Wehrpflicht/Pflichtdienste 
„Die Bundeswehr muss europataugli-
cher und UN-fähiger werden. Wir wol-
len die Bundeswehr auf 200.000 Sol-
daten und Soldatinnen verkleinern, die 
Wehrpflicht abschaffen, den Zivildienst 
umwandeln und die Freiwilligendienste 
ausbauen. In der Bundeswehr wollen 
wir einen freiwilligen militärischen 
Kurzdienst von 12 bis 24 Monaten 
einführen, der Männern und Frauen 
offen steht. Die Bundeswehr soll eine 
Freiwilligenarmee im Auftrag des Par-
lamentes werden.“ 

„Das Leitbild „Bürger in Uniform“ ist 
und bleibt Markenzeichen der Bundes-
wehr als Armee in der Demokratie. Die 
Wehrpflicht ist auch angesichts der 
neuen Bedrohungen der Sicherheit 
unseres Landes zukünftig notwendig. 
Sie ist ein wichtiges Instrument der 
Sicherheitsvorsorge. Die Wehrpflicht 
verbindet Bundeswehr und Gesell-
schaft. Wir wollen jedoch für mehr 
Wehrgerechtigkeit sorgen und die 
Wehrpflicht attraktiver gestalten. Den 
Zivildienst wollen wir als Ersatzdienst 
erhalten. Er hat große sozial- und 
jugendpolitische Bedeutung.“ 
 
 „Wir bekennen uns zur NATO und 
werden uns für ein neues strategisches 
Konzept der NATO einsetzen, das auf 
die sicherheitspolitischen Veränderun-
gen angemessen antwortet.“ 
 
„Wir stehen zum Dienst unserer Solda-
tinnen und Soldaten und zollen ihrer 
Leistung hohen Respekt. Deutschland 
braucht eine leistungsfähige Bundes-
wehr. Im Konzept vernetzter Sicherheit 
ist die Bundeswehr ein unverzichtbares 
Instrument sowohl für die Landes- und 
Bündnisverteidigung als auch für 
internationale Krisenvorsorge und 
Krisenbewältigung.“ 
 
 
„Die Entscheidung über Auslandsein-

„Wehrpflicht abschaffen; die Bundes-
wehr zu einer Verteidigungsarmee 
umgestalten und deutlich verkleinern; 
Jugendoffiziere in Schulen, Universitä-
ten und Arbeitsagenturen nur mit 
Vertreterinnen und Vertretern gegentei-
liger Auffassungen auftreten lassen;“ 
 
„...den Verteidigungsetat verkleinern 
und den zivilen Friedensdienst aus-
bauen;“ 
 
„...die NATO ersetzen durch ein kollek-
tives Sicherheitssystem unter Beteili-
gung Russland:…“ 
 
„...keinem Ausweitungsversuch der 
NATO zustimmen:“ 
 
„...keine Auslandskriegseinsätze der 
Bundeswehr zulassen – auch nicht 
unter UN-Mandat: keine Militärberater 
zur Unterstützung autoritärer Regimes 
entsenden;..“ 
 

„Die Wehrpflicht ist nicht mehr zu 
begründen. Sie ist in ihrer Ausgestal-
tung zutiefst ungerecht und für die 
Einsatzbereitschaft der Bundeswehr 
sogar kontraproduktiv. Sie muss 
schnellstens ausgesetzt werden.“ 
 
„Das kann nur eine Freiwilligenarmee 
gewährleisten.“ 
 
„Die von der FDP geforderte Ausset-
zung der Wehrpflicht bedeutet auch 
das Aus für den Zivildienst.“ 
 
„Für die FDP gilt, dass Deutschland 
nicht nur aufgrund der Vorgaben des 
Bundesverfassungsgerichts, sondern 
aus eigener tiefster Überzeugung 
militärisch nur dann handeln sollte, 
wenn es gemeinsam mit den Partnern 
in der NATO oder der Europäischen 
Union sowie aufgrund einer klaren 
völkerrechtlichen Legitimation möglich 
ist. Unverzichtbar ist stets eine Zu-
stimmung des Deutschen Bundestages 
(Parlamentsvorbehalt). Einsätze ohne 
klare völkerrechtliche Grundlage lehnt 
die FDP ab, ebenso wie einen bündnis-
politischen Automatismus bezüglich 
der Teilnahme der Bundeswehr an 
Einsätzen im Ausland. Wie unbedingt 
notwendig es bleibt, Lösungen auf 
politischem Wege zu finden, weil Mili-
tär allein keinen stabilen Frieden schaf-
fen kann, zeigen die gegenwärtigen 

„Wir setzen auf die Fortentwicklung der 
Wehrpflicht, die unter Beibehaltung der 
Musterung die Möglichkeit einer flexib-
len Bedarfsdeckung des erforderlichen 
Bundeswehrpersonals mit einer Stär-
kung des freiwilligen Engagements in 
der Bundeswehr verbindet. Wir streben 
an, zum Dienst in den Streitkräften 
künftig nur noch diejenigen einzuberu-
fen, die sich zuvor bereit erklärt haben, 
den Dienst in der Bundeswehr zu leis-
ten.“ 
 
„Einen allgemeinen Pflichtdienst für 
junge Frauen und Männer lehnen wir 
ab.“ 
 
„Internationale Einsätze der Bundes-
wehr verantwortlich gestalten. Interna-
tionale Einsatze der Bundeswehr kön-
nen für uns nur das äußerste Mittel 
sein, wenn andere Instrumente zur 
Sicherung des Friedens und zum 
Schutz der Menschen keine Lösung 
herbeiführen können. Die Einsatze der 
Bundeswehr müssen durch ein Mandat 
des UN-Sicherheitsrates sowie einen 
konstitutiven Beschluss des Deutschen 
Bundestages legitimiert und in ein 
politisches Gesamtkonzept integriert 
sein.“ 
 
„Die Bundeswehr modernisieren. Wir 
wollen den Transformationsprozess der 
Bundeswehr aktiv vorantreiben und 
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sätze treffen wir unter Beteiligung des 
Bundestages nach den Werten und 
Interessen Deutschlands und im Lichte 
unserer internationalen Bündnisver-
pflichtungen. Auslandseinsätze müs-
sen in Übereinstimmung mit dem 
Grundgesetz und dem Völkerrecht 
erfolgen und der Bewahrung oder 
Wiederherstellung des Friedens und 
der internationalen Sicherheit dienen. 
Einsätze müssen eindeutig definierte, 
erreichbare Ziele verfolgen. Die Bun-
deswehr muss einen glaubwürdigen 
Beitrag dazu leisten können, diese 
Ziele zu erreichen. Der Einsatz muss in 
seinen Risiken berechenbar sein.“ 

Militäreinsätze in Afghanistan sowie im 
Nahen und Mittleren Osten.“ 
 
„...setzt sich die FDP für nachaltige 
Verbesserungen der Bundeswehr-
Struktur ein.“ 

den Umbau weiterhin sozialverträglich 
gestalten. Das bedeutet insbesondere, 
für eine leistungs- und zukunftsfähige 
Ausrüstung der Bundeswehr zu sorgen, 
die Sozialstandards für den Dienst und 
die Unterbringung der Soldatinnen und 
Soldaten zu erhöhen und einem mo-
dernen Familienbild anzupassen sowie 
geeignete Maßnahmen zur Steigerung 
der Attraktivität des Dienstes in der 
Bundeswehr einschließlich einer Re-
form der Besoldungsstruktur zu ergrei-
fen.“ 
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Alterssicherung / Rente 
„Die Gesetzliche Altersversicherung 
mit ihrer Umlagefinanzierung ist das 
Kernstück der Sicherung im Alter und 
muss es auch bleiben.“ 
 
„Private und betriebliche Altersvorsor-
ge werden unter einem Dach zusam-
men geführt.“ 
 
 
„Wir setzen deswegen auf ein Alterssi-
cherungssystem, das nachhaltig finan-
ziert wird und allen eine eigenständige 
Rente gewährt, die wirksam vor Armut 
schützt und nicht zusätzliche Grundsi-
cherungsleistungen erfordert.“ 
 
„...werden wir unzureichende Ansprü-
che auf ein Mindestniveau aufstocken, 
welches den Grundbedarf für alle 
sichert.“ 
 
„Mit einer solidarisch finanzierten 
Garantierente [...] muss aus Steuermit-
teln finanziert werden.“ 
 
„Langfristig wollen wir die Rentenver-
sicherung zu einer Bürgerversicherung 
für Alle weiterentwickeln, in die alle 
Erwachsenen unabhängig vom Er-
werbsstatus mit Beiträgen auf alle 
Einkommen einzahlen.“ 
 
 
„Bei den Renten darf es zwischen Ost 

„Die gesetzliche Rentenversicherung 
ist das erfolgreichste Instrument zur 
Vermeidung von Armut im Alter.“ 
 
„Die Erweiterung … zu einer Erwerbstä-
tigenversicherung löst die Herausfor-
derungen einer veränderten Arbeits-
welt und der demografischen Entwick-
lung nicht.“ 
 
„Deshalb halten wir auch in Zukunft am 
bewährten gegliederten System der 
Alterssicherung fest.“ 
 
 „Wir werden die steuerliche Förderung 
der privaten Altersvorsorge flexibler 
gestalten.“ 
 
„Die Förderung der privaten Altersvor-
sorge ist eine wichtige Maßnahme zur 
Verhinderung einer zukünftigen Alters-
armut von breiten Bevölkerungsschich-
ten. Deswegen ist der Freibetrag beim 
Schonvermögen im SGB II pro Lebens-
jahr wesentlich zu erhöhen.“ 
 
„…Bürgerinnen und Bürger, die ein 
Leben lang Vollzeit beschäftigt waren, 
eine Rente oberhalb des Existenzmini-
mums erhalten. Diese werden wir 
bedarfsabhängig ausgestalten und aus 
Steuermitteln finanzieren.“ 
 
 
„Wir werden uns auch künftig für eine 

„...das öffentliche Solidarsystem der 
gesetzlichen Rente stärken: den Le-
bensstandard im Alter sichern und 
langjährigen Beitragszahlerinnen und -
zahlern eine Rente deutlich oberhalb 
des Grundsicherungsniveaus bieten; 
sämtliche Kürzungsfaktoren aus der 
Rentenformel streichen, damit die 
Rente wieder der Lohnentwicklung 
folgt;“ 
 
„…Zeiten von Erwerbslosigkeit, Kinder-
betreuung- auch vor 1992-, Pflege und 
niedrigen Löhnen aufwerten,…“ 
 
„…Rente erst ab 67 wieder abschaffen 
und flexible Ausstiegsmöglichkeiten 
ohne Abschläge vor dem 65. Lebens-
jahr schaffen; 
 
„Armut im Alter verhindern: kein 
Mensch darf im Rentenalter weniger als 
800 Euro im Monat zum Leben haben;“ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Für eine generationengerechte Aus-
gestaltung der Alterssicherung muss 
die gesetzliche Rente besser auf die 
finanziellen Auswirkungen der Alterung 
der Gesellschaft vorbereitet werden. 
Die FDP will die Alterssicherung stärker 
in Richtung privater Kapitaldeckung 
umbauen.“ 
 
„Wir wollen zugleich die private Alters-
vorsorge gegenüber staatlichem Zugriff 
besser schützen. Dazu soll das Schon-
vermögen für private oder betriebliche 
Altersvorsorge einschließlich der 
Riester- und Rürup-Renten verdreifacht 
werden und 750 EURO je Lebensjahr 
betragen. Zusätzlich bleibt sonstiges 
Vermögen bis zu 250 EURO je Lebens-
jahr bei Berechnung des Bürgergeldes 
anrechnungsfrei.“ 
 
„Die FDP tritt dafür ein, dass die Versi-
cherten ab dem 60. Lebensjahr bei 
versicherungsmathematisch korrekten 
Zu- und Abschlägen den Zeitpunkt 
ihres Renteneintritts frei wählen kön-
nen. Voraussetzung ist, dass ihre 
kombinierten Ansprüche aus gesetzli-
cher, betrieblicher und privater Rente 
über dem Grundsicherungsniveau 
liegen.“ 
 
„... alle Zuverdienstgrenzen neben dem 
Rentenbezug aufzuheben.“ 
„Das Rentenrecht in Ost und West 

„Zur umlagefinanzierten gesetzlichen 
Rente, ergänzt um die betriebliche und 
private Altersvorsorge, gibt es keine 
bessere Alternative.“ 
 
„Renten müssen auch in Zukunft die 
Gegenleistung für den während der 
Erwerbstätigkeit gezahlten Beitrag 
bleiben.“ 
 
„Rentenversicherung langfristig zu 
einer Erwerbstätigenversicherung 
weiterentwickeln.“ 
 
„Wir wollen Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern in Zukunft mehr Flexibi-
lität beim Übergang vom Erwerbsleben 
in die Rente ermöglichen.“ 
 
„...geförderte Altersteilzeit werden wir 
bis 2015 verlängern.“ 
 
 „Wir werden in der kommenden Legis-
laturperiode ein einheitliches Renten-
system in Ost und West durchsetzen.“ 
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und West keine Ungleichbewertung von 
Lebensarbeitsleistungen geben.“ 

Rentenentwicklung einsetzen, die den 
Rentnerinnen und Rentnern eine ver-
lässliche und gerechte Beteiligung an 
der allgemeinen Einkommensentwick-
lung gewährleistet, ohne der jüngeren 
Generation Chancen auf Entfaltung und 
Wohlstand zu nehmen.“ 
 
„Wir wollen, dass die Kindererziehung 
noch besser in der Rente berücksichtigt 
wird.“ 
 
„Das gesetzliche Rentensystem hat 
sich auch in den Neuen Ländern be-
währt. Wir setzen uns für ein einheitli-
ches Rentensystem in Ost und West 
ein.“ 

„Rentenungerechtigkeit beseitigen: die 
Rentenwerte Ost an West anpassen 
und die niedrigeren Einkünfte höher 
berechnen; die Überführungslücken 
und ungerechtigkeiten beseitigen;“ 
 

muss vereinheitlicht werden.“ 
 
 
 
 
„Die private und betriebliche kapital-
gedeckte Vorsorge müssen gestärkt 
werden.“ 
 
„Kindererziehungszeiten will die FDP 
künftig stärker in der kapitalgedeckten 
Altersvorsorge berücksichtigen.“ 
 
„...soll bei der Grundsicherung im Alter 
die eigene Altersvorsorge nur zum Teil 
angerechnet werden. 
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Umgang mit Extremismus 
„...Information über die Verbrechen der 
Nazizeit - in Schulen, Medien, durch 
Gedenkorte wie die ehemaligen Kon-
zentrationslager, das Mahnmal für die 
ermordeten Juden Europas und weitere 
Gedenkorte für Sinti und Roma, Eutha-
nasieopfer und Homosexuelle.“ 
 
„Wir brauchen attraktive demokrati-
sche Netzwerke, die Gegenangebote 
machen. Zivilgesellschaftliche Initiati-
ven gegen Rechtsextremismus aktivie-
ren demokratische Kräfte, beraten 
fachkundig, helfen Opfern und werben 
öffentlich für mehr Vielfalt, Offenheit 
und Toleranz. [...] Aber für ihre Arbeit 
brauchen sie auch eine solide und 
dauerhafte finanzielle Unterstützung. 
Zum Kampf gegen Rechtsextremismus 
gehört schließlich auch das entschlos-
sene Eintreten für Gleichbehandlung 
und gegen Diskriminierung. Wir brau-
chen in der Fläche mobile Opferbera-
tungsteams, die verhindern, das Opfer 
rechtsextremer Straftaten sich aus 
Angst aus dem öffentlichen Leben 
zurückziehen.“ 

„Die Ursachen für rechtsextremistische 
Einstellungen zu beheben, ist erklärtes 
Ziel von CDU und CSU. Nur durch lang-
fristiges Engagement und nachhaltige 
Prävention wird die Ausbreitung 
rechtsextremistischen Gedankenguts 
verhindert. Hierzu gehört die Stärkung 
der Bürgergesellschaft. Wir werden die 
Unterstützung der bürgerschaftlichen 
Projekte, die Arbeit der demokrati-
schen politischen Nachwuchsverbände 
im Ring Politischer Jugend (RPJ) und 
Aussteigerprogramme gegen Extrem-
ismus weiterentwickeln und dabei 
Schwerpunkte in gefährdeten Regionen 
setzen. Ausstiegsprojekte werden wir 
konsequent weiter fördern.“ 
 
„Auch Linksextremisten sind erklärte 
Gegner unserer freiheitlich demokrati-
schen Staats- und Gesellschaftsord-
nung. Die Gefahr linksextremistischer 
Straftaten wird in der Öffentlichkeit 
unterschätzt. Wir halten an der Beo-
bachtung der extremistischen Struktu-
ren in der Partei „DIE LINKE“ durch den 
Verfassungsschutz fest.“ 
 
„Wachsamkeit ist auch gegenüber dem 
Extremismus islamistischer Gruppen 
geboten, der sich regelmäßig mit 
Antisemitismus verbindet.“ 

„...rechtsextreme Gewalt ächten, 
staatlich verfolgen und konsequent 
ahnden: bürgerschaftliches Engage-
ment gegen rechtsextreme Gewalt 
anerkennen und fördern; die Aktivitä-
ten gegen Rechtsextremismus, Ras-
sismus und Antisemitismus der Bun-
desministerien und von Bund und 
Ländern durch eine „Beauftragte des 
Deutschen Bundestages für Demokra-
tie und Toleranz“ koordinieren;“ 
 
„...eine unabhängige Beobachtungs-
stelle Rechtsextremismus, Rassismus 
und Antisemitismus einrichten: die 
Beobachtung von NPD und Nazistruktu-
ren nicht nur dem Verfassungsschutz 
überlassen; mobile Beratungsteams, 
Exit-Angebote und andere öffentliche 
Projekte und Initiativen gegen Rechts-
extremismus, Rassismus und Antisemi-
tismus stärken und finanziell absi-
chern; entsprechende Bildungsarbeit 
in Schule, Ausbildung und Politik 
fördern;“  
 
„NPD verbieten und die gesellschaftli-
che Auseinandersetzung mit dem 
Rechtsextremismus offensiv führen: 
die V-Leute der Verfassungsschutzäm-
ter innerhalb der NPD abziehen;“ 

„Freiheit wird durch politischen Extre-
mismus gefährdet. Links- und Rechts-
extremismus stellen gleichermaßen die 
Grundrechte und den Rechtsstaat in 
Frage.“ 
 
„Gleichzeitig plädieren wir für differen-
zierte Strategien. Die FDP fordert, dass 
Programme zur Bekämpfung von Ge-
waltbereitschaft, Fremdenfeindlichkeit 
und Extremismus, besonders bei Ju-
gendlichen, verstärkt werden. Dazu 
schlagen wir eine Drei-Säulen Initiative 
vor: Eine Intensivierung der Programme 
für den Ausstieg gewaltbereiter und 
gefährdeter Jugendlicher; Angebote für 
jugendliche Aussteiger aus der rechten 
Szene hinsichtlich schulischer und 
beruflicher Qualifizierung; Gewaltprä-
ventionsprogramme an Schulen und in 
der Jugendarbeit. Außerdem müssen in 
der Auseinandersetzung mit dem 
Linksextremismus wesentlich stärker 
als bisher Ursachen und Handlungs-
weisen bekämpft werden.“ 

„Der Kampf gegen Rechtsextremismus, 
Rassismus und Antisemitismus ist für 
uns eine gesamtgesellschaftliche und 
gesamtstaatliche und alle Generatio-
nen betreffende Aufgabe [...] Wir ver-
stehen Rechtsextremismus-Prävention 
nicht als Projekt, sondern als instituti-
onalisierte Arbeit. [...] Die SPD wird die 
Bundesprogramme für den Kampf 
gegen Rechts verstetigen und spätes-
tens in der nächsten Legislaturperiode 
eine Bundesstiftung aufbauen, um so 
die notwendige Arbeit der zahlreichen 
zivilgesellschaftlichen Projekte und 
Initiativen gegen Rechtsextremismus 
zu bündeln.“ 
 
„Die NPD ist eine Partei, die den Natio-
nalsozialismus offen verherrlicht und 
eine aggressiv-kämpferische Grundhal-
tung gegenüber unserer freiheitlich-
demokratischen Grundordnung auf-
weist. Deshalb muss das Verbot der 
NPD angestrebt werden.“ 
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Generationengerechtigkeit 
„Ein Neuer Gesellschaftsvertrag ver-
langt, dass diese Kosten nicht allein 
den kommenden Generationen aufge-
bürdet werden.“ 
 
„Der Neue Gesellschaftsvertrag muss 
darauf achten, dass keine Generation 
einseitig belastet wird, nicht die heuti-
gen und nicht die zukünftigen Bei-
tragszahlerInnen, nicht die aktuellen 
und nicht die zukünftigen Rentenbe-
zieherInnen.“ 
 
„Dabei geht es darum, die sozialen 
Sicherungssysteme, vor allem die 
Rente, so zu gestalten, dass sich die 
Älterwerdenden darauf verlassen 
können und die Jungen nicht überfor-
dert werden.“ 
 
„Deshalb wollen wir das Ziel der Gene-
rationengerechtigkeit im Grundgesetz 
verankern.“ 
 
„Ein neuer Vertrag zwischen den Gene-
rationen muss auf Gerechtigkeit auf-
bauen.“ 

 „Wir sind auch dem Wohl der Kinder 
von heute und dem Wohl noch nicht 
geborener Generationen verpflichtet.“ 
 
„Der Zusammenhalt der Generationen 
erwächst aus der Weitergabe von 
Lebenserfahrung, aus Toleranz und vor 
allem aus praktischer Hilfe der Genera-
tionen füreinander. Mehrgeneratio-
nenhäuser fördern das Miteinander 
und den Austausch der Generationen 
und schaffen ein nachbarschaftliches 
Netzwerk familiennaher Dienstleistun-
gen.“ 
 
„Politik der soliden Finanzen entspricht 
dem Prinzip der Generationengerech-
tigkeit,…“ 

 „Die steigende Lebenserwartung und 
die damit einhergehende längere 
Rentenbezugsdauer werden direkter 
als bisher für jeden Jahrgang bei der 
Berechnung der gesetzlichen Rente 
berücksichtigt. Insoweit wird eine 
generationengerechte Verteilung der 
Lasten auf die einzelnen 
Jahrgänge erreicht.“ 
 
„Jede Generation soll vom Grundsatz 
her die von ihr verursachten Gesund-
heitskosten über die  gesamte Lebens-
zeit selbst tragen. Das ist nur möglich, 
wenn in der Zeit, in der wenig Gesund-
heitsleistungen in Anspruch genom-
men werden, Rücklagen aufgebaut 
werden für die Zeit, in der mehr medi-
zinische Versorgung benötigt wird.“ 
 
„Die FDP unterstützt die Verankerung 
der Interessen kommender Generatio-
nen im Grundgesetz: in der Finanzver-
fassung und in den Staatszielbestim-
mungen.“ 
 
„...will die FDP eine offizielle Generati-
onenbilanz für Deutschland.“ 

„Öffentliche Zukunftsinvestitionen 
spielen eine zentrale Rolle, wenn es 
darum geht, wirtschaftliche und gesell-
schaftliche Innovationskraft mit sozia-
ler Gerechtigkeit zu verbinden.“ 
 
„Wir wollen die Solidarität der Genera-
tionen fördern und ausbauen, um den 
Zusammenhalt der Gesellschaft zu 
stärken.“ 
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Europa 
„...mehr Demokratie in Europa. Daher 
treten wir für den Vertrag von Lissabon 
ein[...]“ 
 
„Das europäische Parlament braucht 
ein eigenes Gesetztesinitiativrecht und 
erweiterte Haushaltskompetenzen.“ 
 
„...wir wollen, dass die Grundrechte-
charta endlich rechtsverbindlich wird.“ 

„Wir wissen: Eine starke Europäische 
Union ist die beste Voraussetzung für 
Wachstum, die Schaffung und Siche-
rung von Arbeitsplätzen sowie für 
soziale Sicherheit in unserem Land. Die 
Soziale Marktwirtschaft, die wir in 
Europa und auch international veran-
kern wollen, ist das beste Wirtschafts- 
und Gesellschaftsmodell, um diese 
Ziele zu erreichen und damit unsere 
Zukunft zu sichern. Sie ist die erfolg-
reiche und menschliche Antwort auf die 
gescheiterten Systeme der sozialisti-
schen Planwirtschaft und des ungezü-
gelten Kapitalismus.“ 
 
„Wir verlangen, dass gemäß dem 
Subsidiaritätsprinzip Aufgaben so nah 
wie möglich bei den Menschen erledigt 
werden. Brüssel darf sich nicht einmi-
schen, wenn Aufgaben auf bundes-, 
landes- oder kommunalpolitischer 
Ebene ausreichend oder besser gere-
gelt werden können. Im Binnenmarkt 
brauchen wir aber weniger detaillierte 
Regelungen und mehr Freiraum. Bei 
künftigen EU-Vertragsänderungen 
wollen wir überprüfen, ob Kompeten-
zen von der europäischen Ebene auf 
die Nationalstaaten zurückverlagert 
werden können.“ 

„...eine europäische Verfassung durch 
Bürgerinnen und Bürger mit gestalten 
lassen und am selben Tag allen Bürge-
rinnen und Bürgern der Europäischen 
Union zur Abstimmung vorlegen;“ 

„Die FDP will, dass die Europäische 
Union demokratischer, verständlicher 
und handlungsfähiger wird.“ 
 
„Langfristige Ziele bleiben für uns 
Liberale ein föderales Europa und die 
Verabschiedung einer Europäischen 
Verfassung.“ 
 
„In den EU- Verträgen sollte die Mög-
lichkeit verankert werden, dass die 
Bürger über Fragen, die für die Fort-
entwicklung der Union von grundle-
gender Bedeutung sind, einen EU-
weiten Volksentscheid herbeiführen 
können.“ 

„Diesen Grundprinzipien der Sozialen 
Marktwirtschaft wollen wir auch auf 
europäischer und internationaler 
Ebene Geltung verschaffen.“ 
 
„Im ersten globalen Jahrhundert kann 
und will Deutschland nicht alleine 
agieren, sondern als ein wichtiger Teil 
Europas. Dieses Europa soll nicht nur 
wirtschaftlich stark sein, sondern eine 
klare soziale Ordnung haben. Europa 
steht international für Frieden, Koope-
ration und fairen Ausgleich unter-
schiedlicher Interessen.“ 
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Geschlechtergerechtigkeit 
„Ein gesetzlicher Mindestlohn ist 
zudem ein wichtiger Beitrag zur Ge-
schlechtergerechtigkeit, weil vor allem 
Frauen von Niedriglöhnen betroffen 
sind.“ 
 
„Da Frauen in deutschen Chefetagen 
noch immer exotische Ausnahmen 
sind, streben wir eine verbindliche 
Quote von 50 Prozent Frauenanteil in 
Aufsichtsräten an. Wir bleiben bei 
unseren Forderungen nach einem 
Gleichstellungsgesetz für den privaten 
Sektor. Und wir setzen uns weiterhin 
dafür ein, den gesellschaftlich Skandal 
zu beenden, dass Frauen für gleichwer-
tige Arbeit schlechter bezahlt werden.“ 
 
„Der grüne Neue Gesellschaftsvertrag 
gründet auf einer neuen Solidarität 
zwischen den Geschlechtern.“ 
 
„Die Gleichstellung von Frauen und 
Männern ist für uns eine zentrale Ge-
rechtigkeitsfrage. Dafür braucht es die 
richtigen institutionellen Rahmenbe-
dingungen, eine Gesetzgebung im 
Familien-, Arbeits- und Steuerrecht, die 
Gleichstellung befördert und sichere 
Sozialsysteme.“ 
 
„Wir brauchen ein Gleichstellungsge-
setz für die Privatwirtschaft, mit Perso-
nalentwicklungsplänen und klaren 
Zielvorgaben für Einstellung, Qualifi-

„Die Chancen- und Lohngleichheit von 
Frauen zu verwirklichen, ist Teil einer 
Gesellschaft des Zusammenhalts. Wir 
stehen für eine ausgewogene Berück-
sichtigung von Frauen in Führungsfunk-
tionen.“ 
 
„CDU und CSU wollen die Gleichbe-
rechtigung von Frau und Mann in allen 
Phasen ihres Lebenslaufs in einer 
partnerschaftlichen Gesellschaft ver-
wirklichen.“ 
 
„Wir halten den Grundsatz „Gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit“ für selbstver-
ständlich und lehnen unterschiedliche 
Entgelte für Frauen und Männer bei 
gleicher Arbeit ab.“ 

„…gleicher Lohn für gleiche Arbeit für 
Frauen im Verhältnis zu Männern, für 
Beschäftigte im Osten im Verhältnis zu 
Beschäftigten im Westen;…“ 
 
„Gleichstellung von Frauen und Män-
nern in allen gesellschaftlichen Berei-
chen durchsetzen: Geschlechterver-
hältnisse in allen Politikbereichen 
systematisch berücksichtigen; alle 
Maßnahmen hinsichtlich ihrer Wirkung 
auf die Gleichstellung von Frauen und 
Männern überprüfen; Frauenpolitik als 
eigenständiges Politikfeld sichern;“ 
 
„Gleichstellungsgesetz für die private 
Wirtschaft einführen;“ 

„Die FDP setzt sich für eine freie und 
selbstverantwortliche Lebensgestal-
tung von Frauen und Männern ein. Wir 
schaffen hierzu die Rahmenbedingun-
gen. Der Grundsatz der Geschlechte 
Geschlechtergleichstellung ist unein-
geschränkt umzusetzen. Die Verein-
barkeit von Familie und Beruf ist Vor-
aussetzung für eine selbstverantwortli-
che Lebensgestaltung.“ 
 
„Die FDP setzt sich dafür ein, dass 
Frauen und Männer für gleiche Arbeit 
am gleichen Ort gleich bezahlt wer-
den.“ 

„Wir wollen die Gleichstellung von 
Männern und Frauen in allen gesell-
schaftlichen Bereichen weiter voran-
bringen. Dazu gehören die gleiche 
Teilhabe an existenzsichernder Arbeit 
und berufliche Aufstiegsmöglichkeiten 
sowie gleicher Lohn für gleichwertige 
Arbeit ebenso wie die partnerschaftli-
che Teilung der familiären Sorge. 
Gleichberechtigung muss zur Gleich-
behandlung und tatsachlichen Gleich-
stellung führen.“ 
 
„Gerechte Löhne..... Wir werden dafür 
sorgen, dass sich die Lücke zwischen 
den Löhnen von Männern und Frauen 
schließt.“ 
 
„Ausländischen Beispielen folgend 
wollen wir in den Aufsichtsgremien von 
Unternehmen eine Frauenquote von 
mindestens 40 Prozent einführen." 
 
„Wir wollen den Frauenanteil des 
wissenschaftlichen Personals bis 2020 
auf 40 Prozent erhöhen. Dafür planen 
wir ein Professorinnen-Programm 
sowie ein Investitionsprogramm für 
Kindertagesstatten und Krippen an den 
Hochschulen.“ 
 
„Gleiche Chancen, gleiche Bezahlung. 
Für gleichwertige Arbeit müssen glei-
che Löhne gezahlt werden. Wir werden 
mit verbindlichen Regelungen und 
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zierung und Beurteilung. Die Ausges-
taltung der Maßnahmen soll nach 
Branchen und Betriebsgrößen flexibel 
gehandhabt werden. Öffentliche Auf-
träge sollen bevorzugt an Unternehmen 
vergeben werden, die Gleichstellung 
ernst nehmen.“ 
 
„Mehr Demokratie zu wagen heißt für 
uns Geschlechterdemokratie verwirkli-
chen. Im Bundestag liegt der Frauenan-
teil bei gerade einmal 32%, in den 
Kommunen und Landtagen allerdings 
erheblich niedriger. Die grüne Frauen-
quote ist eine Erfolgsgeschichte – und 
doch bleibt noch viel zu tun. Mehr 
Demokratie zu wagen heißt der multi-
kulturellen Vielfalt Rechnung tragen. 
Demokratie braucht wechselseitige 
Anerkennung von Unterschiedlichkeit 
ebenso, wie die gemeinsame Anerken-
nung von Freiheit, Demokratie und 
Rechtsstaat. Eine Demokratie ist dann 
stark, wenn Frauen und Männer glei-
chermaßen in ihren Parlamenten ver-
treten sind. Wir werden uns dafür 
einsetzen analog dem französischen 
Paritätsgesetz Grundlagen dafür zu 
schaffen, damit mehr Frauen in den 
Parlamenten vertreten sind.“ 

Zielvorgaben dafür sorgen, dass Frauen 
und Männer gleiche Aufstiegschancen 
in den Unternehmen haben und der 
Frauenanteil in den Führungspositio-
nen deutlich erhöht wird. Ausländi-
schen Beispielen folgend wollen wir in 
den Aufsichtsgremien von Unterneh-
men eine Frauenquote von mindestens 
40 Prozent einführen.“ 
 
„Wir werden neben der aktiven Frauen-
förderung die Gleichstellungspolitik zu 
einer Querschnittsaufgabe machen.“ 
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Ostdeutschland / Ländlicher Raum 
„Auch in ländlichen Regionen muss 
Bewegungsfreiheit und Teilnahme am 
öffentlichen Leben ohne Abhängigkeit 
vom eigenen Auto möglich sein. Der 
öffentliche Verkehr muss daher auch 
dort ein verlässliches Angebot bieten, 
kombiniert mit zusätzlichen Angebo-
ten, wie Bürger- und Rufbussen.“ 
 
„Wir wollen den Osten als Lebens- und 
Arbeitsort so stärken, dass junge 
Menschen hier ihre Zukunft sehen und 
ein Leben mit einem Einkommen zum 
Auskommen führen können. Es soll für 
sie attraktiv sein, wiederzukommen, 
wenn sie weg waren, oder auch neu in 
den Osten zu ziehen. Das Recht auf 
einen qualifizierten Schulabschluss 
und eine Ausbildung wollen wir u.a. 
durch ein flächendeckendes Netz von 
Produktionsschulen sicherstellen, in 
denen berufliche Ausbildung mit er-
werbsorientierter Produktion verknüpft 
wird. Denn in Ostdeutschland misslingt 
zu vielen jungen Menschen der Über-
gang von der Schule in die Ausbildung. 
Oft werden sie in monate- und jahre-
lange Warteschleifen im Übergangssys-
tem gezwungen. Das ist eine skandalö-
se Verschwendung von Talenten und 
Lebenszeit, mit der wir Schluss machen 
wollen.“ 
 
 „Der „Aufbau Ost“ ist nicht als Nach-
bau West zu machen. Gebraucht wer-

„Deutschland braucht starke ländliche 
Räume. CDU und CSU stehen für eine 
Politik, die die Leistungen der Men-
schen in ländlichen Räumen anerkennt 
und ihre Chancen für die Zukunft si-
chert.“ 
 
„Auch im ländlichen Raum muss ein 
öffentliches Verkehrsangebot 
vorgehalten werden, weil viele Bürger 
gerade dort darauf angewiesen sind.“ 
 
„Wir stehen zu dem fest vereinbarten 
und gesetzlich beschlossenen Solidar-
pakt II und werden ihn erfüllen. Wir 
werden die Investitionszulage bis 2013 
verlängern und die Gemeinschaftsauf-
gabe „Regionale Wirtschaftsstruktur“ 
auf hohem Niveau und nach bundes-
weit einheitlichen Indikatoren fortfüh-
ren. Die Verkehrsprojekte Deutsche 
Einheit (VDE) sollen für die Straße bis 
2010 und für die Schiene bis 2017 
vollständig abgeschlossen werden.“ 
 
„Aufgrund der relativ hohen Abwande-
rungsraten und des Einbruchs der 
Geburtenrate sind die ostdeutschen 
Länder in stärkerem Maße vom demo-
grafischen Wandel betroffen als die 
westdeutschen Bundesländer. Zur 
Gestaltung des demografischen Wan-
dels setzen wir uns für neue Formen 
der Sicherung der privaten und öffent-
lichen Infrastruktur (interkommunale 

„…gleichwertige Lebensbedingungen 
auch in Dörfern und kleinen Städten 
sichern;“ 
 
„...den Grundsatz „Gleiche Löhne und 
Gehälter bei gleicher Arbeitszeit und 
gleicher Arbeit“ verwirklichen; einen 
bundeseinheitlichen gesetzlichen 
Mindestlohn einführen;“ 
 
„Rentenungerechtigkeit beseitigen: die 
Rentenwerte Ost an West anpassen 
und die niedrigeren Einkünfte höher 
berechnen; die Überführungslücken 
und Ungerechtigkeiten beseitigen;“ 

 „Der Solidarpakt II ist und bleibt die 
wichtigste gesetzliche Grundlage für 
den Aufbau Ost. Er muss bis zum Jahr 
2019 uneingeschränkt gelten.“ 
 
„Wir werden Perspektiven für den 
ländlichen Raum in den Bereichen 
Industrie und Agrarwirtschaft sowie im 
Tourismus weiterentwickeln.“ 
 
„Wir fordern die gleichen Löhne für 
gleiche Arbeit in Ost und West und 
werden einen einheitlichen, flächende-
ckenden Mindestlohn durchsetzen.“ 
 
„Wir werden eine „Innovationsoffensi-
ve ländliche Raume“ starten, um das 
Potenzial der ländlichen Räume als 
Zukunftsraume Deutschlands auszu-
schöpfen [...] Wir wollen die Vorausset-
zungen dafür schaffen, dass gerade in 
strukturschwachen ländlichen Regio-
nen mehr Chancen für Teilhabe und 
Beschäftigung geschaffen werden.“ 
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den innovative Konzepte und überzeu-
gende Leitbilder. Die Chancen Ost-
deutschlands liegen in einer eigen-
ständigen Entwicklung und der Entfal-
tung eigener Energien und Potenziale.“ 
 
„Unser Ziel ist es, den Osten als Bil-
dungsstandort zu etablieren,[..]“ 

Zusammenarbeit) ein. Insbesondere 
wollen wir eine stärkere Förderung 
einer familiennahen Infrastruktur, um 
jungen Menschen eine Perspektive in 
geringer besiedelten Regionen aufzu-
zeigen.“ 
 
„Wir werden die Vielfalt der ländlichen 
Räume erhalten und deren Stärken und 
Wirtschaftskraft fördern.“ 
 
„Wir werden für eine integrierte Ent-
wicklung der ländlichen Räume Sorge 
tragen und den kontinuierlichen Aus-
bau der Infrastruktur der ländlichen 
Räume fördern, besonders in den 
Bereichen Arbeitsplätze, medizinische 
Versorgung, Verkehr, Bildungsangebo-
te und Kultur. Den Zugang ländlicher 
Räume zu den überörtlichen Ver-
kehrsachsen werden wir durch leis-
tungsfähige Anbindungen voranbrin-
gen.“ 
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Entwicklungspolitik 
Zukunft der Entwicklungshilfe - Schwerpunktsetzung 

 „Die Stärkung der Effizienz der deut-
schen Entwicklungszusammenarbeit 
verlangt eine Konzentration unserer 
Maßnahmen auf bestimmte Länder und 
Sektoren. Armutsbekämpfung bleibt 
ein Kernanliegen unserer Entwick-
lungspolitik.“ 

„Entwicklungspolitische Zusammenar-
beit muss sich schwerpunktmäßig auf 
die Unterstützung der am wenigsten 
entwickelten Länder konzentrieren mit 
dem Ziel, herausragende regionale 
Ergebnisse zu erzielen.“ 

„Ziel liberaler Entwicklungs-
zusammenarbeit ist es, die Ursachen 
der Armut zu bekämpfen und es den 
Menschen zu ermöglichen, ihren eige-
nen Lebensunterhalt zu erwirtschaften, 
um ein Leben in Würde, Freiheit und 
Selbstbestimmung zu führen.“ 
 
„Die FDP setzt sich für eine Fokussie-
rung der Entwicklungszusammenarbeit 
auf die schwächsten und ärmsten 
Länder ein, …“ 
 
„Einen Schwerpunkt legt die FDP bei 
der Bekämpfung von HIV/AIDS, das 
sich in Afrika inzwischen zur häufigsten 
Todesursache und damit zu einem der 
größten Entwicklungshemmnisse 
entwickelt hat.“ 

„Im Rahmen unserer Entwicklungspoli-
tik werden wir mehr in die ländliche 
Entwicklung, in den Klimaschutz, in die 
Anpassung an den Klimawandel und in 
Erneuerbare Energien investieren. Wir 
wollen unsere Partnerländer beim 
Ausbau sozialer Sicherungssysteme 
sowie eines effizienten und gerechten 
Steuersystems unterstützen. Ein wich-
tiger Schwerpunkt wird die Unterstüt-
zung Afrikas bleiben, denn das Errei-
chen der Milleniums-Entwicklungsziele 
wird entscheidend von den Fortschrit-
ten in Afrika abhängen.“ 

Entwicklungshilfe und Menschenrechte 
„Sie muss an verbindliche Vereinba-
rungen geknüpft werden, die auch eine 
menschenrechtliche Agenda umfas-
sen.“ 

„Menschenrechtspolitik und Entwick-
lungspolitik gehören zusammen und 
müssen eng aufeinander abgestimmt 
werden. Bei der Mittelvergabe in der 
Entwicklungszusammenarbeit müssen 
gute Regierungsführung und Fortschrit-
te im Bereich der Menschenrechte 
maßgebliche Kriterien sein. Ein beson-
deres Anliegen ist uns die Unterstüt-
zung von Menschen, die sich weltweit 
in friedlicher Weise für den Schutz der 
Menschenrechte einsetzen.“ 

 „Die Glaubwürdigkeit Deutschlands 
steht in direktem Zusammenhang mit 
dem konsequenten Eintreten für die 
Menschenrechte in der Außenpolitik. 
Ihre Einhaltung ist das Fundament für 
die demokratische, wirtschaftliche und 
kulturelle Entwicklung jedes Landes.“ 

„Der weltweite Einsatz für Menschen-
rechte ist zentraler Bestandteil unserer 
Politik. Menschenrechte, Solidarität 
und Demokratie gehören zusammen. 
Menschenrechtspolitik ist auch Frie-
denspolitik. Wir wollen die Menschen-
rechtsschutzsysteme der Vereinten 
Nationen, der EU und des Europarates 
weiter stärken.“ 
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Entwicklungsministerium 
„Wir wollen unter Federführung eines 
eigenständigen Entwicklungsministeri-
ums sowohl die bi- als auch die multi-
laterale Entwicklungszusammenarbeit 
ausbauen, effizienter machen und 
stärker an den Bedürfnissen der ver-
letzlichsten Bevölkerungsgruppen in 
den Partnerländern ausrichten.“ 

   „Deutschland gehört zu den Ländern 
mit einem eigenständigen Entwick-
lungsministerium. Auch in Zukunft 
wollen wir, dass die Entwicklungszu-
sammenarbeit kohärent von diesem 
Ministerium gesteuert wird. Mit der 
Eigenständigkeit dieses Ministeriums 
machen wir deutlich, dass globale 
Solidarität und der Kampf gegen die 
Armut für uns höchste Priorität haben.“ 

Millennium-Entwicklungsziele 
„Wir wollen die Millenniums-
Entwicklungsziele der UN schnellst-
möglich umsetzen und kämpfen weiter 
dafür, Armut und Hunger in der Welt bis 
2015 wenigstens zu halbieren. Dafür 
müssen die OECD-Länder endlich wie 
bereits 1970 vereinbart bis 2015 0,7 
Prozent ihres Bruttosozialproduktes für 
die Entwicklungszusammenarbeit 
einsetzen…“ 

„Wir stehen zu unseren internationalen 
Verpflichtungen, die Mittel für die 
öffentliche Entwicklungszusammenar-
beit auf 0,7 Prozent des Bruttonatio-
naleinkommens zu steigern. Eine 
quantitative Erhöhung der Mittel der 
Entwicklungszusammenarbeit muss 
aber mit einer Steigerung der Effizienz 
des entwicklungspolitischen Instru-
mentariums und der Absorptionsfähig-
keit in den Entwicklungsländern ein-
hergehen.“ 

„...0,7 Prozent des Bruttoinlandspro-
duktes für die Entwicklungshilfe be-
reitstellen.“ 

„Die FDP bekennt sich zu den Verpflich-
tungen, die Deutschland im Rahmen 
der UN- Millenniumsziele eingegangen 
ist.“ 

„Mehr Geld für Entwicklung. Wir stehen 
zu unserer Zusage, bis 2010 0,51 Pro-
zent und bis 2015 0,7 Prozent des 
Bruttoinlandsproduktes für die welt-
weite Bekämpfung von Armut und 
Hunger zur Verfügung zu stellen.“ 
 
„Wir wollen alles tun, um die Milleni-
ums-Entwicklungsziele bis zum Jahr 
2015 zu erreichen.“ 

NGOs 
„Neben der staatlichen Entwicklungs-
zusammenarbeit wollen wir Nichtregie-
rungsorganisationen und kirchliche 
Hilfswerke verstärkt fördern. Die hu-
manitäre Hilfe muss an den Bedürfnis-
sen der von Krisen und Naturkatastro-
phen betroffenen Menschen ausgerich-
tet und stärker mit der Entwicklungszu-
sammenarbeit verzahnt werden.“ 

„Wir werden die öffentliche Ent-
wicklungszusammenarbeit und das 
unverzichtbare zivilgesellschaftliche 
Engagement der Kirchen, Nichtregie-
rungsorganisationen und politischen 
Stiftungen ebenso wie die Kooperation 
mit der deutschen Privatwirtschaft 
noch enger miteinander vernetzen. Das 
zivilgesellschaftliche Engagement 
wollen wir fördern, denn die Erstver-

„Dabei sollte sie sich auf lokal gesteu-
erte Entwicklungsinitiativen auf kom-
munaler und regionaler Ebene stützen 
sowie Selbsthilfegruppen, Nichtregie-
rungsorganisationen und Mikrofin-
anzierungssysteme fördern.“ 

„In Ländern mit schlechter Regierungs-
führung muss die Arbeit von nichtstaat-
lichen Akteuren, wie Nichtregierungs-
organisationen, Stiftungen und Kirchen 
sowie der Bürgergesellschaft insge-
samt unterstützt werden.“ 

„Zivilgesellschaftliche Kräfte stärken. 
Die Zusammenarbeit mit und Förderung 
von Nichtregierungsorganisationen, 
Gewerkschaften, Kirchen und Wirt-
schaft wollen wir auch in Zukunft in-
tensiv fortsetzen.“ 
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antwortung für die deutsche Entwick-
lungspolitik liegt bei den Bürgern. Wir 
wollen in der Bevölkerung den Gedan-
ken der Solidarität mit Menschen in 
Not wieder stärken.“ 

Organisation der Entwicklungshilfe 
„Die Zusammenlegung staatlicher 
Durchführungsorganisationen zu einer 
bundeseigenen Entwicklungsagentur 
muss endlich in Angriff genommen 
werden.“ 
 
„Zur Stärkung der Eigenverantwortlich-
keit der Partnerländer soll die Budget-
hilfe in der Entwicklungszusammenar-
beit an Bedeutung gewinnen.“ 

„Wir wollen für ein effizientes strategi-
sches Vorgehen sorgen. Dazu wollen 
wir die entwicklungspolitisch relevan-
ten Strukturen des deutschen Außen-
handelns optimieren und zu einer 
kohärenten Entwicklungspolitik zu-
sammenführen Wir werden dazu die 
Entwicklungspolitik als eigenständiges 
Politikfeld für die Koordinierung der 
Aktivitäten Deutschlands in Entwick-
lungsländern stärken. Die entwick-
lungspolitischen Instrumente wollen 
wir effizienter gestalten. Deshalb 
werden wir die notwendigen Struktur-
veränderungen bei staatlichen Durch-
führungsorganisationen der Entwick-
lungszusammenarbeit vornehmen.“ 
 
„Wir wollen die internationale Arbeits-
teilung zwischen den Geberländern – 
auch in der EU –weiter verbessern.“ 

„Unterordnung der Entwicklungszu-
sammenarbeit unter die Außen- und 
Sicherheitspolitik beenden;“ 

„Für mehr Transparenz und eine klare 
Aufgabenverteilung zwischen europäi-
scher und nationaler Entwicklungszu-
sammenarbeit Die europäische Ent-
wicklungszusammenarbeit soll die 
Entwicklungszusammenarbeit der 
Mitgliedsstaaten lediglich ergänzen 
und dort koordinierend tätig werden, 
wo mehrere Länder gemeinsame Pro-
jekte beziehungsweise Programme 
durchführen.“ 

 

Entschuldung 
„Für einen wirtschaftlichen Neuanfang 
der ärmsten Länder sind Entschul-
dungsinitiativen und die Streichung 
der illegitimen Schulden unerlässlich.“ 

 „...gerechte Handelsstrukturen herstel-
len, Entwicklungsländer entschulden“ 
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Sonstige Aussagen zu Entwicklungspolitik 
„Wir setzen uns im Rahmen der UN 
dafür ein, dass die Handels-, Klima-, 
Umwelt- und Entwicklungspolitik bes-
ser auf einander abgestimmt werden.“ 
 
„Wir wollen innovative Finanzierungs-
instrumente wie die Finanzumsatz-
steuer und die Flugticketabgabe ein-
führen.“ 

„Unsere Entwicklungspolitik lässt sich 
von drei Prinzipien leiten: der Verant-
wortung für die Menschen in Not und 
für die Schöpfung, der Abwehr globaler 
Risiken und der Stärkung unserer 
weltweiten Partnerschaften, von denen 
Deutschland auf vielfältige Weise 
profitiert.“ 
 
 

„DIE LINKE fordert eine grundlegende 
Neuorientierung der Entwicklungszu-
sammenarbeit.“ 
 
 

 „Neben der Bereitstellung von klassi-
schen Haushaltsmitteln wollen wir 
weitere, innovative Finanzierungsquel-
len erschließen. Ein Teil des Aufkom-
mens aus der Versteigung von CO2-
Verschmutzungsrechten soll für die 
Armutsbekämpfung und den internati-
onalen Klimaschutz eingesetzt werden. 
Als die Friedenspartei Deutschlands 
setzen wir uns für eine Abkehr vom 
globalen Ungleichgewicht zwischen 
Rüstungs- und Entwicklungsausgaben 
ein 
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